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1. Stellungnahmen Kantone / Cantons / Cantoni

Staatskanzlei des Kantons Bern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 2024.STA.1030-RRB-18.09.2024-de.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Luzern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: VM-BUWD-Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Obwalden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Kanton OW_RRB Nr. 64_Brief_unterzeichnet.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Anhang: RRB Nr. 64_Brief_unterzeichnet.pdf
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Staatskanzlei des Kantons St. Gallen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: RRB_2024_738_2.1_Kanton_St.Gallen 22.407 s Pa. Iv.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Graubünden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: RB 830-2024.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Thurgau

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 640_2024_Missiv_Änderung_des_Bundesgesetzes_über_Radio_und_Fernsehen_(RTVG)_—
_Abgabenanteile_für_lokale_Radio-_und_regionale_Fer.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --



35 / 518

Chancellerie d'Etat du Canton du Valais

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 2024 09 18 - LET CE - Conseil des Etats CTT - 22 407 et 22 417.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Chancellerie d'Etat du Canton du Jura

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: CTT_CE_redevance et aide aux médias.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Zürich

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Kanton ZH_RRB-2024-1041-Missiv.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Standeskanzlei des Kantons Uri

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Stärkung des Journalismus auf allen Kanälen ist nach wie vor ein 
wichtiges Anliegen. Die gesamte Medienbranche steht aktuell grossen 
Herausforderungen gegenüber. Der hohe Investitionsbedarf für die laufende 
digitale Transformation sowie stets steigende Kosten bei gleichzeitig stark 
sinkenden Werbeeinnahmen stellen die Schweizer Medienhäuser vor 
schwierige Aufgaben.
Es gilt, auch in peripheren Gebieten eine möglichst hohe Medienvielfalt und -
qualität zu erhalten. Verfügen die Medien nicht mehr über genügend 
Ressourcen, um von lokalen, regionalen
und kantonalen Abstimmungen zu berichten, oder wenn keine Debatten und 
keine Einordnung mehr stattfinden, sinkt die Qualität der journalistischen 
Berichterstattung und der Desinformation wird Vorschub geleistet.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir stimmen den Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien 
zu.

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Begründung Die Formulierung gemäss Mehrheitsantrag genügt.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Erhöhung des Anteils der Radio- und Fernsehabgaben von bisher 4-6% 
auf neu 6-8% ist angesichts sinkender Werbeeinnahmen entscheidend für 
die langfristige Sicherung des regionalen Service Public. Demgegenüber ist 
auf die Senkung der Haushaltabgabe weitgehend zu verzichten, da 
ansonsten die Mittel sowohl für die Medien der SRG als auch für Private 
einschneidend gekürzt werden müssen. 

Die Abwanderung grosser Werbebudgets zu den globalen Tech-Plattformen 
gefährdet einerseits die mehrheitlich werbefinanzierten privaten Anbieter, 
die heute neben den Medien der SRG in den Regionen über lokale, 
regionale und kantonale Themen und Abstimmungen berichten. Anderseits 
erfüllen SRG und Private mit ihren Radio- und TV-Programmen für die 
jeweilige Region tagtäglich einen wesentlichen Beitrag zum Service Public in 
der kleinräumigen, föderalistischen Schweiz.

Um das bewährte duale Mediensystem nicht schrittweise zu schwächen, 
braucht es rasche Massnahmen. Die in Artikel 40 der Vorlage festgelegte 
Erhöhung der Gebührenanteile für die regionalen Radio- und TV-Stationen 
auf 6-8 Prozent ist ein wichtiger Schritt. Dies ist zeitlich dringlich. Wir bitten, 
die Erhöhung des Anteils auf 6-8 Prozent so rasch wie möglich, sprich per 
2026, umzusetzen.
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Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann in der Branche anerkannte Organisationen, die Regeln 
für die journalistische Praxis entwickeln und deren Einhaltung 
beaufsichtigen, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen. Die Besetzung der 
Organe dieser Organisationen ist durch das BAKOM zu genehmigen.

Begründung Aufsichtsorganisationen sollen auch mit nicht (mehr) im Journalismus 
tätigen Personen besetzt werden. Dies ist durch die Genehmigung durch 
das Bakom zu gewährleisten.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wie die Mehrheit der Kommission anerkennt auch der Regierungsrat des 
Kantons Uri die Wichtigkeit der Medienvielfalt und die zentrale Bedeutung 
der regionalen Berichterstattung in einem föderalen und 
direktdemokratischen System. Das Massnahmenpaket zugunsten der 
Medien, das unter anderem die Anliegen der beiden vorliegenden 
parlamentarischen Initiativen erfüllt hätte, wurde in der Volksabstimmung 
vom 13. Februar 2022 vom Stimmvolk abgelehnt. Somit gilt es, die Idee der 
beiden parlamentarischen Initiativen, welche aus ihrer Sicht unbestrittene 
Teile des Massnahmenpakets darstellen, umzusetzen. Es sind rasch 
umsetzbare Massnahmen gefragt, um die Medienvielfalt und -qualität in den 
nächsten Jahren zu gewährleisten. 

Im Zusammenhang mit der Finanzierung der 
Medienförderungsmassnahmen ist sicherzustellen, dass im Rahmen der 
Diskussionen rund um die Volksinitiative «200 Franken sind genug! (SRG-
Initiative)» diese abzulehnen ist. Eine solche Senkung der zur Verfügung 
stehenden Mittel würde nicht nur die SRG sondern auch die privaten 
Medienhäuser empfindlich treffen.
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Staatskanzlei des Kantons Nidwalden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme_Radio- und Fernsehabgabe_visiert.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Kanton Nidwalden Stellungnahme_Radio- und Fernsehabgabe_visiert.pdf
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Chancellerie d'Etat du Canton de Fribourg

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Kanton FR_2024-CE-182_signiert.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Basel-Stadt

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: BRF an KVF-S.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Kantonskanzlei des Kantons Appenzell Ausserrhoden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme AR.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Aargau

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Vernehmlassung des Regierungsrats des Kantons Aargau.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Cancelleria dello Stato del Cantone Ticino

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Kanton Tessin.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Chancellerie d'Etat du Canton de Neuchâtel

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: NE_Stellungnahme pdf.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Glarus

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: KT-GLARUS-Vernehmlassungsantwort.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Chancellerie d'Etat du Canton de Genève

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Canton de Genève.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Zug

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: VD 2024-042 RRB VN Revision RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Regierungsrat des Kantons Schaffhausen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme RR SH.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Chancellerie d'Etat du Canton de Vaud

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 22_Canton VD_P-LE Modif loi radio télé_.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Landeskanzlei des Kantons Basel-Landschaft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Radio-Fernsehabgabe-Fördermassnahme_SCH.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --



110 / 518

Ratskanzlei des Kantons Appenzell Innerrhoden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme Kanton Appenzell_IRh.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2



112 / 518

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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2. Stellungnahmen In der Bundesversammlung vertretene politische Parteien / 
partis politiques représentés à l'Assemblée fédérale

FDP. Die Liberalen / PLR. Les Libéraux-Radicaux / PLR.I Liberali Radicali

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung: --

Anhang: 20240930_VL_lokale Radio und elektronische Medien.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Grünliberale Partei Schweiz glp / Parti vert'libéral Suisse pvl / Partito verde liberale svizzero 
pvl

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Medien nehmen eine wichtige und notwendige Einordnungs- und 
Kontrollfunktion in unserer direkten, föderalen und mehrsprachigen 
Demokratie wahr. Die vierte Gewalt ist aber unter Druck. Es ist nicht die 
Aufgabe der Politik festzulegen, welche journalistische Arbeit 
unterstützungswürdig ist und welche nicht. Sie muss jedoch anerkennen, 
dass qualitativ hochstehender Journalismus unter zunehmendem 
finanziellen Druck immer schwieriger zu bewerkstelligen ist.
Informationssendungen und Blogs privater Medienhäuser haben sich 
entgegen dem Trend aber zu viel genutzten und damit wichtigen Angeboten 
entwickelt.

Umso wichtiger sind die Aufgaben, die die SRG und ihre Regionalsender 
dank der Gebührenunterstützung erfüllen können. Die GLP stellt darum 
weder die Notwendigkeit der Mittel infrage, die durch die Abgabe für Radio 
und Fernsehen generiert werden, noch die substanzielle Unterstützung der 
SRG, die an die Erfüllung der Konzessionsvorgaben geknüpft sind. Kurz: 
Für die Grünliberalen ist es unverzichtbar, dass die Einwohnerinnen und 
Einwohner der Schweiz zur Finanzierung dieser Leistungen beitragen. 
Die SRG hat eine zentrale Funktion in unserem demokratischen System 
inne. Für den Zusammenhalt der Schweiz mit ihren vier Sprachregionen ist 
ihr Beitrag unverzichtbar. Auch trägt sie ihren Teil zur politischen 
Meinungsbildung bei. Doch auch private Medienhäuser haben in den letzten 
Jahren mit konzessionierten Sendern wichtige Beiträge geleistet. Die viel 
schlanker aufgestellten Privatmedien werden für die Erbringung dieser 
wichtigen Informationsvermittlung bislang von der Allgemeinheit nur in sehr 
geringem Masse unterstützt. 

Besonders begrüssen wir die Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien, die eine wichtige Unterstützungsfunktion eigentlich 
für alle Medien leisten können. Gerade in der heutigen Zeit muss vermehrt 
ein Augenmerk auf die Qualität der Medien gelegt werden. Mit einer 
Unterstützung der Aus- und Weiterbildung, der Selbstregulierung der 
Branche und von Agenturleistungen wird genau dies erreicht, ohne dass die 
inhaltliche Arbeit der Medien beeinflusst würde.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Streichung von Art. 38, Abs. 3

Begründung Die Beschränkung auf eine Konzession pro Versorgungsgebiet ist nicht 
einsichtlich. Ebenso leuchtet nicht ein, wieso die Minderheit Stark sich nur 
auf TV-Angebote bezieht.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Eine wichtige Bestimmung - insbesondere auch bezüglich der öffentlichen 
Wahrnehmung der Medienförderung.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung
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Das ist inhaltlich weder überprüfbar noch sinnvoll. Es ergibt sich einzig aus 
dem
Silodenken zwischen privaten Printmedien und öffentlich-rechtlichen RTV 
und elektronischen Medien, sowie der heutigen Struktur der 
Gesetzesgrundlage. Die heutige Realität der Medienlandschaft sieht aber 
ganz anders aus. Die Grünliberalen sind überzeugt, dass es eine 
grundsätzliche Neuausrichtung der
Medienförderung braucht.

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Diese Bestimmung ist zu starr und bremst Entwicklungen. Sie gehört nicht 
auf
Gesetzesebene. Allenfalls als Übergangsbestimmung anwendbar.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung Gerade in diesen Bestimmungen sehen wir einen grossen Mehrwert der 
Vorlage - siehe Generelle Stellungnahme.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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GRÜNE Schweiz / Les VERT-E-S suisses / I VERDI svizzera

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: ver_241028_paiv_medienfoerderung.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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SVP Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Anhang: 241028 RTVG Stellungnahme SVP.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Anhang: 241028 RTVG Stellungnahme SVP.pdf
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SP Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: SPStellungnahme_TeilrevisionRTVG_PaIvsBauerUndChassot_28.10.2024.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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3. Stellungnahmen Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete / associations faîtières des communes, des villes et 
des régions de montagne qui œuvrent au niveau national

Schweizerischer Städteverband / Union des villes suisses / Unione delle città svizzere

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme_SSV_Abgabenanteile_Medien.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete / Groupement suisse pour les 
régions de montagne / Gruppo svizzero per le regioni di montagna

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete SAB bedankt 
sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu randvermerktem Geschäft. 
Die SAB vertritt die Interessen der Berggebiete und ländlichen Räume in 
den wirt¬schaft¬lichen, sozialen und ökologischen Belangen. Mitglieder der 
SAB sind 22 Kantone, rund 600 Gemeinden sowie zahlreiche 
Organisationen und Einzelmitglieder.

Für die SAB stellen die regionalen Radio- und Fernsehsender einen 
wichtigen Faktor des Service Public im Berggebiet dar. Sie ergänzen das 
nationale Angebot der SRG optimal mit Leistungen rund um ihr jeweiliges 
Sendegebiet. Die SAB hatte sich denn auch bereits in der Vergangenheit 
immer dafür eingesetzt, dass der Gebührenanteil dieser lokalen Radio- und 
Fernsehsender angehoben wird. Diese lokalen Radio- und Fernsehsender 
könnten ohne Gebührenbeiträge nicht produzieren. Die Situation verschärft 
sich zunehmends mit den rückläufigen Werbeerträgen. 

Zudem hat der Bundesrat auf den 1. Januar 2023 die Versorgungsgebiete 
für die regionalen Radio- und Fernsehsender neu festgelegt. Neu wurde 
dabei auch für die Zentralschweiz ein Versorgungsgebiet für ein 
kommerzielles Lokalradio ausgewiesen. Im Bereich der komplementären 
nicht gewinnorientierten Lokalradios wurde in Lugano ebenfalls ein neues 
Versorgungsgebiet geschaffen. Gestützt auf diese Versorgungsgebiete 
wurden die Konzessionen für die Periode 2025 – 2034 neu ausgeschrieben 
und erteilt. Da der Gebührentopf insgesamt nicht grösser wurde, führt die 
Neukonzessionierung dazu, dass einige bestehende Radiosender weniger 
Gebührenanteil erhalten. Die SAB hatte in ihrer Stellungnahme zur 
Festlegung der Versorgungsgebiete festgehalten, dass sie die Neuzuteilung 
nur unterstützen könne, wenn für die bestehenden Radio- und 
Fernsehsender dadurch keine Beeinträchtigung entstehe. Dazu wäre eine 
Erhöhung des Anteils der Radio- und Fernsehender an den Serafe-
Gebühren nötig gewesen. Eine entsprechende Erhöhung des 
Gebührenanteils für die regionalen Radio- und Fernsehender von aktuell 6% 
auf neu 8% war im Medienpaket vorgesehen, welches im Februar 2022 zur 
Abstimmung gelangte. Da das Medienpaket in der Volksabstimmung jedoch 
abgelehnt wurde, entstehen nun effektiv für mehrere Sender Einbussen 
gegenüber der aktuellen Situation. Bei den Lokalradios müssen Radio 
Südostschweiz, Radio Rottu und Radio BeO Einbussen von 8 – 10% 
hinnehmen. Bei den Lokalfernsehen kommt es zu erheblichen 
Verschiebungen, wobei mehrere Sender mit Einbussen von bis zu 10% 
rechnen müssen. Um diese Einbussen vermeiden zu können, muss der 
Gebührenanteil der regionalen Radio- und Fernsehsender insgesamt erhöht 
werden von aktuell 6% auf neu 8%. Zudem ist bei einer Erhöhung wichtig, 
dass der Grundsatz verankert wird, dass von der Erhöhung effektiv alle 
Sender profitieren und die Erhöhung des gesamten Gebührenanteils dazu 
führt, dass alle Sender gegenüber der vorherigen Konzessionsperiode real 
mehr Mittel erhalten. 

Mit der Parlamentarischen Initiative Bauer 22.407 wurde dieses Anliegen 
erkannt. Die UREK-S hat mit Zustimmung der UREK-N den 
Handlungsbedarf bestätigt und nun die entsprechende Vernehmlassung 
eröffnet. Die SAB unterstützt die Vernehmlassungsvorlage in der Fassung 
der Kommissionsmehrheit. Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist 
abzulehnen. 

Die Vernehmlassungsvorlage der UREK-S nimmt zudem auch die Anliegen 
der Parlamentarischen Initiative Chassot 22.417 auf. Es handelt sich dabei 
um unbestrittene Elemente aus dem Medienpaket 2022. Es geht dabei 
insbesondere um Fördermassnahmen in den Bereichen Ausbildung, 
Nachrichtenagenturen und Selbstregulierung. Diese Massnahmen dienen 
allen Medien und stärken die Qualität der Medien. Sie tragen damit zu einer 
höheren Akzeptanz und damit Marktfähigkeit der Medien bei.
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Ablehnung der Minderheit.

Begründung Die Minderheit fordert hier die Einführung einer neuen Kategorie von lokalen 
Fernsehsendern. Wir lehnen diese Ergänzung und somit die Minderheit ab. 
Durch die Festlegung der Versorgungsgebiete ist die Versorgung mit dem 
regionalen Service public bereits flächendeckend geregelt. Neue Kategorien 
würden zu Doppelspurigkeiten führen und die beschränkten finanziellen 
Mittel noch mehr verzetteln.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 40 ist der Kern der Vorlage für die Umsetzung der Pa.Iv. Bauer. Der 
Gebührenanteil wird neu von einer Bandbreite 4 bis 6% auf 6 bis 8% 
festgelegt. Damit kann der schwierigen finanziellen Situation der regionalen 
Radio- und Fernsehsender Rechnung getragen werden. Diese Situation wird 
sich mit den weiter rückläufigen Werbeeinnahmen und dem veränderten 
Kundenerhalten auch in Zukunft weiter verschlechtern. Zudem kann mit der 
Erhöhung des Gebührenanteils verhindert werden, dass im Zuge der 
Neufestlegung der Versorgungsgebiete Konzessionäre schlechter gestellt 
werden als in der Vergangenheit. Diesbezüglich ist auch die Ergänzung in 
Abs. 2 wichtig, wonach die Anteile der jeweiligen Konzessionäre so 
festzulegen sind, dass sie sich unter Berücksichtigung der Teuerung im 
Vergleich zur letzten Konzessionsperiode angemessen erhöhen.

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Siehe Begründung zu Art. 40, Abs. 1.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag
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Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Ablehnung der Minderheit.

Begründung Die Minderheit möchte die Förderbeiträge nach Art. 76 kürzen, sollten die 
Trägerschaften der geförderten Organisationen ihrerseits ihre Beiträge 
senken. Die SAB lehnt diesen Minderheitsantrag ab, da er systemfremd ist 
und unnötigerweise eine neue Regelung einführt. Bestraft würden durch die 
Regelungen vor allem jene Sender, die sich ohnehin bereits in einer 
schwierigen finanziellen Situation befinden. Ziel der Unterstützung mit den 
Gebührenanteilen ist es ja gerade, die Sender zu unterstützen und 
zukunftsfähig zu machen.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
Ablehnung der Minderheit.

Begründung Die Minderheit will sämtliche Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien streichen. Es handelt sich dabei um die Förderung 
der Aus- und Weiterbildung, die verstärkte Selbstregulierung der Branche 
und die Agenturleistungen. Diese Massnahmen entsprechend er Pa.Iv. 
Chassot. Wie bereits einleitend erläutert, unterstützt die SAB diese 
Massnahmen, welche bereits im Medienpaket 2022 enthalten und 
unbestritten waren. Sie dienen zur Stärkung der Medienlandschaft 
insgesamt. Der Minderheitsantrag ist entsprechend abzulehnen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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4. Stellungnahmen Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft / 
associations faîtières de l'économie qui œuvrent au niveau national

Schweiz. Gewerkschaftsbund (SGB) / Union syndicale suisse (USS) / Unione sindacale 
svizzera (USS)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 241016_RW_VL_RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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economiesuisse / Verband der Schweizer Unternehmen / Fédération des entreprises 
suisses / Federazione delle imprese svizzere / Swiss business federation

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Im Sinne unserer Mitglieder unterstützen wir das Grundanliegen der 
Parlamentarischen Initiativen 22.407 und 22.417 und der 
Vernehmlassungsvorlage. Gleichzeitig teilen wir aber auch die Auf-fassung der 
Kommissionsminderheit, dass bei einer komplexen Abstimmungsvorlage wie 
dem Mass-nahmenpaket zugunsten der Medien ex post unmöglich 
«unbestrittene Elemente» identifiziert werden können. Da die vorgeschlagenen 
Unterstützungsmassnahmen keine zusätzliche Gebührenbelastung der 
Unternehmen nach sich ziehen, stehen wir dem pragmatischen Ansatz der 
Vorlage jedoch positiv gegenüber. Auch gehen wir insgesamt nicht davon aus, 
dass die vorgeschlagenen Massnahmen medienpolitische Strukturen 
zementieren oder eine Grundsatzdebatte vorwegnehmen. Stattdessen helfen 
sie, die kurzfristigen Verwerfungen im Markt zu überbrücken.

Ergänzend zu den von der Kommission vorgeschlagenen Änderungen 
unterstützen wir eine Anpassung von Art. 81 Abs. 1 RTVG gem. Beilage.

Anhang: 20241028 VNL RTVG_final.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Dieses Gesetz regelt:
a.die Veranstaltung, die Aufbereitung, die Übertragung und den Empfang 
von Radio- und Fernsehprogrammen;

Begründung Wir unterstützen den Antrag der Minderheit KVF-SR.

Zwar sind wir mit dem Ziel der Vorlage einverstanden, zusätzliche 
Fördermassnahmen für Aus—und Weiterbildungsangebote, 
Nachrichtenagenturen, usw. vorzusehen, um die Qualität der Schwei-zer 
Medienlandschaft in einer Transformationsphase zu gewährleisten. Dies 
impliziert jedoch per se keine Förderung von elektronischen Medien, 
sondern von Organisationen, die gewisse Leistun-gen zur Erhöhung der 
digitalen Medienkompetenz erbringen. Folglich braucht es aus unserer Sicht 
keinen allgemeinen Förderauftrag für elektronische Medien. Dies wäre in 
dieser allgemeinen Form auch nicht im Sinne der Volksabstimmung über 
das Massnahmenpaket zugunsten der Medien.

Trotz diesem Vorbehalt spricht unserer Ansicht nach nichts gegen eine 
Aufnahme der Definition «elektronische Medien» in Art. 2 E-RTVG.

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir unterstützen den Antrag der KVF-SR.

Im Sinne einer guten regionalen Versorgung mit Medienleistungen 
unterstützen wir die neue Ge-staltung der Abgabenanteile wie von der 
Kommission vorgeschlagen. Insbesondere begrüssen wir in Abstimmung mit 
unseren Mitgliedern die Präzisierung von Absatz 2, die sicherstellt, dass die 
Ge-bührenanteile der Regionalsender auch bei einer Reduktion der 
Haushaltsabgabe oder einer Strei-chung der Unternehmensabgabe stabil 
bleiben.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Der Bundesrat bestimmt die Höhe der Abgabe für Haushalte und für 
Unternehmen. Massgebend ist der Bedarf für:

Begründung Wir unterstützen den Antrag der Minderheit KVF-SR.

Wie schon bei Art. 1 angemerkt, sprengt ein genereller Förderauftrag 
zugunsten elektronischer Me-dien den Rahmen dieser Vorlage, resp. 
tangiert medienpolitische Grundsatzfragen, die in einem anderen Rahmen 
diskutiert werden müssen – insbesondere aufgrund des 
Abstimmungsergebnis-ses 2022.
Dennoch sind wir der Meinung, dass die Absicht der Pa. Iv. 22.417 auch 
ohne die explizite Nen-nung der «elektronischen Medien» erfüllt werden 
kann. Schliesslich geht es in der Vorlage um die Förderung von 
Kompetenzen und Institutionen, nicht direkt um Medienangebote.
Die gattungsübergreifende Wirkung der Vorlage kommt trotzdem zum 
Tragen. Selbst wenn bei-spielsweise eine Ausbildungsinstitution nur für ihre 
Aktivitäten im Bereich Radio und Fernsehen ge-fördert wird, so wird die 
Institution finanziell auch als Ganzes entlastet, was wiederum anderen Me-
diengattungen zugutekommt.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann auf Gesuch hin Institutionen, die dauerhaft praxisnahe 
Aus- und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von 
elektronischen Medien anbieten, finanziell unterstützen.

Begründung
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Die Stärkung der Aus- und Weiterbildung ist ein legitimes Anliegen, das 
nachhaltig zur Stärkung der Medienlandschaft in der Schweiz beitragen 
kann. Aufgrund der dynamischen Entwicklung in der Medienlandschaft ist es 
sinnvoll, den Berechtigtenkreis möglichst offen zu halten. Es soll, wenn 
angezeigt, auch möglich sein, Bildungsangebote von privaten 
Medienunternehmen oder journalis-musnahen Organisationen zu fördern.

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Neben der Änderung der Abgabenanteile sind die Unterstützung der 
Branchen-Selbstregulierung und der Agenturleistungen zwei Kernelemente 
der Vorlage, die wir befürworten.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Neben der Änderung der Abgabenanteile sind die Unterstützung der 
Branchen-Selbstregulierung und der Agenturleistungen zwei Kernelemente 
der Vorlage, die wir befürworten.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 20241028 VNL RTVG_final-1.pdf
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5. Stellungnahmen Übrige Organisationen und Stellungnehmende

ARF/FDS Verband Filmregie und Drehbuch Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: siehe separates Dokument: 
Die Vorschläge der KVF-S sind inhaltlich zu begrüssen. Die Finanzierung darf 
jedoch keinesfalls über Serafe-Gelder erfolgen, da es bei diesen, aufgrund der 
vom Bundesrat beschlossenen Kürzung um 10% per 2029, absolut keinen 
Spielraum für zusätzliche Fördermassnahmen mehr gibt.

Anhang: 2024_RTVG Vernehmlassung Vorschläge KVF-S_Stellungnahme ARFFDS.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Aktiengesellschaft für ein Gemeinschaftsradio in Bern Agrabe

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Radio RaBe ist ein komplementäres Radio aus Bern. Die AG für ein 
Gemeinschaftsradio in Bern Agrabe ist im Besitz des Vereins Radio Bern 
RaBe und hat eine Veranstalterkonzession für ein komplementären 
Lokalradio mit Leistungsauftrag inne. Diese ist für die Jahre 2025 bis 2034 
erneut erteilt worden. Somit ist unsere Organisation direkt von der 
möglichen Änderung des RTVG betroffen. Deshalb beteiligen wir uns sehr 
gerne an dieser Vernehmlassung. Die beiden Initiativen sind für unsere 
Zukunft von grosser Bedeutung.

Mit über 200 freiwilligen Sendungsmachenden, viele davon mit einem 
kulturellen oder sprachlichen Minderheitshintergrund, trägt Radio RaBe 
einen wesentlichen Teil zur Medienvielfalt im Raum Bern bei. Radio RaBe 
ist ab 2025 der einzige Berner Radioveranstalter mit lokalem 
Informationsauftrag, da es sich als einziges Radio um eine Konzession in 
der Stadt Bern beworben hat. Diesen Informationsauftrag nimmt Radio 
RaBe auch aktiv wahr, zum Beispiel mit regelmässigen Live-
Berichterstattungen von den Gemeinderatswahlen aus dem Berner Rathaus, 
oder dem wochentäglich professionell produzierten Hintergrundmagazin 
RaBe Info.

In seinem Programm widmet sich Radio RaBe Themen und 
Bevölkerungsgruppen, welche von den privat finanzierten Medien aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht angesprochen werden. In seinen 
Praktikumslehrgängen bildet Radio RaBe jährlich journalistische Fachkräfte 
aus, welche häufig auf diese Weise den beruflichen Einstieg in den 
Journalismus finden.

Die Situation der Schweizer Medienlandschaft ist prekär. Die für die gelebte 
Demokratie zwingend
benötigte unabhängige Berichterstattung ist durch Verlagerung des 
Werbemarktes zunehmend
schwierig zu finanzieren, was zu einer deutlichen Reduktion der Breite und 
Tiefe ebendieser führt.

Wir schliessen uns der Argumentation der KVF-S an. Die in den Initiativen 
Bauer und Chassot vorgeschlagenen Gesetzesänderungen würden ihre 
beabsichtige Wirkung erzielen und die Schweizer Medienlandschaft direkt 
fördern. Gerade Radio RaBe währe mit zusätzlichen Anteilen aus der 
Abgabe für Radio und Fernsehen in der Lage, unsere lokale 
Berichterstattung auszubauen und die journalistischen Kompetenzen 
unserer freiwilligen Sendungsmachenden weiter zu fördern. Unsere 
angestellten Journalistinnen und Journalisten sowie unsere freiwilligen 
Sendungsmachenden profitieren von niederschwelligen aber anerkannten 
Ausbildungen bei der Radioschule klipp + klang, welche ihr Angebot durch 
die zusätzliche Finanzierung von Ausbildungsangeboten weiter ausbauen 
könnte.

Aus diesen Gründen sind wir mit der vorgeschlagenen Gesetzesänderung 
vollständig einverstanden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Begründung In Bern haben alle TV-Stationen bereits auf ihre Konzession verzichtet. Eine 
Konzession mit Leistungsauftrag scheint in unserem Verbreitungsgebiet ein 
ungenügender Anreiz für journalistische Berichterstattung zu sein.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Forderung nach einer Kürzung der Förderbeiträge, falls die 
Medienunternehmen ihre eigenen Beiträge senken, ist kontraproduktiv. Eine 
solche Massnahme würde die ohnehin angespannte finanzielle Situation der 
Medien weiter verschärfen und damit die Vielfalt und Qualität des 
Medienangebots gefährden. Dies widerspricht dem eigentlichen Ziel des 
Gesetzes, nämlich die Medien in herausfordernden Zeiten zu unterstützen 
und somit die Medienvielfalt zu sichern.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Aktion Medienfreiheit

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Anhang: 241028_Vnl_AMF_Fördermassnahmen_final.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Allianz Pro Medienvielfalt

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Guten Tag

Wir überlassen Ihnen unsere Stellungnahme als PDF-Dokument.

Freundliche Grüsse
Mark Balsiger, Geschäftsführer
Allianz Pro Medienvielfalt

Anhang: Vernehmlassung Pa. Iv. Bauer und Chassot definitiv.pdf



169 / 518



170 / 518



171 / 518

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Guten Tag

Wir überlassen Ihnen unsere Stellungnahme als PDF-Dokument.

Freundliche Grüsse
Mark Balsiger, Geschäftsführer
Allianz Pro Medienvielfalt



172 / 518

CFJM - Centre de Formation au Journalisme et aux Médias

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Dans notre prise de position commune, le CFJM - Centre de Formation au 
Journalisme et aux Médias à Lausanne et le MAZ - Institut für Journalismus 
und Kommunikation, à Lucerne, considérons que les initiatives parlementaires 
en faveur de « Mesures d'aide en faveur des médias électroniques » (22.417) 
et sur la « Répartition de la redevance de radio-télévision » (22.407) vont dans 
le bon sens. Nous soutenons la proposition de modification de la LRTV dans la 
version telle que définie par la majorité de la CTT-E, moyennant une contre-
proposition et une proposition concernant : a) la quote-part de redevance 
prévue en financement des mesures d’aide en faveur des médias électroniques 
(art. 76c) et b) la répartition des contribution entre les principales activités
/organisations soutenues (prestations d’agences de presse ; Conseil suisse de 
la presse et institutions indépendantes proposant en permanence des 
formations et formations continues au journalisme et reconnues par l’ensemble 
de la branche). Les détails figurent dans le texte du document en pièce jointe.

Anhang: Position CFJM-MAZ_Consultation Modification LRTV-Iv. pa. Bauer-Chassot.pdf



173 / 518



174 / 518



175 / 518



176 / 518

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Dans notre prise de position commune, le CFJM - Centre de Formation au 
Journalisme et aux Médias à Lausanne et le MAZ - Institut für Journalismus 
und Kommunikation, à Lucerne, considérons que les initiatives parlementaires 
en faveur de « Mesures d'aide en faveur des médias électroniques » (22.417) 
et sur la « Répartition de la redevance de radio-télévision » (22.407) vont dans 
le bon sens. Nous soutenons la proposition de modification de la LRTV dans la 
version telle que définie par la majorité de la CTT-E, moyennant une contre-
proposition et une proposition concernant : a) la quote-part de redevance 
prévue en financement des mesures d’aide en faveur des médias électroniques 
(art. 76c) et b) la répartition des contribution entre les principales activités
/organisations soutenues (prestations d’agences de presse ; Conseil suisse de 
la presse et institutions indépendantes proposant en permanence des 
formations et formations continues au journalisme et reconnues par l’ensemble 
de la branche). Les détails figurent dans le texte du document en pièce jointe.

Anhang: Position CFJM-MAZ_Consultation Modification LRTV-Iv. pa. Bauer-Chassot.pdf
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Canal Alpha

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Adaptation du titre : Quotes-parts de la redevance et mesures de soutien en 
faveur des diffuseurs locaux de radio et de télévision

Begründung --

Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag vu le rapport de la commission des transports et des télécommunications du 
Conseil des États du [date de la décision de la commission],
vu l’avis du Conseil fédéral du [date],
arrête:
Minorité (Friedli Esther, Stark)
Ne pas entrer en matière

Begründung Refuser la proposition de minorité de non entrée en matière

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag La présente loi régit:
a.la diffusion, le conditionnement technique, la transmission et la 
réception des programmes de radio et de télévision;
b.les mesures de promotion en faveur des programmes de radios et de 
télévisions

Begründung Rejeter toutes les adaptations aux médias électroniques - sommes opposés 
à la proposition d'ouvrir la loi fédérale sur la radio et la télévision aux médias 
en ligne en modifiant le terme "médias électroniques"

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag annuler l'art. 2, let. abis

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minorité (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
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… octroyée par zone de desserte. Une concession supplémentaire 
donnant droit à une quote-part de la redevance peut être octroyée aux 
chaînes de télévision locales qui assurent une couverture autonome et 
régulière de la politique nationale et cantonale.

Begründung un changement aussi fondamental sans examen approfondi ni évaluation 
des conséquences doit être rejeté.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung La nouvelle répartition des redevances entre les chaînes régionales définie 
par l’OFCOM entraînera dès 2025 une diminution significative de la part 
attribuée à notre média régional. Alors que les mesures proposées dans 
cette consultation ont pour objectif d’augmenter le soutien aux chaînes 
régionales, elles risquent, dans le cas de notre média régional, de 
seulement préserver la situation actuelle.
En outre, les études commandées par l’OFCOM mettent en lumière les 
difficultés économiques auxquelles sont confrontées les chaînes de 
télévision régionales. La fuite de revenus publicitaires substantiels vers l’
étranger affecte gravement la situation financière de notre télévision. Depuis 
plusieurs années, nous constatons une diminution continue des revenus 
publicitaires.

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Le Conseil fédéral fixe le montant de la redevance pour les ménages et les 
entreprises. Sont déterminantes les ressources nécessaires pour:

h.financer les mesures de soutien aux programmes de radios et de 
télévisons (art. 76 à 76c).

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Modifier le titre : "Mesures de soutien"

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Le fonds d'aide destiné au financement des formations continues des 
journalistes prendre fin prochainement. Avec la diminution des revenus, il 
deviendra compliqué financièrement d'assurer une formation optimale du 
personnel, ce qui compromettra la qualité de l'offre journalistique. Des 
mesures de soutien sont donc indispensables.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag soutenons la proposition de la majorité de la commission

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minorité (Friedli Esther, Stark, Wicki)

Begründung => refusons la proposition de la minorité de biffer le chapitre 3

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Voir les avis détaillés sous l'onglet LRTV



184 / 518

Centre Patronal

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Notre position est guidée par les éléments suivants :

-Nous estimons en effet que les modifications proposées n’étaient pas 
contestées lors du vote populaire sur le train de mesures en faveur des 
médias.

-Nous soutenons le principe d’attribuer une plus grande part du produit de la 
redevance aux radios et télévisions régionales.

-Les montants en jeu sont relativement modestes : 35 millions de CHF 
prélevés sur le produit de la redevance (1,3 milliard) et donc soustraits de la 
part réservée à la SSR.

-Il n’y a pas de contradiction avec l’initiative populaire «200 francs ça suffit», 
qui prévoit que les montants attribués aux diffuseurs régionaux ne seraient 
pas réduits.

-Les modifications proposées ne visent pas la presse écrite et ne 
nécessitent donc pas une nouvelle base constitutionnelle.

Considérant ce qui précède, nous approuvons les modifications proposées.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --
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Cinésuisse und Cinéconomie

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: --

Anhang: 20241028 Cinéconomie_Cinésuisse_RTVG.pdf
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Eidgenössische Medienkommission EMEK / Commission fédérale des médias COFEM / 
Commissione federale dei media COFEM

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Vernehmlassung RTVG_EMEK_30.9.2024.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Forschungszentrum Öffentlichkeit und Gesellschaft (fög) – Universität Zürich

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Vernehmlassungsantwort Änderung RTVG_fög_241028.pdf



192 / 518



193 / 518



194 / 518



195 / 518

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Forum Helveticum

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme_Forum Helveticum.pdf



197 / 518



198 / 518



199 / 518



200 / 518

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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GEPSI - Gruppo Emittenti private della Svizzera italiana

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: GEPSI lettera UFCOM del 24 ottobre 2024 firma AC.pdf
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Goldbach Group AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Geltendes Recht
Art. 81 Abs. 1 Die Stiftung erhält jährlich einen Beitrag aus dem Ertrag der 
Abgaben für
Radio und Fernsehen an die Entwicklung und Beschaffung von 
Erhebungsmethoden und
-systemen.
Änderungsantrag
Art. 81 Abs. 1Die Stiftung erhält jährlich einen Beitrag aus dem Ertrag der 
Abgaben für
Radio und Fernsehen an die Entwicklung, Beschaffung und den Betrieb von
Erhebungsmethoden und -systemen.

Begründung Sehr geehrte Frau Lüthi
Die Unternehmen der Goldbach Group vermarkten und vermitteln Werbung in 
den Gattungen TV, Radio, Print, Online, Mobile, Aussenwerbung und 
Performance Marketing. Dabei stehen einfache Informations-, Beratungs- und 
Buchungsprozesse im Vordergrund. Die Goldbach Group hat ihren Sitz in 
Küsnacht und ist ein Unternehmen der TX Group. Gerne nutzen wir die 
Möglichkeit Ihnen unsereVernehmlassungsantwort zwecks "Änderung des 
Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG) - Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien" zukommen zu lassen. 

Wir beschränken uns dabei auf den Artikel 81 Finanzbeitrag.

Begründung
Werbung und Sponsoring sind für private und öffentlich-rechtliche Radio- und
Fernsehgesellschaften wichtige Einnahmequellen, um publizistische Inhalte für 
das
Schweizer Publikum produzieren zu können. Multinational agierende 
Unternehmen
nutzen mehrheitlich eigene Messsysteme und Daten, um ihre Leistungen zu
quantifizieren ("walled gardens"). Dies führt zu Intransparenz und hat zur Folge, 
dass für
nationale Branchenlösungen im Bereich der Nutzerforschung weniger Geld zur
Verfügung steht (sinkende Einnahmen bei Radio und Fernsehen). 
Werbeauftraggeber,
welche diese marktmächtigen Unternehmen als Werbeplattformen nutzen, 
müssen sich
aufdie von den multinationalen Anbieter publizierten Daten verlassen. Nationale
Anbieter können eigene Lösungen nur beschränkt anbieten, da diese mit 
hohen Kosten
verbunden sind und fragmentierte Lösungsansätze irrelevant für di e 
Werbeauftraggeber
sind. Aufgrund von fehlenden oder eingeschränkten Nutzungsdaten in den 
Bereichen
Radio und Fernsehen würde der nationale Markt ggü. den multinationalen 
Plattformen
stark geschwächt. Um dem vorzubeugen, sind die Beschaffung, die 
Weiterentwicklung
und der Betrieb eines neutralen Messsystems von zentraler Bedeutung. Zudem 
ist davon
auszugehen, dass die SRG in Zukunft weniger an die gemeinsame 
Nutzungsforschung
zahlen wird. Die entsprechende Mitfinanzierung durch den Bund wäre insofern 
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zu
begrüssen, da sie inhalte-ungebunden erfolgt und das plurale Angebot stärkt.
Mit bestem Dank für Ihre wohlwollende Prüfung.

Anhang: Goldbach Group AG_RTVG - Abgabenanteile für lokal.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Gönnerverein Schweizer Presserat

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Anhang: Prise de position datee et signee Gonnerverein SPR.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Uns erscheint wichtig, dass neben den grossen Bildungsinstitutionen auch 
journalistische Basisorganisationen mit finanziellen Beiträgen berücksichtigt 
werden können. Diese leisten einen wichtigen Beitrag zur 
verlagsunabhängigen Stärkung des Journalismus, indem sie tiefgehendes 
journalistisches Knowhow vermitteln, wertvolle Netzwerke schaffen und die 
Angebote der Medienschulen mit aktuellen, spezifischen Themen ergänzen. 
Zusammen mit dem Verein Öffentlichkeitsgesetz.ch hat der Schweizer 
Presserat bereits zahlreiche Medienschaffende ausgebildet und in 
Schulungen diverse medienethische Themen vermittelt. Auch Vereine wie 
investigativ.ch, Verein Qualität im Journalismus (QuaJou), das Reporter:
innen-Forum Schweiz sowie der Verein Junge Journalistinnen und 
Journalisten Schweiz (JJS) leisten mit ihren Angeboten an Workshops, 
Tagungen und Vernetzungsanlässen einen wichtigen Beitrag. In der 
Vergangenheit wurden Weiterbildungsaktivitäten solcher journalismusnahen 
Organisationen gemäss Art. 83 Abs. 2 Bst. a der Radio- und 
Fernsehverordnung (RTVV, SR 784.401) im Rahmen der 
Weiterbildungsförderung für Programmschaffende von elektronischen 
Medien finanziell unterstützt. Die bisherigen Beiträge waren vergleichsweise 
gering. Wir erachten als grundlegend, weiterhin in die Weiterbildung von 
Journalistinnen und Journalisten zu investieren, um die Qualität der Medien 
zu sichern.
Wir empfehlen die Annahme von Art. 76 und raten auf einen Hinweis auf 
Verordnungsebene zur Berücksichtigung von journalismusnahen 
Organisationen.

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Ein zentraler Baustein für seriösen, fairen und qualitativ hochwertigen 
Journalismus sind gut ausgebildete Journalistinnen und Journalisten, die ihr 
Handwerk beherrschen und komplexe Themen fundiert analysieren sowie 
sachgerecht vermitteln können. Dabei ist nicht nur die fachliche Kompetenz 
entscheidend, sondern auch eine klare ethische Haltung in der 
Berichterstattung. Der Schweizer Presserat spielt hierbei eine wesentliche 
Rolle, indem er die Einhaltung ethischer Standards überwacht und eine 
Orientierung für verantwortungsvollen Journalismus bietet. Die Prinzipien 
von Professionalität und Integrität stehen im Zentrum von Qualitätsmedien, 
und der Presserat sorgt dafür, dass diese gewahrt bleiben, indem er 
ethische Richtlinien setzt und Verstösse gegen den Journalismuskodex rügt.

Der Schweizer Presserat dient sowohl dem Publikum als auch den 
Medienschaffenden als Beschwerdeinstanz. Die hohe Glaubwürdigkeit des 
Presserats basiert auf der Arbeit der Kammern, die durch ehrenamtliches 
Engagement breit abgestützte Diskussionen und fundierte Entscheidungen 
ermöglichen. Für die Koordination ist eine bezahlte Geschäftsstelle jedoch 
unabdingbar. Eine finanzielle Unterstützung von 
Selbstregulierungsorganisationen wie dem Presserat ist essenziell. Wir 
unterstützen deshalb den Artikel 76a.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Eine Förderung der Nachrichtenagentur Keystone-SDA ist unbestritten. 
Allerdings sollten aus unserer Sicht nicht nur Nachrichtenagenturen im 
engeren Sinne, sondern auch journalistische Organisationen berücksichtigt 
werden können, die Dienstleistungen und Unterstützungen bei Recherchen 
anbieten, welche allen Medien zugutekommen können, insbesondere auch 
kleinen Medien, die sich aufwendige, tiefgehende Recherchen oft nicht 
leisten können. Es bestehen mehrere Organisationen, die einzelne 
journalistische Recherche- oder Reportagenprojekte finanziell unterstützen 
wie etwa der JournaFONDS oder der Recherchefonds von investigativ.ch. 
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Diese geben wichtige publizistische Impulse und helfen, Lücken in der 
Berichterstattung zu füllen.
Wir empfehlen eine Anpassung von Art. 76b, damit auch 
Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und Reportagenprojekte 
finanziell unterstützt werden können.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das Gesuch muss begründet sein.

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Beiträge werden aus dem Ertrag der Abgabe für Radio und Fernsehen 
entrichtet (Art. 68a). Der Anteil beträgt höchstens zwei Prozent des 
gesamten Ertrags der Abgabe.

Begründung Bezüglich der Finanzierung empfehlen wir eine Anpassung. Gemäss dem 
vorliegenden Vorschlag soll die Finanzierung für diese Fördermassnahme 
aus dem Ertrag der Abgabe für Radio und Fernsehen entrichtet werden. Der 
Presserat unterstützt diesen Grundsatz, da er keine Belastung für den 
Staatshaushalt bedeutet. Im Hinblick auf mögliche, zukünftige 
Gebührensenkungen plädieren wir, im Gesetzesentwurf die Obergrenze auf 
zwei Prozent zu setzen, wie es ursprünglich im Medienpaket vorgesehen 
war. Insbesondere in Hinblick auf die Verwendung von künstlicher 
Intelligenz in den Medien dürfte die Arbeit des Presserats in den 
kommenden Jahren zunehmen. Mit der Anpassung der Obergrenzen 
können die Mittel effektiv und nachhaltig wirken und damit die Qualität im 
Journalismus sowie auch die Vielfalt der Medienlandschaft sichern – was 
wichtige Ziele der Initiative sind.
Wir empfehlen deshalb eine Anpassung von Artikel 76c auf zwei Prozent.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Interessengemeinschaft Elektronische Medien (IGEM)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die Interessengemeinschaft Elektronische Medien (IGEM) möchte zu zwei 
forschungsrelevanten Punkten Stellung nehmen, namentlich in Artikel 76 und in 
Artikel 81 Abs. 1. 
Die Förderung von gemeinschaftlicher Medienforschung ist für die IGEM Teil 
der geplanten branchenübergreifenden Massnahmen. Neutrale, verlässliche 
sowie medien- und anbieter-übergreifend vergleichbare Daten zur 
Mediennutzung gehören zur Basisinfrastruktur für eine vielfältige Schweizer 
Medienlandschaft. Entsprechend ist Medienforschung genauso 
förderungswürdig wie z.B. auch eine Nachrichtenagentur oder der Presserat. 
•Artikel 76: Die IGEM schlägt eine Ergänzung des Artikels 76 vor, sodass 
neben der bereits im RTVG erwähnten Organisationen auch andere breit 
abgestützte Forschungseinrichtungen der Schweizer Medienbranche 
grundsätzlich förderungsberechtigt sein sollen – sofern deren Daten 
elektronische bzw. digitale Medien abbilden. Von einer Förderung solch 
gemeinschaftlicher Branchenforschung profitiert der gesamte Schweizer 
Medienmarkt auf staatsferne und indirekte Art und Weise.
•Artikel 81 Abs. 1: Die finanzielle Unterstützung der Nutzungsforschung an die 
Stiftung Mediapulse wird in der heutigen Fassung allerdings unnötig erschwert, 
da sie gemäss Art. 81 Abs. 1 nur für die «Entwicklung und Beschaffung von 
Erhebungsmethoden und -systemen» geleistet werden kann, nicht aber für den 
eigentlichen Betrieb der Erhebungsinfrastruktur. Hier schlagen wir eine 
einfache redaktionelle Anpassung in Art. 81 vor, welche die Verwendung der 
Mittel sinnvoll einem breiteren Zweck öffnet.

Antrag zu Artikel 76:
3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien
Art. 76 Aus- und Weiterbildung
Art. 76a Selbstregulierung der Branche 
Art. 76b Agenturleistungen 
Art. 76c NEU Medienforschung 
Das BAKOM kann auf Gesuch hin Institutionen, die der Schweizer 
Medienbranche neutrale und kontinuierliche Studien zur Verfügung stellen, 
finanziell unterstützen. Die Daten dieser Institutionen müssen elektronische 
Medien abbilden und von der gesamten Branche anerkannt sein.
Art. 76d (NEUER BUCHSTABE) Gemeinsame Bestimmungen

Begründung zu Artikel 76:
Die IGEM heisst gut, dass durch die Förderung medienübergreifender 
Basisleistungen alle elektronischen Medien des Schweizer Marktes gestärkt 
werden sollen. Die Förderung sollte jedoch im Bereich der Medienforschung 
auf weitere, anerkannte Forschungsorganisationen der Schweizer 
Medienbranche ausgeweitet werden. Denn neutrale, verlässliche sowie 
medien- und anbieter-übergreifend vergleichbaren Daten zur Mediennutzung 
gehören zur Basisinfrastruktur für eine vielfältige Medienlandschaft. Diese 
Förderung käme dem gesamten Schweizer Medienmarkt zugute, ist staatsfern 
und vollständig indirekt. Daher ist Artikel 76 wie oben aufgeführt entsprechend 
zu ergänzen.
Zu diesem Antrag verweist die IGEM auch auf die Stellungnahme des 
Verlegerverbandes SCHWEIZER MEDIEN (VSM), der eine ähnliche 
Ergänzung vorschlägt (innerhalb von Artikel 81). 

Antrag zu Artikel 81 Abs. 1: Ergänzung von "und den Betrieb" 
Die Stiftung erhält jährlich einen Beitrag aus dem Ertrag der Abgaben für Radio 
und Fernsehen an die Entwicklung, Beschaffung und den Betrieb von 
Erhebungsmethoden und -systemen.

Begründung zu Artikel 81 Abs. 1:
Das bestehende RTVG regelt die Nutzungsforschung in Art. 77 – 81. Die 
finanzielle Unterstützung der Nutzungsforschung an die Stiftung Mediapulse 
wird in der heutigen Fassung allerdings unnötig erschwert, da sie gemäss Art. 
81 Abs. 1 nur für die «Entwicklung und Beschaffung von Erhebungsmethoden 
und -systemen» geleistet werden kann, nicht aber für den eigentlichen Betrieb 
der Erhebungsinfrastruktur. Auf Grund neuer Verbreitungs- und 
Mediennutzungsformen muss die Forschung unterschiedliche Ansätze zur 
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Messung der Programmnutzung anwenden, was zu deutlich höheren 
Betriebskosten dieser komplexen Systeme mit unterschiedlichen Datenquellen 
führt (Daten-Kontrolle, Speicherung, Clearing, Data Management, etc.). Hier 
schlagen wir eine einfache redaktionelle Anpassung in Art. 81 vor, welche die 
Verwendung der Mittel sinnvoll einem breiteren Zweck öffnet.
Zu diesem Antrag verweist die IGEM auch auf die Stellungnahmen des 
Dachverbandes KS/CS Kommunikation Schweiz und des Verlegerverbandes 
SCHWEIZER MEDIEN (VSM).

Die konkreten Änderungen sind auch in der beiliegenden Stellungnahme 
aufgeführt.

Anhang: Teilrevision RTVG_Stellungnahme IGEM_Oktober 2024.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 76c Medienforschung 
Das BAKOM kann auf Gesuch hin Institutionen, die der Schweizer 
Medienbranche neutrale und kontinuierliche Studien zur Verfügung stellen, fi-
nanziell unterstützen. Die Daten dieser Institutionen müssen elektronische 
Medien abbilden und von der gesamten Branche anerkannt sein.
(Art. 76d Gemeinsame Bestimmungen)

Begründung Die IGEM schlägt eine Ergänzung des Artikels 76 vor, sodass neben der be-
reits im RTVG erwähnten Organisationen auch andere breit abgestützte For-
schungseinrichtungen der Schweizer Medienbranche grundsätzlich förde-
rungsberechtigt sein sollen – sofern deren Daten elektronische bzw. digitale 
Medien abbilden. Von einer Förderung solch gemeinschaftlicher 
Branchenfor-schung profitiert der gesamte Schweizer Medienmarkt auf 
staatsferne und in-direkte Art und Weise.

Die IGEM heisst gut, dass durch die Förderung medienübergreifender 
Basisleistungen alle elekt-ronischen Medien des Schweizer Marktes gestärkt 
werden sollen. Die Förderung sollte jedoch im Bereich der Medienforschung 
auf weitere, anerkannte Forschungsorganisationen der Schweizer 
Medienbranche ausgeweitet werden. Denn neutrale, verlässliche sowie 
medien- und anbieter-übergreifend vergleichbaren Daten zur 
Mediennutzung gehören zur Basisinfrastruktur für eine vielfältige 
Medienlandschaft. Diese Förderung käme dem gesamten Schweizer 
Medienmarkt zu-gute, ist staatsfern und vollständig indirekt. Daher ist Artikel 
76 wie oben aufgeführt entsprechend zu ergänzen.

Zu diesem Antrag verweist die IGEM auch auf die Stellungnahme des 
Verlegerverbandes SCHWEIZER MEDIEN (VSM), der eine ähnliche 
Ergänzung vorschlägt (innerhalb von Artikel 81).
Siehe dazu auch die angefügte Stellungnahme sowie die darin aufgeführte, 
zusätzliche Ergänzung für Artikel 81 Abs. 1

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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JournaFONDS – Verein Pacte de l'enquête et du reportage

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann Nachrichtenagenturen, Agenturen für audiovisuelle Inhalte 
und Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und 
Reportagenprojekte auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, sofern es sich 
um Agenturen und Fördereinrichtungen von nationaler Bedeutung handelt und 
ihr Angebot auf Deutsch, Französisch und Italienisch gleichwertig ist.

Begründung Die Förderung journalistischer Recherchen und Reportagen, trägt zur 
Qualitätssteigerung und der Branche bei, wenn die Förderung an transparente 
und branchenanerkannte Qualitätsmerkmale geknüpft ist, beispielsweise an die 
Einhaltung des Ethik-Kodex der Branche (Erklärung der Pflichten und Rechte 
der Journalistinnen und Journalisten).

Art. 76b sollte nicht nur Nachrichtenagenturen und Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte im engeren Sinne umfassen, von der es in der Schweiz ja letztlich nur 
eine einzige einheimische gibt.

Vielmehr sollten auch andere Organisationen berücksichtigt werden können, 
die Dienstleistungen und Unterstützungen anbieten, welche allen Medien 
zugute kommen (können) und so zur Medienvielfalt und Qualitätssicherung 
beitragen. Dazu gehören etwa Organisationen, die einzelne journalistische 
Recherche- oder Reportagenprojekte finanziell unterstützen. 

Mehrere, unabhängige Organisationen, die sich mit der Medienbranche 
befassen, fordern unisono eine solche Recherche- und Reportagenförderung. 
Dazu gehören die Eidgenössische Medienkommission EMEK oder der 
wirtschaftsliberale Think Tank Avenir Suisse. Auch der Bundesrat hat die 
Förderung einzelner Recherchen aufs Tapet gebracht.

Anhang: Stellungnahme JournaFONDS Vernehmlassung Medienforderung final.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- 
und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen 
Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission für Verkehr und 
Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 76b Agenturleistungen
1 Das BAKOM kann Nachrichtenagenturen und Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte und Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und 
Reportagenprojekte auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, sofern es sich 
um Agenturen und Fördereinrichtungen von nationaler Bedeutung handelt und 
ihr Angebot auf Deutsch, Französisch und Italienisch gleichwertig ist.

Begründung Die Förderung journalistischer Recherchen und Reportagen, trägt zur 
Qualitätssteigerung und der Branche bei, wenn die Förderung an transparente 
und branchenanerkannte Qualitätsmerkmale geknüpft ist, beispielsweise an die 
Einhaltung des Ethik-Kodex der Branche (Erklärung der Pflichten und Rechte 
der Journalistinnen und Journalisten).

Art. 76b sollte nicht nur Nachrichtenagenturen und Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte im engeren Sinne umfassen, von der es in der Schweiz ja letztlich nur 
eine einzige einheimische gibt.

Vielmehr sollten auch andere Organisationen berücksichtigt werden können, 
die Dienstleistungen und Unterstützungen anbieten, welche allen Medien 
zugute kommen (können) und so zur Medienvielfalt und Qualitätssicherung 
beitragen. Dazu gehören etwa Organisationen, die einzelne journalistische 
Recherche- oder Reportagenprojekte finanziell unterstützen.

Anhang: Stellungnahme JournaFONDS Vernehmlassung Medienforderung final.pdf
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Junge Journalistinnen und Journalisten Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: JJS hatte sich 2022 für die Annahme des Medienpakets (Massnahmenpaket 
zugunsten der Medien) eingesetzt, um die Medienvielfalt zu erhalten und die 
beruflichen Perspektiven im Journalismus zu stärken. Wir begrüssen es 
deshalb sehr, dass die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-S) 
nun rasch umsetzbare Massnahmen zur Medienförderung vorgelegt hat. Sie 
beinhalten die sogenannt “unbestrittenen Teile” der damals gescheiterten 
Vorlage und tragen dazu bei, die ökonomisch unter Druck geratene 
Medienlandschaft zu entlasten und die Arbeitsbedingungen für Journalistinnen 
und Journalisten zu verbessern.

Das ist dringend nötig, weil der Journalismus unter Nachwuchsmangel leidet. 
Viele junge Medienschaffende verlassen die Branche nach ein paar Jahren, 
weil sich der Spardruck negativ auf ihren Berufsalltag auswirkt und es immer 
weniger Stellen gibt. Im Austausch mit jungen Medienschaffenden hören wir 
nicht selten von Stress, mentalem Druck und Existenzängsten.

Das ist bedenklich. Die Schweiz braucht versierte Journalistinnen und 
Journalisten, welche die politischen Prozesse kritisch begleiten und öffentlich 
vermitteln. Um diese Aufgabe zu erfüllen, brauchen angehende 
Medienschaffende ein solide berufliche Perspektive.

Die Weiterbildung ist für JJS der wichtigste Punkt der Vorlage. Das Angebot 
und in der Aus- und Weiterbildung muss für junge Medienschaffende attraktiv 
und erschwinglich bleiben, damit sie bereit sind, diesen Berufsweg 
einzuschlagen. JJS begrüsst deshalb, dass etablierte Ausbildungsinstitutionen 
wie MAZ und CFMJ finanziell unterstützt werden sollen.

Allerdings stellen wir fest, dass Aus- und Weiterbildungen auch von kleineren, 
ehrenamtlichen Organisationen und Vereinen in hoher Qualität angeboten 
werden. Deshalb empfehlen wir, dass auch journalismusnahe 
Basisorganisationen wie öffentlichkeitsgesetz.ch, QuaJou, Reporter:innen-
Forum, investigativ.ch, JJS und andere finanzielle Unterstützung erhalten 
können sollen.

Diese Organisationen leisten wertvolle Arbeit, wenn es darum geht, 
Journalistinnen und Journalisten mit neuen Kompetenzen und spezialisiertem 
Fachwissen auszustatten. Sie werden von Medienschaffenden für 
Medienschaffende geführt, weshalb sie das Wissen und die Fertigkeiten mit 
hohem Praxisbezug vermitteln können. Die Bildungsangebote dieser 
Organisationen sind niederschwellig und günstig, und deshalb inbesondere für 
junge Medienschaffende bedeutsam.

Aufgrund des Spardrucks in den Medienhäusern erleben immer mehr junge 
Medienschaffende eine mangelhafte Begleitung während ihrer Praktika und 
Volontariate. Der Wissenstransfer von erfahrenen zu jungen Medienschaffende 
leidet. Junge Medienschaffende sind deshalb umso mehr auf 
verlagsunabhängige Bildungsangebote angewiesen.

Die Anlässe und Workshops von Organisationen wie investigativ.ch, 
Öffentlichkeitsgesetz.ch, QuaJou, Reporter:innen-Forum, investigativ.ch und 
JJS erreichen jährlich Hunderte von Medienschaffenden aus der ganzen 
Schweiz. Sie werden ehrenamtlich geführt und basieren grösstenteils auf 
Mitgliederbeiträgen und Spendeneinnahmen. Damit sie ihr Angebot langfristig 
weiterführen und zu günstigen Tarifen anbieten können, ist es wichtig, dass sie 
bei Bedarf auf finanzielle Unterstützung zurückgreifen können.

Im vorliegenden Gesetzesvorschlag ist ein eigener Gesetzesparagraf dafür 
nicht notwendig. Allerdings muss sichergestellt werden, dass neben den zwei 
grossen Medienschulen der Schweiz (MAZ und CFJM) Unterstützungsbeiträge 
für Aus- und Weiterbildung auf Gesuch hin auch weiterhin an journalismus- und 
mediennahe Institutionen und Organisationen möglich sind. Wir empfehlen, 
dies wie bis anhin auf Verordnungsebene entsprechend zu regeln.

Wir sind überzeugt, dass ein vielfältiges, unabhängiges und qualitativ 
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hochstehendes Bildungsangebot wesentlich dazu beiträgt, die neue Generation 
im Journalismus zu stärken.

Anhang: Stellungnahme_Vernehmlassung_RTVG_JJS.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Keystone-SDA-ATS AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Siehe Dokument in der Beilage

Anhang: 240823 Stellungnahme Keystone SDA (RTVG-Teilrevision).pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der vorgeschlagene Abs. 4 ist weitgehend deklaratorisch, eine 
weiterführende gesetzliche Regelung dazu ist auch nicht notwendig. 
Immerhin gilt es festzuhalten, dass klar zwischen den Leistungen und dem 
Auftrag der SRG und den Dienstleistungen von Nachrichtenagenturen zu 
unterscheiden ist. Nachrichtenagenturen erbringen vorgelagerte und 
unabhängige Informationsdienstleistungen, die allen Medien zur Verfügung 
stehen, während sie in der Regel kein eigenes Angebot direkt für die 
Endkonsumenten zur Verfügung stellen. Würde zum Beispiel der öffentliche 
Rundfunkanbieter gleichzeitig auch als Agentur auftreten, so hätte dies 
unseres Erachtens negative Auswirkungen auf die mediale Vielfalt. 

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Präzisierung: «Elektronische Medien» sind dabei in einem weiten Sinn zu 
verstehen und umfassen auch reine Online-Angebote, Digitalangebote wie 
E-Paper etc. Lediglich reine Printprodukte sind hiervon auszuschliessen. Im 
Bereich der Agenturleistungen gilt es zu berücksichtigen, dass die bereits 
heute geförderten publizistischen Angebote von Keystone-SDA multimediale 
Informationsdienste umfassen, die über die regionalen Radio- und TV-
Sender hinaus auch anderen Medien zur Verfügung stehen. Es entspricht 
der Grundidee von Nachrichtenagenturen, dass sie Informationsleistungen 
erbringen, welche potenziell von der ganzen Medienbranche genutzt werden 
können. Die entsprechenden Dienste sind in der Regel nicht spezifisch auf 
eine bestimmte Produkte- bzw. Kundenkategorie ausgerichtet. Insofern 
muss der erwähnte Absatz 3 im Fall von Agenturleistungen so zu verstehen 
sein, dass nur Angebote bzw. anrechenbare Kosten berücksichtigt werden, 
welche von elektronischen Medien genutzt werden können – unabhängig 
davon, ob sie allenfalls auch anderen Medien (d.h. reinen Printmedien) zur 
Verfügung stehen.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Beiträge werden aus dem Ertrag der Abgabe für Radio und Fernsehen 
entrichtet (Art. 68a). Der Anteil beträgt höchstens ein Prozent des gesamten 
Ertrags der Abgabe.

Begründung Der Erläuternde Bericht nennt in diesem Zusammenhang ein 
Gesamtvolumen aus der Radio- und Fernsehabgabe von rund 1,3 Mia. 
Franken. Bei einer Obergrenze von 1 % resultiert daraus ein Höchstbetrag 
von rund 13 Mio. Franken für die allgemeinen Fördermassnahmen für 
elektronische Medien. 

Dieser Betrag ist im Vergleich zum Gesamtvolumen von 1.3 Mia. Franken 
marginal. In Anbetracht dessen, dass damit in drei Bereichen (Aus- und 
Weiterbildung, Selbstregulierung, Agenturleistungen) zusätzliche 
Fördermassnahmen finanziert werden sollen, erscheint der Betrag eher 
knapp bemessen. Man sollte daher in Betracht ziehen, den Maximalbetrag 
auf zwei Prozent des Abgabetotals zu erhöhen – wie es auch im früheren 
Medienpaket vorgesehen war. Damit würde lediglich eine Obergrenze 
festgelegt. Es müsste nicht zwingend der Gesamtbetrag verwendet werden. 
Auf jeden Fall sollte (analog dem Abgabeanteil für private Radio- und 
Fernsehveranstalter) auf Gesetzesstufe zumindest sichergestellt werden, 
dass der für die Fördermassnahmen zur Verfügung stehende Betrag von 13 
Mio. CHF gesichert ist – und bei allfälligen Senkungen der Radio- und 
Fernsehabgabe nicht reduziert würde. Mit einer Erhöhung des 
Maximalbetrages auf 2 Prozent der Gesamtsumme der Radio- und 
Fernsehabgabe wäre eine solche Absicherung erreicht.

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung
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Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Fördermassnahmen zielen auf die Stärkung der Medienvielfalt und 
sollten nicht von den finanziellen Beiträgen der Träger der geförderten 
Organisationen abhängig gemacht werden. Auch bleibt unklar, was 
überhaupt unter solchen «Beiträgen der Träger» zu verstehen ist. 

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung Die Auffassung der Minderheit teilen wir nicht. Wir betrachten sämtliche 
Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien als zeitgemäss 
und zukunftsgerichtet. Eine professionelle journalistische Ausbildung, eine 
funktionierende Selbstkontrolle sowie eine multimediale journalistische 
Basis-Infrastruktur durch Agentur-Leistungen bilden auch in Zukunft und 
unabhängig von den weiteren Entwicklungen im Bereich Technologie und 
Mediennutzung wesentliche Elemente zur Sicherung von Qualität und 
Vielfalt in der medialen Versorgung. 

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Siehe dazu unsere Stellungnahme zum Vorentwurf der RTVG-Teilrevision. 
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Komitee NEIN zu staatlich finanzierten Medien

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Der Vorentwurf RTVG pa. Iv. 22.407 und 22.417 ist zusammenfassend aus 
folgenden Gründen kritisch zu beurteilen und abzulehnen: 

•Er stellt den unmittelbar nach dem Volks-Nein zum «Massnahmenpaket 
zugunsten der Medien» vom 13. Februar 2022 gestarteten Versuch dar, 
zentrale Teile des abgelehnten Gesetzes am Volk vorbei dennoch 
umzusetzen. Das ist staats- und demokratiepolitisch unangebracht. 
•Die Vorlage zeugt von Respektlosigkeit gegenüber dem Volk, das klar Nein 
gesagt hat zu mehr Mediensubventionen, und dies in der grundsätzlichen 
Überzeugung, dass Medien insbesondere auch finanziell unabhängig sein 
sollen, um ihre Funktion als vierte Macht im Staat wahrzunehmen. 
•Die Behauptung der federführenden Ständeratskommission, es würden die 
«unbestrittenen Teile» des Mediengesetzes neu aufgelegt, ist 
zurückzuweisen: Das Volk hat ohne Wenn und Aber die gesamte Vorlage 
versenkt. Es ist reine Interpretation, von «unbestrittenen Teile» zu reden. 
•Es hat offensichtlich ein intensives Lobbying stattgefunden, dessen Urheber 
man daran ablesen kann, wer am meisten von der neuen Vorlage profitiert: 
Es sind insbesondere die privaten Radio- und TV-Stationen, bei denen das 
Imperium CH Media der Familie Wanner führend ist, sowie staatsnahe 
Organisationen wie Keystone-SDA, MAZ und Presserat aus dem 
vorwiegend linken Medienkuchen. 
•Es geht hier um Subventionen im Rahmen einer Klientelpolitik, nicht um 
Massnahmen, die, wie behauptet, dem «ganzen Mediensektor» 
zugutekommen. 
•Auch die «Qualität der schweizerischen Medien» wird dadurch nicht 
verbessert, im Gegenteil: Es werden bestehende Strukturen zementiert, 
bisherige Profiteure profitieren noch mehr. Innovationen werden so nicht 
gefördert. 
•Die neue Medienförderungsvorlage verstärkt die Macht von Bundesrat und 
BAKOM über die Medien («Das BAKOM regelt die Vergabekriterien und 
entscheidet über die Ausrichtung der Beiträge»). Sie legen die Höhe der 
Subventionen fest und entscheiden, wer wieviel Gebührengeld erhält. Das 
öffnet Tür und Tor für politische Präferenzen und Willkür. Selbst der 
Anschein einer solchen Willkür ist indes zu vermeiden. 
•Die Branche stiehlt sich aus der Verantwortung und wälzt die Kosten für 
Aus- und Weiterbildung auf die Gebührenzahler ab – ihnen gegenüber ein 
Affront. Die teils milliardenschweren Medienkonzerne können und sollen 
selbst dafür aufkommen. 
•Das gilt auch und besonders für den Presserat: Wer sich der 
«Selbstregulierung» rühmt, soll sich auch selbst regulieren und finanzieren. 
•In rechtlicher Hinsicht ist problematisch, dass die neue Förderung der 
elektronischen Medien im RTVG untergebracht wird. Denn dieses regelt 
ausschliesslich Radio und Fernsehen. 
•Unklar ist auch die Abgrenzung von «elektronischen Medien» zu Online- 
und Printtexten. Was heisst «in elektronischer Form bereitgehaltene 
Textangebote», die neu ebenfalls gefördert werden? Können Verlage 
Subventionsgesuche stellen, wenn sie im Online-Bereich Artikel publizieren? 
Und was ist, wenn diese Artikel zuvor im Print erschienen sind? Haben die 
grossen Medienkonzerne, die heute vielfach Printartikel auch Online 
bringen, ebenfalls Anspruch auf Subventionen? 
•Staatspolitisch heikel ist schliesslich, dass hier eine direkte 
Medienförderung quasi durch die Hintertür eingeführt wird. Auch dies 
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widerspricht dem eindeutigen Votum des Volks vom 13. Februar 2022 
gegen eine verstärkte Staatsabhängigkeit der Medien.
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MIS Trend

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --
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Mediapulse Stiftung

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Vernehmlassung Aenderungen im Radio -und Fernsehgesetz_sig.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Médias Suisses, association des médias privés romands

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Médias Suisses, l'association des médias privés romands, s'engage pour le 
renforcement du journalisme sur tous les canaux. L'ensemble du secteur 
des médias est actuellement confronté à d’immenses défis avec, d’un côté, 
des besoins élevés en investissements pour assurer la transformation 
numérique, des coûts en constante augmentation, et, de l’autre, un 
effondrement des recettes publicitaires. Cet effet de ciseau place les 
entreprises suisses de médias dans une situation extrêmement délicate.

Il s'agit de préserver la diversité et la qualité comparativement élevées des 
médias en Suisse. Car si les médias ne disposent plus de ressources 
suffisantes pour couvrir les votations communales, régionales et cantonales, 
ou s'il n'y a plus de débats ni de mise en perspective, la désinformation, un 
phénomène qui sévit également dans notre pays, en sortira encore 
renforcée.

Ces derniers mois, le Parlement a été saisi à plusieurs reprises de 
propositions tendant à soutenir le paysage médiatique suisse, dont une 
extension de l’aide indirecte à la presse, étudiée par la CTT-E à l’heure où 
nous écrivons ces lignes, absolument prioritaire à nos yeux. Les 
modifications proposées aujourd’hui, qui touchent la radio et la télévision, 
ainsi que les médias électroniques, sont également très importantes. Dans 
la mesure où il prévu de financer ces dernières par la redevance, là où l’aide 
à la presse est financée par le budget ordinaire de la Confédération, il est 
important de ne pas opposer ces différentes mesures les unes aux autres. 
Elles permettent en effet d’actionner des leviers différents et 
complémentaires permettant de renforcer le paysage médiatique suisse 
dans son ensemble.

S’agissant des radios et télévisions régionales, nous relevons que 
l'augmentation des quotes-parts de la redevance prévue (6 à 8% pour la 
radio et la télévision, 1% pour les mesures générales) doit être calculée sur 
la base du niveau actuel de la redevance et être maintenue telle quelle à 
l'avenir. Nous estimons en particulier que les montants issus des 
concessions octroyées pour la période de 2025 à 2034 ne doivent pas être 
adaptés à la baisse, afin de permettre aux radios et télévisions régionales 
de disposer d’une base fiable pour planifier leurs activités. La situation 
financière des radios et télévisions régionales s’est déjà détériorée en raison 
de l’adoption d’une nouvelle clé de répartition qui devrait entraîner une 
diminution des quotes-parts de redevances de nombreuses radios et 
télévisions régionales pouvant atteindre 10% dès 2025. Nous estimons que 
ces modifications doivent impérativement être corrigés par une mise en 
œuvre rapide et efficace des mesures prévues dans ce domaine.

Nous souhaitons par ailleurs souligner l’importance du soutien à la 
recherche médias en tant que mesure profitant à l’ensemble de la branche : 
des données objectives, fiables et comparables entre les différents médias 
par rapport à la consommation des médias font partie de l'infrastructure de 
base assurant un paysage médiatique suisse diversifié. En conséquence, la 
recherche dans le domaine des médias (REMP) mérite d'être encouragée 
au même titre qu’une agence de presse ou qu’un organe d’autorégulation de 
la branche. Pour cette raison, nous proposerons une modification de l’art. 81 
LRTV:

1 La fondation reçoit chaque année une contribution issue du produit de la 
redevance pour développer, acquérir et exploiter des méthodes et des 
systèmes de collecte de données.

Justification : La recherche sur l'utilisation des médias constitue la base de 
nombreuses applications et services dans le secteur médiatique. 
Cependant, la législation actuelle limite inutilement le soutien financier à la 
fondation Mediapulse. Conformément à l'article 81, alinéa 1, le financement 
ne peut être utilisé que pour le développement et l'acquisition de méthodes 
et systèmes de mesure, et non pour leur exploitation. Étant donné 
l'augmentation des coûts d'exploitation pour des systèmes de mesure de 
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plus en plus complexes, nous proposons une modification de la loi. Celle-ci 
permettrait d'utiliser les moyens financiers de manière plus flexible, assurant 
ainsi la pérennité à long terme de la recherche sur l'utilisation des médias.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minorité (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… octroyée par zone de desserte. Une concession supplémentaire 
donnant droit à une quote-part de la redevance peut être octroyée aux 
chaînes de télévision locales qui assurent une couverture autonome et 
régulière de la politique nationale et cantonale.

Begründung Une minorité de la commission (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller) 
souhaite permettre d’octroyer, dans certains cas, à une télévision locale une 
concession supplémentaire dans une zone de desserte déterminée. Cette 
concession supplémentaire doit être assortie de la condition d’une 
couverture autonome et régulière de la politique nationale et cantonale. La 
minorité souhaite ainsi soutenir la couverture de base, moins attrayante 
dans le paysage médiatique actuel, mais centrale pour le bon 
fonctionnement de la démocratie. En outre, la minorité de la commission 
considère sa proposition comme une occasion de renforcer la concurrence 
entre les diffuseurs dans les différentes régions. Enfin, elle estime que les 
charges financières supplémentaires liées aux éventuelles concessions 
additionnelles resteraient limitées, car il ne s'agirait, par concession 
supplémentaire, que de contributions comprises entre CHF 200’000 et 500’
000 francs par an.

Médias Suisses propose le rejet de la proposition de minorité et soutient la 
version proposée par la majorité de la Commission.

Justification : les moyens financiers des chaînes de radio et de télévision 
titulaires d'une concession pour remplir les mandats de prestations sont déjà 
limités aujourd'hui. Avec cette proposition de minorité, ces moyens 
continueraient à être fragmentés. De plus, de nouveaux acteurs, 
majoritairement subventionnés, pourraient ainsi apparaître sur le marché et 
disputer les recettes publicitaires aux médias de différents canaux non 
soutenus par l'Etat. Le soutien serait alors inefficace et mal orienté. Une 
modification aussi fondamentale d'un système qui a fait ses preuves, sans 
examen ni évaluation approfondie des conséquences, doit selon nous de 
toute façon être rejetée.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Al. 1er : la quote-part de la redevance attribuée aux diffuseurs ayant le droit 
d’en bénéficier selon l’art. 68a, al. 1, let. b, LRTV atteint 6 à 8% du produit 
de la redevance de radio-télévision. Comme jusqu’à présent, le Conseil 
fédéral fixe le montant de la redevance sur la base des besoins, ainsi que 
sur la clé de répartition (art. 68a LRTV). Il est ainsi possible de mettre 
davantage de moyens à la disposition du service public régional et de 
maintenir le niveau d’aide actuel en cas de baisse modérée du produit de la 
redevance.

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Al. 2 : la commission propose de compléter l’art. 40, al. 2, LRTV. L’ajout est 
justifié par le fait que la nouvelle clé de répartition aura pour conséquence 
que certaines radios locales recevront moins d’argent à partir du 1er janvier 
2025. L’adaptation du texte de loi vise à garantir que les sommes allouées 
soient plus élevées, en valeur absolue, que par le passé.

Médias Suisses soutient cette modification de la Commission.
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Justification : outre l'élément central de la proposition, à savoir 
l'augmentation de la part totale, la Commission propose, dans l'art. 40 al. 2, 
un autre ajout important qui garantit que la marge de manœuvre 
nouvellement créée soit effectivement utilisée par l'OFCOM au profit des 
diffuseurs régionaux. Il convient en effet d’éviter que l'augmentation à 6-8% 
n’entraîne en fin de compte aucune augmentation effective de la part de la 
redevance pour les diffuseurs régionaux dans le cas où la redevance radio-
TV serait globalement réduite. Nous pensons ici à la proposition de réduire 
la redevance radio-TV de CHF 335 à CHF 300, qui ne toucherait pas que la 
SSR, mais également le montant total de l'enveloppe de la redevance. La 
dernière phrase de l’art. 40, al. 2 qui stipule les sommes allouées devront 
être plus élevées, en valeur absolue, que par le passé, nous semble 
particulièrement importante.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung L’art. 68a LRTV énumère de manière exhaustive les besoins de 
financement dont le Conseil fédéral doit tenir compte pour fixer le montant 
de la redevance radio-TV. Les mesures générales d’aide énumérées aux 
art. 76 à 76c du projet LRTV sont élargies et soutenues de manière 
uniforme par la redevance de radio-télévision. Une let. h est ajoutée en 
conséquence à l’art. 68a, al. 1, LRTV.

Médias Suisses soutient la modification telle que proposée par la 
Commission.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Cette disposition permet à l’OFCOM de soutenir financièrement, sur 
demande, les institutions indépendantes qui proposent en permanence des 
formations ou des formations continues axées sur la pratique et destinées 
aux collaborateurs de médias électroniques actifs au sein de la rédaction, 
notamment des formations de base et des formations continues dans le 
journalisme d’information. La disposition soumet cette aide à la condition 
que les diplômes et certificats délivrés par ces institutions soient reconnus 
par la branche.

Médias Suisses soutient cette modification de la Commission.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Médias Suisses estime que le fait de soumettre l’octroi d’une aide aux 
seules institutions reconnues par la branche permet non seulement de 
garantir la qualité de la formation dispensée, mais permet également d’éviter 
une dispersion des montants de cette aide sur une multitude de prestataires 
différents. En Suisse romande, le Centre de formation au journalisme et aux 
médias (CFJM) est une école de journalisme créée par les acteur privés et 
publics des médias qui répond aux exigences de cette disposition.

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung
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Cette disposition établit la base légale permettant de soutenir l’
autorégulation spécifique à la branche.

Médias Suisses soutient cette modification de la Commission.

Justification : le Conseil suisse de la presse, en tant qu'organe 
d'autorégulation des médias, joue à la fois un rôle de recours et contribue 
activement à la diffusion des normes éthiques du journalisme (droits et 
devoirs des journalistes). À travers ses activités, incluant des débats publics 
sur l'éthique des médias, il participe à sensibiliser à l'importance du 
journalisme de qualité.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Cette disposition permet de renforcer l’approvisionnement en informations 
dans toutes les parties linguistiques du pays.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung En qualité d’actionnaire de l’agence Keystone-ATS SA, Médias Suisses 
estime tout à fait évident qu’une éventuelle aide fédérale s’accompagne d’
une interdiction de verser un dividende durant la période pendant laquelle l’
aide est octroyée.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung L’alinéa 4 prévoit que la SSR peut collaborer avec des agences de presse 
ou détenir une participation dans celles-ci. Si nous saluons d’éventuelles 
collaborations entre la SSR et les agences de presse, il convient néanmoins 
de préciser qu'il est important d’opérer une distinction entre les prestations 
et missions de la SSR et celles des agences de presse. Ces dernières 
fournissent des services accessibles à tous les médias, mais n'offrent 
généralement pas de contenu directement destiné aux consommateurs 
finaux. Les collaborations entre agences et la SSR ne devraient cependant 
pas conduire à ce que la SSR se comporte elle-même en tant qu'agence de 
presse, dans la mesure où une telle évolution entraînerait, selon nous, des 
effets négatifs sur la diversité médiatique.

Médias Suisses soutient cette modification de la Commission.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minorité (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Les contributions de soutien sont versées proportionnellement à la somme 
des contributions des bailleurs de fonds des organisations soutenues. La 
somme des contributions des bailleurs de fonds en 2024 constitue le point 
de départ.

Begründung Une minorité de la Commission propose que les contributions de soutien 
soient versées proportionnellement à la somme des contributions des 
bailleurs de fonds des organisations soutenues. La somme des contributions 
des bailleurs de fonds en 2024 constitue le point de départ.

Médias Suisses propose le rejet de la proposition de minorité et soutient la 
version proposée par la majorité de la Commission.

Justification : demander une réduction des subventions au cas où les 
entreprises de médias diminueraient leurs propres contributions serait 
contre-productif. Une telle mesure aggraverait encore la situation financière 
déjà tendue des médias et mettrait ainsi en péril la diversité et la qualité de 
l'offre médiatique. Cela irait à l'encontre du véritable objectif de la loi, à 
savoir un soutien au paysage médiatique suisse, tel que le souhaite la 
majorité de la Commission.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minorité (Friedli Esther, Stark, Wicki)
Biffer
(Concerne aussi sous-titre, art. 1 al. 1 let. b, art. 2 let. abis et art. 68a, al. 1, 
let. h: biffer)

Begründung cf. nos réponses aux art. 76 à art. 76c).

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --
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Politbeobachter

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Die Ausweitung der staatlich finanzierten Medienförderung kann die 
Unabhängigkeit der Medien gefährden. Durch die staatlichen Gelder kann 
eine Abhängigkeit entstehen, welche problematisch für die freie 
Meinungsbildung sein kann. Deshalb lehnen wir das bestehende System ab 
und möchten die Diskussion für alternative Unterstützungsformen anregen.

Die Ausgabe von Mediengutscheine könnte eine solche Alternative sein. 
Dadurch werden die Medien nicht mehr direkt durch den Staat, sondern 
indirekt über das Urteil jedes einzelnen Bürgers finanziell unterstützt. Durch 
die Digitalisierung ist eine entsprechender Verteilungsmechanismus ohne 
Bürokratie umsetzbar. Jeder Bürger kann dasjenige Medium finanziell 
unterstützten, dass seiner Meinung nach dies auch verdient hat. Dadurch 
wird die Meinungsvielfalt gefördert und der Bürger empfindet die Radio- und 
Fernsehgebühren nicht als Zwangsabgabe, sondern als Bereicherung des 
öffentlichen Diskurs. Die bisherigen staatlichen Mediensubventionen würden 
abgeschafft. Die freiwerdenden Gelder könnten für die Finanzierung eines 
Mediengutschein verwendet werden. Ein solcher Mediengutschein sollte 
jedem regelmässig erscheinenden Medium offenstehen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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REPORTERS SANS FRONTIERE

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: RSF_Consultation_2024_64_RSF_Suisse.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Radio Berner Oberland AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Eintreten. Wir unterstützen den Antrag 
des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Dieses Gesetz regelt:
a.die Veranstaltung, die Aufbereitung, die Übertragung und den Empfang 
von Radio- und Fernsehprogrammen;
b.die Fördermassnahmen zugunsten der Radio- und Fernsehprogramme.

Wir unterstützen den Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Art. 2 Bst. abis: Radio Berner Oberland AG beantragt Streichen. Wir 
unterstützen den Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Wir unterstützen den Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung (siehe Beilage). Wir 
unterstützen den Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Anhang: 20241010 KVF-S - Vernehmlassung Änderung RTVG - Stellungnahme Radio Berner Oberland AG.pdf
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Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung. Wir unterstützen den 
Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Bundesrat bestimmt die Höhe der Abgabe für Haushalte und für 
Unternehmen. Massgebend ist der Bedarf für:

h.die Fördermassnahmen zugunsten der regionalen Radio- und 
Fernsehveranstalter.

Wir unterstützen den Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung. Wir unterstützen den 
Antrag des Verbandes Schweizer Privatradios VSP.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten privater Radio- und 
Fernsehveranstalter

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Radio Berner Oberland AG beantragt Zustimmung der Mehrheit.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Radio Rasa

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der Gesetzesentwurf der Kommission regelt nun alle Unterstützung für Aus- 
und Weiterbildung in Art. 76 RTVG neu. Rasa begrüsst das Vorhaben der 
Kommission, alle Unterstützungsleistungen im Bereich Aus- und 
Weiterbildung in einem Gesetzesartikel zu regeln, aus der Haushaltsabgabe 
zu finanzieren und die dafür zur Verfügung stehenden Mittel zur erhöhen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von elektronischen 
Medien anbieten, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, insbesondere 
Grundausbildungen und Weiterbildungen im Informationsjournalismus.
Das BAKOM kann elektronischen Medien, die Aus- und Weiterbildungen 
durch unabhängige Institutionen für ihre Mitarbeitenden anbieten, auf ihr 
Gesuch hin finanziell unterstützen.

Begründung Der Gesetzesentwurf der Kommission sollte in entscheidenden Punkten 
jedoch präzisiert werden. So geht nicht eindeutig daraus hervor, ob mit den 
Mitteln nur dauerhafte Ausbildungen wie die Lehrgänge am maz - welche 
mit einem branchenweit anerkannten Diplom abgeschlossen werden - 
unterstützt werden können, oder ob damit auch kürzere, niederschwelligere 
Kursangebote seiner Institution unterstützt werden können. Veranstalter mit 
Abgabenanteil sollen für Ihr Engagement in Aus- und Weiterbildung ihrer 
Mitarbeitenden, auf Gesuch hin vom BAKOM finanziell unterstützt werden.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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Radio Stadtfilter AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Siehe angehängte Stellungnahme

Anhang: 241021_Stellungnahme_Vernehmlassung_StaFi.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag ...inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Die Anteile sind jährlich an 
die Teuerung anzupassen. Zudem legt es die Anteile der Konzessionäre so 
fest, dass sie sich gegenüber einer vergleichbaren Konzession in der letzten 
Konzessionsperiode angemessen erhöhen.

Begründung Die zusätzlichen Gelder sind unserer Ansicht nach für eine angemessene 
Erhöhung des Gebührenanteils im Vergleich zu letzten Konzessionsperiode 
zu verwenden, der Teuerungsausgleich muss sich an den aktuellen 
Abgaben für die Einzelradios orientieren.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von elektronischen 
Medien anbieten, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, insbesondere 
Grundausbildungen und Weiterbildungen im Informationsjournalismus.

3) Auch können auf Gesuch hin Aus- und Weiterbildungen von 
Mitarbeitenden elektronischer Medien am Arbeitsplatz finanziell unterstützt 
werden. Diese werden durch Fachpersonen der genannten Institutionen 
durchgeführt.

Begründung Es ist unerlässlich, dass hierbei auch flexible, basisnahe Ausbildungsformen 
bedacht werden, wie sie etwa die Schule Klipp & Klang anbietet, mit der 
Radio Stadtfilter seit vielen Jahren zusammenarbeitet.
Man bedenke, dass bei Beibehalten der derzeitigen Formulierung folgendes 
Ergebnis denkbar ist: Die Initiative Chassot wird angenommen, die Initiative 
Bauer abgelehnt. Das würde bedeuten, dass Ausbildungsinstitutionen zwar 
ihr Angebot erweitern und verbessern können, dass aber zB. Radio 
Stadtfilter finanziell gar nicht in der Lage wäre, dieses Angebot zu nutzen.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Radios Régionales Romandes (RRR)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 20240731 Position consultation LRTV.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Radioschule klipp+klang

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 20241028_Stellungnahme_RTVG_parlament_Initiativen_Radioschule_klippklang.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 20241028_Stellungnahme_RTVG_parlament_Initiativen_Radioschule_klippklang.pdf
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Regionalradio Aargaudio AG / Kanal K

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Regionalradio Aargaudio AG ist im Besitz einer Konzession für ein lokal-
regionales Radioprogramm mit Leistungsauftrag und Abgabenanteil und hat 
auch ab 2025 eine Konzession erhalten. Somit ist unsere Organisation 
direkt von der möglichen Änderung des RTVG betroffen. Deshalb beteiligen 
wir uns sehr gerne an dieser Vernehmlassung. Die beiden Initiativen sind für 
unsere Zukunft von grosser Bedeutung.

Die Regionalradio Aargaudio AG ist die Betriebsgesellschaft des nicht 
gewinnorientierten Mitmachradios Kanal K in Aarau. Kanal K ist ein Musik-, 
Community- und Ausbildungsradio mit einem Versorgungsgebiet im Raum 
Aargau/Solothurn und erreicht 5‘000 Hörer*innen. Das Programm hebt sich 
thematisch, kulturell und musikalisch von den kommerziellen Radios ab. Es 
besteht aus einem sorgfältig ausgewählten Musikprogramm, Sendungen in 
18 Sprachen und redaktionellen Projekten in den Bereichen Kultur, Jugend, 
Inklusion, Politik und Nachhaltigkeit. 

Für die Regionalradio Aargaudio AG ist eine Zustimmung der Vorentwürfe 
der Kommission des Ständerates von enormer Wichtigkeit. Im Kanton 
Aargau sorgt insbesondere auch Kanal K dafür, dass die Medienlandschaft 
vielfältig ist. Und es ist unbestritten, dass vielfältige Medien in der Schweiz 
eine wichtige staats- und demokratiepolitische Funktion erfüllen. Wir 
Komplementärradios berücksichtigen sprachliche und kulturelle 
Minderheiten und bieten einen niederschwelligen Einstieg in die 
Medienbranche. Gerne erläutern wir Ihnen unsere Argumente, weshalb die 
Änderung des RTVG für unsere Zukunft so wichtig ist.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Anpassung von RTVG Art. 40, Abs. 2: 
...inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Die Anteile sind jährlich an 
die Teuerung anzupassen. Zudem legt es die Anteile der Konzessionäre so 
fest, dass sie sich gegenüber einer vergleichbaren Konzession in der letzten 
Konzessionsperiode angemessen erhöhen.

Zusätzlicher Antrag zur Ergänzung Art.76 RTVG
Abs. 3) Auch können auf Gesuch hin Aus- und Weiterbildungen von 
Mitarbeitenden elektronischer Medien am Arbeitsplatz finanziell unterstützt 
werden. Diese werden durch Fachpersonen der genannten Institutionen 
durchgeführt

Begründung Begründung RTVG Art. 40, Abs. 2:
Kanal K unterstützt grundsätzlich auch die Ergänzung von Art. 40, Absatz 2. 
Besonders wichtig ist hier die Anpassung der Abgabenanteile an die 
Teuerung. Kanal K empfiehlt, diese hier gesetzlich zu verankern. Bleiben die 
Gebührenanteile über einen Zeitraum von zehn Jahren konstant, bei 
zugleich konstant leichter Teuerung von einem bis zwei Prozent, so kommt 
dies de facto einer Reduktion des Abgabenanteils zwischen 10 und rund 20 
Prozent gleich. Die Radios sind mit höheren Kosten konfrontiert, welche 
diese (ob kommerziell oder nicht-kommerziell) nicht kompensieren können. 
Für die konzessionierten Sender machen die Abgabenanteile einen 
wichtigen Teil der Einnahmen aus, für die komplementären Sender sind dies 
bis zu 80 Prozent der Einnahmen. Ohne Teuerungsanpassung der 
Abgabenanteile sind so etwa Teuerungsausgleiche auf die Löhne kaum 
realistisch. 

Kanal K unterstützt prinzipiell auch das zweite Anliegen der Ergänzung zu 
Art. 40, Abs. 2. Die zusätzlich zur Verfügung stehenden Mittel aus der 
Erhöhung des Anteils für den regionalen Service public sollen den 
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konzessionierten Sendern zugutekommen. Hier ist jedoch zu beachten, 
dass die Berechnungsgrundlagen (bsp. Grösse des Versorgungsgebietes) 
der Abgabenanteile für die Konzessionen bis 2024 und für die Jahre 2025 
bis 2034 nicht identisch sind. Eine Erhöhung aus den zusätzlich verfügbaren 
Mitteln darf sich deshalb nicht allein am Vergleich zur letzten 
Konzessionsperiode bemessen, sondern muss den Berechnungsschlüsseln 
zu den Abgabenanteilen folgen.

Ergänzung Art. 76 RTVG:
Der Gesetzesentwurf der Kommission muss in entscheidenden Punkten 
jedoch präzisiert werden. So geht nicht eindeutig daraus hervor, ob mit den 
Mitteln nur dauerhafte Ausbildungen wie die Lehrgänge am maz - welche 
mit einem branchenweit anerkannten Diplom abgeschlossen werden - 
unterstützt werden können, oder ob damit alle, also auch kürzere, 
niederschwelligere Kursangebote einer Institution unterstützt werden 
können, welche auch längere Lehrgänge mit einem anerkannten Diplom 
anbietet. Für Kanal K ist klar, dass sich eine effektive Förderung von Aus- 
und Weiterbildungsangeboten nicht nur auf längere Lehrgänge 
beschränken, sondern die Breite von Weiterbildungsinstitutionen fokussieren 
muss. So bieten Aus- und Weiterbildungsinstitution wie das maz in Luzern, 
die Radioschule klipp+klang in Zürich oder die RSS-Medienschule in St. 
Gallen niederschwellige Aus- und Weiterbildungsangebote in Form von etwa 
ein- oder mehrtägigen Kursen an. Diese werden oft gerade von kleineren 
Medien – wie etwa komplementären Radios – in Anspruch genommen. 
Diese Angebote werden von Fachpersonen der oben genannten 
Institutionen durchgeführt, zentral in den Räumen der Schulen, teilweise 
aber auch direkt vor Ort bei den Sendern. 
Kleinere Medien bieten einen niederschwelligen Einstieg in die Medienwelt 
und fördern Journalismus-Talente, welche später zu größeren Medien 
weiterziehen, einfach und professionell.

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Begründung Die finanziellen Mittel der konzessionierten Radio- und TV-Sender sind 
bereits
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heute knapp, um die Leistungsaufträge zu erfüllen. Mit dem Antrag würden 
diese Mittel
weiterhin zersplittert.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag … inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Die Anteile sind jährlich an 
die Teuerung anzupassen. Zudem legt es die Anteile der Konzessionäre so 
fest, dass sie sich gegenüber einer vergleichbaren Konzession in der letzten 
Konzessionsperiode angemessen erhöhen.

Begründung Kanal K unterstützt grundsätzlich auch die Ergänzung von Art. 40, Absatz 2. 
Besonders wichtig ist hier die Anpassung der Abgabenanteile an die 
Teuerung. Kanal K empfiehlt, diese hier gesetzlich zu verankern. Bleiben die 
Gebührenanteile über einen Zeitraum von zehn Jahren konstant, bei 
zugleich konstant leichter Teuerung von einem bis zwei Prozent, so kommt 
dies de facto einer Reduktion des Abgabenanteils zwischen 10 und rund 20 
Prozent gleich. Die Radios sind mit höheren Kosten konfrontiert, welche 
diese (ob kommerziell oder nicht-kommerziell) nicht kompensieren können. 
Für die konzessionierten Sender machen die Abgabenanteile einen 
wichtigen Teil der Einnahmen aus, für die komplementären Sender sind dies 
bis zu 80 Prozent der Einnahmen. Ohne Teuerungsanpassung der 
Abgabenanteile sind so etwa Teuerungsausgleiche auf die Löhne kaum 
realistisch. 
Kanal K unterstützt prinzipiell auch das zweite Anliegen der Ergänzung zu 
Art. 40, Abs. 2. Die zusätzlich zur Verfügung stehenden Mittel aus der 
Erhöhung des Anteils für den regionalen Service public sollen den 
konzessionierten Sendern zugutekommen. Hier ist jedoch zu beachten, 
dass die Berechnungsgrundlagen (bsp. Grösse des Versorgungsgebietes) 
der Abgabenanteile für die Konzessionen bis 2024 und für die Jahre 2025 
bis 2034 nicht identisch sind. Eine Erhöhung aus den zusätzlich verfügbaren 
Mitteln darf sich deshalb nicht allein am Vergleich zur letzten 
Konzessionsperiode bemessen, sondern muss den Berechnungsschlüsseln 
zu den Abgabenanteilen folgen.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Diplome und Zertifikate dieser Institutionen müssen von der Branche 
anerkannt sein.
Neu Ergänzung mit Abs. 3:
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Auch können auf Gesuch hin Aus- und Weiterbildungen von Mitarbeitenden 
elektronischer Medien am Arbeitsplatz finanziell unterstützt werden. Diese 
werden durch Fachpersonen der genannten Institutionen durchgeführt

Begründung Der Gesetzesentwurf der Kommission muss in entscheidenden Punkten 
jedoch präzisiert werden. So geht nicht eindeutig daraus hervor, ob mit den 
Mitteln nur dauerhafte Ausbildungen wie die Lehrgänge am maz - welche 
mit einem branchenweit anerkannten Diplom abgeschlossen werden - 
unterstützt werden können, oder ob damit alle, also auch kürzere, 
niederschwelligere Kursangebote einer Institution unterstützt werden 
können, welche auch längere Lehrgänge mit einem anerkannten Diplom 
anbietet. Für Kanal K ist klar, dass sich eine effektive Förderung von Aus- 
und Weiterbildungsangeboten nicht nur auf längere Lehrgänge 
beschränken, sondern die Breite von Weiterbildungsinstitutionen fokussieren 
muss. So bieten Aus- und Weiterbildungsinstitution wie das maz in Luzern, 
die Radioschule klipp+klang in Zürich oder die RSS-Medienschule in St. 
Gallen niederschwellige Aus- und Weiterbildungsangebote in Form von etwa 
ein- oder mehrtägigen Kursen an. Diese werden oft gerade von kleineren 
Medien – wie etwa komplementären Radios – in Anspruch genommen. 
Diese Angebote werden von Fachpersonen der oben genannten 
Institutionen durchgeführt, zentral in den Räumen der Schulen, teilweise 
aber auch direkt vor Ort bei den Sendern. 
Kleinere Medien bieten einen niederschwelligen Einstieg in die Medienwelt 
und fördern Journalismus-Talente, welche später zu größeren Medien 
weiterziehen, einfach und professionell.

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Forderung nach einer Kürzung der Förderbeiträge, falls die
Medienunternehmen ihre eigenen Beiträge senken, ist kontraproduktiv. Eine 
solche Massnahme würde die ohnehin angespannte finanzielle Situation der 
Medien weiter verschärfen und damit die Vielfalt und Qualität des 
Medienangebots gefährden. Dies widerspricht dem eigentlichen Ziel des 
Gesetzes, nämlich die Medien in herausfordernden Zeiten zu unterstützen 
und somit die Medienvielfalt zu sichern.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Regula Stocker

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren

Meiner Meinung nach wäre es wichtig, dass die Gebühren aufgrund des 
geltenden Leistungsauftrages festgelegt werden. Dies sollte auch im Gesetz so 
zum Ausdruck kommen.
Siehe mein als PDF-Datei angefügtes Schreiben.

Freundliche Grüsse

Regula Stocker

Anhang: RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren

Meiner Meinung nach wäre es wichtig, dass der Gesetzestext in der 
Vernehmlassungsvorlage unter Art. 68a, Abs. 1 lauten würde:

„Der Bundesrat bestimmt die Höhe der Abgabe für Haushalte und für 
Unternehmen unter Berücksichtigung des Leistungsauftrages."
Siehe mein als PDF-Datei angefügtes detaillierteres Schreiben.

Freundliche Grüsse

Regula Stocker

Anhang: RTVG.pdf
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SDK - Schweizerische Direktorinnen- und Direktorenkonferenz der Berufsfachschulen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: SDK_RTVG_Stellungnahme_241021.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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SGKM – Schweizerische Gesellschaft für Kommunikations- und Medienwissenschaft / 
Société suisse des sciences de la communication et des médias SSCM / Società svizzera di 
scienze della comunicazione e dei media SSCM

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Vernehmlassung 2024 - Stellungnahme SGKM_241012.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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SRG SSR

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: KOR_KFV-S_Stellungnahme Parl. I. Chassot_Bauer.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Schweiz. Bauernverband

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Da die Landwirtschaft an einer vielfältigen Medienlandschaft und qualitativ 
guter Berichterstattung interessiert ist und keine zusätzlichen Bundesgelder 
nötig sind, unterstützen wir den Vorschlag.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Da die Landwirtschaft an einer vielfältigen Medienlandschaft und qualitativ 
guter Berichterstattung interessiert ist •und keine zusätzlichen Bundesgelder 
nötig sind, unterstützen wir den Vorschlag.
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Schweizer Syndikat Medienschaffender

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Mediengewerkschaft SSM bedankt sich für die Möglichkeit zur 
Stellungnahme. 
Grundsätzlich begrüssen wir, dass die Kommission Vorschläge vorlegt, welche 
rasch umsetzbare Massnahmen zur Medienförderung enthalten. Das SSM 
unterstützt die Vorlage insgesamt, weist aber auch darauf hin, dass sich die 
Situation auf dem Medienplatz Schweiz seit der Abstimmung zum 
Massanahmenpaket Medien 2022 verändert hat. Erläuterungen dazu sind im 
beiligenden Dokument mit der "Allgemeinen Stellungnahme" zu finden. Mit 
Ausnahme von Art. 40 abs 2. unterstützt das SSM in allen Punkten die 
Mehrheitsanträge. Die detaillierte Stellungnahme zur abweichenden Position 
oder zu den Ergänzungen bei Art. 76 Abs.1 und Art. 76b Abs.1 sind via Online-
Maske eingegeben worden.

Anhang: 241028_SSM Stellungnahme_RTVG_def_sig.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Das SSM teilt die Meinung der Kommissionsmehrheit und lehnt den 
Minderheitsvorschlag ab, welcher über die von beiden parlamentarischen 
Initiativen vorgeschlagenen Änderungen hinausgeht.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag … inklusive Verbreitungskosten erbringen muss.
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Begründung Das SSM lehnt die Ergänzung der Kommission in Art. 40 Abs. 2 ab und 
unterstützt das geltende Recht. Die vorgeschlagene Änderung zielt darauf 
ab, zu verfestigen, dass zu Beginn einer neuen Konzessionsperiode per se 
Anspruch auf einen höheren Abgabenanteil verglichen mit der letzten 
Konzessionsperiode besteht. Vor dem Hintergrund der anstehenden 
Änderungen bzw. Unsicherheiten über die Höhe der zukünftigen 
Abgabenhöhe und -erträge erachtet es das SSM als zu riskant, diese 
Anpassung zum jetzigen Zeitpunkt vorzunehmen. Berücksichtigt hat das 
SSM auch die Tatsache, dass (gemäss Bundesrat) die Tarife seit 2021 nicht 
mehr kostendeckend sind und mit der Revision RTVV ab 2027 bereits 
insgesamt weniger Mittel zur Verfügung stehen. Wir regen daher an, diesen 
Automatismus vorerst nicht einzuführen. Ebenfalls zu bedenken gilt es, das 
die Berücksichtigung der Teuerung bei der Festlegung der Höhe des 
Abgabenanteils allen gemäss RTVG berechtigten Anspruchsgruppen 
gleichermassen zugutekommen müsste und dass die die Vergabe von 
zusätzlichen Mitteln bei anderen Begünstigten des Gebührenaufkommens 
eingespart werden müssten.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von elektronischen 
Medien anbieten [und journalismusnahe Organisationen] auf ihr Gesuch hin 
finanziell unterstützen, insbesondere Grundausbildungen und 
Weiterbildungen im Informationsjournalismus.

Begründung Artikel 76 ermöglicht finanzielle Unterstützung für praxisnahe Aus- und 
Weiterbildungsinstitutionen im Bereich Informationsjournalismus. Das SSM 
schlägt vor, auch journalismusnahe Organisationen wie beispielsweise 
investigativ.ch oder Öffentlichkeitsgesetz.ch in die Förderung aufzunehmen, 
da sie durch die Vermittlung fundierten Fachwissens und den Aufbau 
wertvoller Netzwerke zur Stärkung des verlagsunabhängigen Journalismus 
beitragen.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann Nachrichtenagenturen, Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte und Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und 
Reportagenprojekte auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, sofern es sich 
um Agenturen und Fördereinrichtungen von nationaler Bedeutung handelt 
und ihr Angebot auf Deutsch, Französisch und Italienisch gleichwertig ist.

Begründung Das SSM unterstützt die Forderung, wonach diese Massnahme nicht 
ausschliesslich Nachrichtenagenturen und Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte im engeren Sinne zugutekommen soll. 
Auch andere Einrichtungen, die Dienstleistungen und Unterstützungen 
anbieten, welche allen Medien zugutekommen (können), zu berücksichtigen. 
Dazu gehören etwa Organisationen, die gezielt einzelne journalistische 
Recherche- oder Reportagenprojekte finanziell unterstützen.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Das SSM unterstützt den Mehrheitsantrag und lehnt den Minderheitsantrag 
ab.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Das SSM unterstützt den Mehrheitsantrag und lehnt den Minderheitsantrag 
ab.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Schweizer Werbe-Auftraggeberverband (SWA/ASA)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: SWA_Stellungnahme RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --
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Schweizerischer Gemeindeverband

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme SGV Änderung RTVG 24.10.2024_def.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Schweizerischer Presserat

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung, an der Vernehmlassung zu der geplanten 
Änderung des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) teilzunehmen. Gerne 
geben wir unsere Stellungnahme ab:

Der vorliegende Gesetzesentwurf orientiert sich an den sogenannt 
«unbestrittenen Massnahmen» aus dem Massnahmenpaket zugunsten der 
Medien, welches in seiner Gesamtheit am 13. Februar 2022 vom Volk 
abgelehnt worden ist. Die Revision des RTVG, die auf der Grundlage der 
parlamentarischen Initiativen 22.407 (Erhöhung des Gebührenanteils für 
regionale Radio- und Fernsehsender) und 22.417 
(Unterstützungsmassnahmen für elektronische Medien) basiert, erachten wir 
als zielführend.
Wir unterstützen die vorgeschlagene Revision des RTVG-Gesetzes, wie sie 
von der Mehrheit der KVF-S festgelegt wurde.

Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien (22.417)
Unser Anliegen ist es, die Medienvielfalt und die Qualität des Journalismus in 
der Schweiz zu stärken. Funktionierende und unabhängige Medien sind ein 
unverzichtbarer Pfeiler unserer direkten Demokratie: Sie informieren die 
Öffentlichkeit, fördern eine kritische Meinungsbildung, ordnen komplexe 
Sachverhalte ein und erfüllen ihre Rolle als Vierte Gewalt im Staat. Ohne eine 
vielfältige, stabile und verlässliche Medienlandschaft wäre die 
Funktionsfähigkeit der Demokratie gefährdet.

Ein zentraler Baustein für seriösen, fairen und qualitativ hochwertigen 
Journalismus sind gut ausgebildete Journalistinnen und Journalisten, die ihr 
Handwerk beherrschen und komplexe Themen fundiert analysieren sowie 
sachgerecht vermitteln können. Dabei ist nicht nur die fachliche Kompetenz 
entscheidend, sondern auch eine klare ethische Haltung in der 
Berichterstattung. Der Schweizer Presserat spielt hierbei eine wesentliche 
Rolle, indem er die Einhaltung ethischer Standards überwacht und eine 
Orientierung für verantwortungsvollen Journalismus bietet. Die Prinzipien von 
Professionalität und Integrität stehen im Zentrum von Qualitätsmedien, und der 
Presserat sorgt dafür, dass diese gewahrt bleiben, indem er ethische 
Richtlinien setzt und Verstösse gegen den Journalismuskodex rügt.

Der Schweizer Presserat dient sowohl dem Publikum als auch den 
Medienschaffenden als Beschwerdeinstanz bezüglich redaktioneller Beiträge 
aus Print-, Online- und elektronischen Medien. Die hohe Glaubwürdigkeit des 
Presserats basiert auf der Arbeit der Kammern in den drei Landessprachen, die 
durch ehrenamtliches Engagement breit abgestützte Diskussionen und 
fundierte Entscheidungen ermöglichen. Für die Koordination ist eine bezahlte 
Geschäftsstelle jedoch unabdingbar.

Trotz steigender Bekanntheit und der wachsenden Zahl an Beschwerden 
arbeitet der Presserat weiterhin mit geringem finanziellem Aufwand, jedoch 
hohem personellen Einsatz. Er trägt massgeblich zur Reflexion und Diskussion 
über medienethische Themen bei und verteidigt gleichzeitig die Presse- und 
Meinungsäusserungsfreiheit in der Schweiz. Die geplante staatliche 
Unterstützung für den Presserat, die im Medienpaket vorgesehen war, wurde 
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im Februar 2022 abgelehnt; die nachhaltige Finanzierung des Presserats bleibt 
weiterhin eine grosse Herausforderung. 

Dringlichkeit der Revision
Die rasche und konsequente Umsetzung der im Rahmen der Revision 
vorgesehenen Massnahmen ist von entscheidender Bedeutung. Wir erachten 
die Fördermassnahmen zugunsten aller elektronischen Medien als dringend 
notwendig und wirkungsvoll. Eine funktionierende Selbstregulierung, eine 
professionelle, anerkannte journalistische Ausbildung sowie eine 
sprachregional verankerte Basis-Infrastruktur durch Agenturleistungen sind 
essenzielle Bausteine, um die Qualität und Vielfalt der medialen Versorgung 
langfristig zu gewährleisten.

Anhang: Stellungnahme Schweizer Presserat.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
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für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen
... Die Förderleistungen werden aus dem Ertrag der Abgabe für Radio und 
Fernsehen entrichtet. Es stehen zwei Prozent des Ertrags zur Verfügung 
(Abs. 4). Der Bundesrat legt den Bedarf fest (Art. 68a Abs. 1 Bst. h).

Begründung Finanzierung 
Gemäss dem vorliegenden Vorschlag soll die Finanzierung für diese 
Fördermassnahme aus dem Ertrag der Abgabe für Radio und Fernsehen 
entrichtet werden. Der Presserat unterstützt diesen Grundsatz, da er keine 
Belastung für den Staatshaushalt bedeutet. 
Im Hinblick auf mögliche, zukünftige Gebührensenkungen plädieren wir, in 
der Initiative 22.417 die Obergrenze auf zwei Prozent zu setzen, wie es 
ursprünglich im Medienpaket vorgesehen war. Mit dieser Anpassung können 
die Mittel effektiv und nachhaltig wirken und damit die Qualität im 
Journalismus sowie auch die Vielfalt der Medienlandschaft sichern – was 
wichtige Ziele der Initiative sind.
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Schweizerisches Konsumentenforum kf

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung: --

Anhang: VL-Antwort kf RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Anhang: VL-Antwort kf RTVG.pdf
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Stadt Zürich

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Zuschrift Ständerat Vernehmlassung_signiert STP, STS.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Stiftung BaselMedia

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Dieses Gesetz regelt:
a.die Veranstaltung, die Aufbereitung, die Übertragung und den Empfang 
von Radio- und Fernsehprogrammen;
b.die Fördermassnahmen zugunsten der Radio- und Fernsehprogramme.

Begründung Die Kommission schlägt vor, den Geltungsbereich des Radio- und 
Fernsehgesetzes auszuweiten. Im Artikel 2 wird dazu der Begriff 
«elektronische Medien» neu definiert und zwar so, dass damit alle Medien 
gemeint seien, die «fernmeldetechnisch übertragen» werden, also auch 
Onlinemedien. Im Artikel 1 wird festgelegt, dass das Gesetz die 
«Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien» regelt. Konkret 
sind damit die Massnahmen im Artikel 76 gemeint, also Aus- und 
Weiterbildung, Selbstregulierung und Agenturleistungen. 
Wir sind der Meinung, dass eine solche Ausweitung des Geltungsbereichs 
des Radio- und Fernsehgesetzes zum jetzigen Zeitpunkt weder notwendig, 
noch sinnvoll ist. Gerade die Online-Unterstützung gehörte bei der 
Abstimmung über das Medienpaket 2022 zu den umstrittenen Punkten. Wir 
empfehlen deshalb, das RTVG bei seinem ursprünglichen Zweck zu 
belassen und damit weiterhin ausschliesslich Radio und Fernsehen zu 
regulieren. Die Diskussion, ob und in welchem Umfang in einer zukünftigen 
Medienförderung Onlinemedien berücksichtigt werden sollen, ist nicht an 
dieser Stelle zu führen. Den richtigen Weg hat die KVF-N mit ihrer Motion
24.3817 «Einführung Kanal- und geschäftsmodellunabhängiger Förderung 
elektronischer
Medien» eingeschlagen: Sie verlangt vom Bundesrat einen 
Gesetzesvorschlag, wie die Indirekte
Presseförderung dereinst (in sieben Jahren) durch eine kanalunabhängige 
Förderung
elektronischer Medien abgelöst werden kann.
Die gattungsübergreifende Wirkung der in Art. 76 definierten 
Fördermassnahmen bleibt auch ohne Begriffsausweitung auf «elektronische 
Medien» bestehen. Selbst wenn beispielsweise eine Ausbildungsinstitution 
nur für ihre Aktivitäten im Bereich Radio und Fernsehen gefördert wird, so 
wird die Institution finanziell auch als Ganzes entlastet, was wiederum 
anderen Mediengattungen zugutekommt.

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag In diesem Gesetz bedeuten:
Elektronische Medien: Medienangebote, die fernmeldetechnisch 
übertragen werden, für die Allgemeinheit bestimmt sind und nach 
redaktionellen Kriterien zusammengestellt werden;

Begründung siehe Begründung zu Art. 1

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.
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Begründung Die Minderheit möchte zusätzliche Konzessionen für «lokale TV-Stationen 
mit einer (…) Berichterstattung über nationale und kantonale Politik». Damit 
würde das bestehende System der Konzessionsvergabe («eine Konzession 
pro Versorgungsbiet») auf den Kopf gestellt und eine komplett neue 
Senderkategorie geschaffen. Eine solch grundsätzliche Veränderung ohne 
eingehende Prüfung und Bewertung der Folgen ist abzulehnen.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Hier findet sich der wichtigste Punkt der Gesetzanpassung: Der Spielraum 
der Abgabenanteile der regionalen Radios und Fernsehen wird von bisher 4-
6% auf neu 6-8% der Radio- und Fernsehabgabe angehoben. Die 
parlamentarische Initiative Bauer wollte damit der «zunehmenden 
Bedeutung» Rechnung tragen, «welche regionale Radio- und 
Fernsehsender in der Schweizer Medienlandschaft einnehmen.» In der 
Zwischenzeit sind weitere Faktoren dazugekommen, welche die Erhöhung 
dringend notwendig machen:
•Die regionalen Radios und Fernsehen erhalten im Gegensatz zur SRG 
lediglich eine minimale Grundfinanzierung für ihren Leistungsauftrag im 
Informationsbereich. Wegen der schrumpfenden Werbemärkte ist die 
Erbringung dieses regionalen Service Public-Auftrags akut gefährdet. 
•Es droht eine Unterfinanzierung, wenn der Abgabentopf infolge Senkung 
der Haushaltsabgabe kleiner wird. Mit der Neufestlegung des Anteils hat das 
BAKOM das Instrument, diesen Effekt zu korrigieren.
•Die Neukonzessionierung und die Neudefinition des Verteilschlüssels per 
1.1.2025 führt dazu, dass die Mehrheit der konzessionierten regionalen 
Fernsehen und etliche konzessionierte Radios ab kommendem Jahr bis zu 
10% weniger aus dem Abgabetopf erhalten (siehe Beilage 1). Das können 
sie faktisch nur mit Entlassungen und der Reduktion ihrer Leistungen 
kompensieren, was der Zielsetzung der vorliegenden Gesetzesrevision 
diametral entgegenläuft und mit der Erhöhung des Abgabeanteils 
kompensiert werden kann.

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Neben der Erhöhung des Gesamtanteils schlägt die Kommission in Art. 40 
Abs. 2 eine weitere wichtige Ergänzung vor, welche sicherstellt, dass der 
neu geschaffene Spielraum vom BAKOM auch tatsächlich zugunsten der 
Regionalsender ausgeschöpft wird. Es darf nicht passieren, dass die 
Erhöhung auf 6-8% schlussendlich zu gar keiner effektiven Erhöhung des 
Abgabeanteils bei Regionalsendern führt, wenn die Haushaltabgabe als 
Ganzes gesenkt wird. Wir verweisen hier auf die anstehende Reduktion der 
Haushaltabgabe von CHF 335 auf CHF 300, die zwar zulasten der SRG 
definiert wurde, aber trotzdem einen Einfluss auf die Gesamthöhe des 
Abgabetopfes hat. Der Passus in Art. 40 Abs. 2 legt fest, dass für alle 
Regionalsender die gesprochenen Gelder «absolut» höher sein müssen als 
in der Vergangenheit.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Bundesrat bestimmt die Höhe der Abgabe für Haushalte und für 
Unternehmen. Massgebend ist der Bedarf für:

h.die Fördermassnahmen für lokale Radio- und regionale 
Fernsehveranstalter (Art. 76–76c).

Begründung Wie schon zum Artikel 1 ausgeführt, erachten wir die Begriffsausweitung auf 
«elektronische Medien» nicht als sinnvoll, weshalb die Formulierung der 
Kommissionsmehrheit angepasst werden sollte.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3. Kapitel: Fördermassnahmen



359 / 518

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von Radio- und 
Fernsehsendern anbieten, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, 
insbesondere Grundausbildungen und Weiterbildungen im 
Informationsjournalismus.

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Er regelt die Anrechenbarkeit der Kosten und die dafür zu liefernden 
Nachweise so, dass nur Leistungen zugunsten von Radio- und 
Fernsehsendern berücksichtigt werden.

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Minderheit möchte die Förderbeiträge nach Art. 76 kürzen, sollten die 
Trägerschaften der geförderten Organisationen ihrerseits ihre Beiträge 
senken. Diese Logik ist gefährlich, verstärkt sie doch jede Verschlechterung 
der Finanzsituation der betroffenen Institutionen und gefährdet somit das 
Ziel dieser Gesetzesrevision, nämlich die Unterstützung der Medien in 
schwierigen Zeiten.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die von der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerats 
(KVF-S) vorgeschlagene Anpassung des Radio- und Fernsehgesetzes 
(RTVG) ist zu begrüssen. Die Revision greift Verbesserungen auf, welche 
bei der Abstimmung über das Medienpaket 2022 unbestritten waren und für 
die Radios und Fernsehen in den Regionen von existenzieller Bedeutung 
sind.
Wichtigster Punkt ist die Erhöhung des Anteils der regionalen Radios und 
Fernsehen an der Radio- und Fernsehabgabe. Der Anteil soll von bisher 4-
6% neu auf 6-8% angehoben werden. Diese Erhöhung stellt sicher, dass die 
regionalen Radios und Fernsehen ihren Service-Public-Auftrag auch in 
Zukunft erbringen können, also auch dann, wenn die Einnahmen aus der 
Abgabe insgesamt sinken und die Werbeerträge weiter zurückgehen. In 
diesem Zusammenhang ist der ergänzte Absatz 2 im Artikel 40 wichtig: Er 
schreibt vor, dass die Erhöhung konkret zu einer Erhöhung der 
Abgabenanteile der einzelnen Sender führen soll. 
Sinnvoll sind auch die indirekten Fördermassnahmen in Artikel 76: 
Unterstützt werden sollen Institutionen im Bereich der journalistischen 
Ausund Weiterbildung, Nachrichtenagenturen sowie Organisationen im 
Bereich 
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der Selbstregulierung der Branche. All diese Fördermassnahmen helfen, die 
regionalen Radio- und Fernsehveranstalter finanziell zu entlasten sowie die 
Qualität ihrer Angebote zu steigern. Die Stärkung der geförderten 
Institutionen liegt aber auch klar im Interesse der gesamten Medienbranche, 
also beispielsweise der Online- oder Printmedien. So sind beispielsweise 
alle Medien darauf angewiesen, dass die Nachrichtenagenturen einen 
qualitativ hochstehenden Service zu marktgerechten Preisen anbieten 
können.
Als nicht zwingend notwendig sehen wir hingegen die vorgeschlagene 
Erweiterung des Geltungsbereichs des Radio- und Fernsehgesetzes auf 
«elektronische Medien», also im weitesten Sinn auf Onlinemedien. Die 
Diskussion darüber, ob und in welchem Umfang in einer zukünftigen 
Medienförderung Onlinemedien berücksichtigt werden sollen, ist zwar 
unbestritten wichtig, doch sie sollte nicht an dieser Stelle geführt werden. Es 
besteht sonst die Gefahr, dass die Revision überfrachtet wird

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Stiftung für Konsumentenschutz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank für die Einladung zur Vernehmlassung zur Änderung des 
RTVG. Der Konsumentenschutz verzichtet auf eine Stellungnahme. Wir 
bitten Sie jedoch uns auch künftig zu Vernehmlassungen, die das RTVG 
betreffen, einzuladen.

Freundliche Grüsse

André Bähler
Leiter Politik und Wirtschaft

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank für die Einladung zur Vernehmlassung zur Änderung des 
RTVG. Der Konsumentenschutz verzichtet auf eine Stellungnahme. Wir 
bitten Sie jedoch uns auch künftig zu Vernehmlassungen, die das RTVG 
betreffen, einzuladen.

Freundliche Grüsse

André Bähler
Leiter Politik und Wirtschaft
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Suisseculture

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Bitte finden Sie unsere Stellungnahme im beigefügten Text

Anhang: STN RVTG parl. Initiativen Chassot u Bauer_def.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die ausführliche Stellungnahme entnehmen Sie bitte dem beigefügten Text.

Anhang: STN RVTG parl. Initiativen Chassot u Bauer_def.pdf
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Suissedigital

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung: --

Anhang: Suissedigital_Vernehmlassung RTVG-Revision_Erhöhung Abgabeanteile und Fördermassnahmen für elektronische 
Medien.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Syndicom Gewerkschaft Medien und Kommunikation / Syndicat des médias et de la 
communication / Sindicato dei media e della communicazione

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 241025_vnl KVF-S zu PaIv Chassot und PaIv Bauer RTVG_Stellungnahme syndicom.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Telesuisse - Verband der Schweizer Regionalfernsehen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Dieses Gesetz regelt:
a.die Veranstaltung, die Aufbereitung, die Übertragung und den Empfang 
von Radio- und Fernsehprogrammen;
b.die Fördermassnahmen zugunsten der Radio- und Fernsehprogramme.

Begründung Die Kommission schlägt vor, den Geltungsbereich des Radio- und 
Fernsehgesetzes auszuweiten. Im Artikel 2 wird dazu der Begriff 
«elektronische Medien» neu definiert und zwar so, dass damit alle Medien 
gemeint seien, die «fernmeldetechnisch übertragen» werden, also auch 
Onlinemedien. Im Artikel 1 wird festgelegt, dass das Gesetz die 
«Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien» regelt. Konkret 
sind damit die Massnahmen im Artikel 76 gemeint, also Aus- und 
Weiterbildung, Selbstregulierung und Agenturleistungen. 
Wir sind der Meinung, dass eine solche Ausweitung des Geltungsbereichs 
des Radio- und Fernsehgesetzes zum jetzigen Zeitpunkt weder notwendig, 
noch sinnvoll ist. Gerade die Online-Unterstützung gehörte bei der 
Abstimmung über das Medienpaket 2022 zu den umstrittenen Punkten. Wir 
empfehlen deshalb, das RTVG bei seinem ursprünglichen Zweck zu 
belassen und damit weiterhin ausschliesslich Radio und Fernsehen zu 
regulieren. Die Diskussion, ob und in welchem Umfang in einer zukünftigen 
Medienförderung Onlinemedien berücksichtigt werden sollen, ist nicht an 
dieser Stelle zu führen. Den richtigen Weg hat die KVF-N mit ihrer Motion
24.3817 «Einführung Kanal- und geschäftsmodellunabhängiger Förderung 
elektronischer
Medien» eingeschlagen: Sie verlangt vom Bundesrat einen 
Gesetzesvorschlag, wie die Indirekte
Presseförderung dereinst (in sieben Jahren) durch eine kanalunabhängige 
Förderung
elektronischer Medien abgelöst werden kann.
Die gattungsübergreifende Wirkung der in Art. 76 definierten 
Fördermassnahmen bleibt auch ohne Begriffsausweitung auf «elektronische 
Medien» bestehen. Selbst wenn beispielsweise eine Ausbildungsinstitution 
nur für ihre Aktivitäten im Bereich Radio und Fernsehen gefördert wird, so 
wird die Institution finanziell auch als Ganzes entlastet, was wiederum 
anderen Mediengattungen zugutekommt.

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag In diesem Gesetz bedeuten:
Elektronische Medien: Medienangebote, die fernmeldetechnisch 
übertragen werden, für die Allgemeinheit bestimmt sind und nach 
redaktionellen Kriterien zusammengestellt werden;

Begründung siehe Begründung zu Art. 1

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.
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Begründung Die Minderheit möchte zusätzliche Konzessionen für «lokale TV-Stationen 
mit einer (…) Berichterstattung über nationale und kantonale Politik». Damit 
würde das bestehende System der Konzessionsvergabe («eine Konzession 
pro Versorgungsbiet») auf den Kopf gestellt und eine komplett neue 
Senderkategorie geschaffen. Eine solch grundsätzliche Veränderung ohne 
eingehende Prüfung und Bewertung der Folgen ist abzulehnen.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Hier findet sich der wichtigste Punkt der Gesetzanpassung: Der Spielraum 
der Abgabenanteile der regionalen Radios und Fernsehen wird von bisher 4-
6% auf neu 6-8% der Radio- und Fernsehabgabe angehoben. Die 
parlamentarische Initiative Bauer wollte damit der «zunehmenden 
Bedeutung» Rechnung tragen, «welche regionale Radio- und 
Fernsehsender in der Schweizer Medienlandschaft einnehmen.» In der 
Zwischenzeit sind weitere Faktoren dazugekommen, welche die Erhöhung 
dringend notwendig machen:
•Die regionalen Radios und Fernsehen erhalten im Gegensatz zur SRG 
lediglich eine minimale Grundfinanzierung für ihren Leistungsauftrag im 
Informationsbereich. Wegen der schrumpfenden Werbemärkte ist die 
Erbringung dieses regionalen Service Public-Auftrags akut gefährdet. 
•Es droht eine Unterfinanzierung, wenn der Abgabentopf infolge Senkung 
der Haushaltsabgabe kleiner wird. Mit der Neufestlegung des Anteils hat das 
BAKOM das Instrument, diesen Effekt zu korrigieren.
•Die Neukonzessionierung und die Neudefinition des Verteilschlüssels per 
1.1.2025 führt dazu, dass die Mehrheit der konzessionierten regionalen 
Fernsehen und etliche konzessionierte Radios ab kommendem Jahr bis zu 
10% weniger aus dem Abgabetopf erhalten (siehe Beilage 1). Das können 
sie faktisch nur mit Entlassungen und der Reduktion ihrer Leistungen 
kompensieren, was der Zielsetzung der vorliegenden Gesetzesrevision 
diametral entgegenläuft und mit der Erhöhung des Abgabeanteils 
kompensiert werden kann.

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Neben der Erhöhung des Gesamtanteils schlägt die Kommission in Art. 40 
Abs. 2 eine weitere wichtige Ergänzung vor, welche sicherstellt, dass der 
neu geschaffene Spielraum vom BAKOM auch tatsächlich zugunsten der 
Regionalsender ausgeschöpft wird. Es darf nicht passieren, dass die 
Erhöhung auf 6-8% schlussendlich zu gar keiner effektiven Erhöhung des 
Abgabeanteils bei Regionalsendern führt, wenn die Haushaltabgabe als 
Ganzes gesenkt wird. Wir verweisen hier auf die anstehende Reduktion der 
Haushaltabgabe von CHF 335 auf CHF 300, die zwar zulasten der SRG 
definiert wurde, aber trotzdem einen Einfluss auf die Gesamthöhe des 
Abgabetopfes hat. Der Passus in Art. 40 Abs. 2 legt fest, dass für alle 
Regionalsender die gesprochenen Gelder «absolut» höher sein müssen als 
in der Vergangenheit.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Der Bundesrat bestimmt die Höhe der Abgabe für Haushalte und für 
Unternehmen. Massgebend ist der Bedarf für:

h.die Fördermassnahmen für lokale Radio- und regionale 
Fernsehveranstalter (Art. 76–76c).

Begründung Wie schon zum Artikel 1 ausgeführt, erachten wir die Begriffsausweitung auf 
«elektronische Medien» nicht als sinnvoll, weshalb die Formulierung der 
Kommissionsmehrheit angepasst werden sollte.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3. Kapitel: Fördermassnahmen



382 / 518

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von Radio- und 
Fernsehsendern anbieten, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, 
insbesondere Grundausbildungen und Weiterbildungen im 
Informationsjournalismus.

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --
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Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Er regelt die Anrechenbarkeit der Kosten und die dafür zu liefernden 
Nachweise so, dass nur Leistungen zugunsten von Radio- und 
Fernsehsendern berücksichtigt werden.

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Minderheit möchte die Förderbeiträge nach Art. 76 kürzen, sollten die 
Trägerschaften der geförderten Organisationen ihrerseits ihre Beiträge 
senken. Diese Logik ist gefährlich, verstärkt sie doch jede Verschlechterung 
der Finanzsituation der betroffenen Institutionen und gefährdet somit das 
Ziel dieser Gesetzesrevision, nämlich die Unterstützung der Medien in 
schwierigen Zeiten.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die von der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerats 
(KVF-S) vorgeschlagene Anpassung des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) 
ist zu begrüssen. Die Revision greift Verbesserungen auf, welche bei der 
Abstimmung über das Medienpaket 2022 unbestritten waren und für die Radios 
und Fernsehen in den Regionen von existenzieller Bedeutung sind.

Wichtigster Punkt ist die Erhöhung des Anteils der regionalen Radios und 
Fernsehen an der Radio- und Fernsehabgabe. Der Anteil soll von bisher 4-6% 
neu auf 6-8% angehoben werden. Diese Erhöhung stellt sicher, dass die 
regionalen Radios und Fernsehen ihren Service-Public-Auftrag auch in Zukunft 
erbringen können, also auch dann, wenn die Einnahmen aus der Abgabe 
insgesamt sinken und die Werbeerträge weiter zurückgehen. In diesem 
Zusammenhang ist der ergänzte Absatz 2 im Artikel 40 wichtig: Er schreibt vor, 
dass die Erhöhung konkret zu einer Erhöhung der Abgabenanteile der 
einzelnen Sender führen soll. 

Sinnvoll sind auch die indirekten Fördermassnahmen in Artikel 76: Unterstützt 
werden sollen Institutionen im Bereich der journalistischen Aus- und 
Weiterbildung, Nachrichtenagenturen sowie Organisationen im Bereich der 
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Selbstregulierung der Branche. All diese Fördermassnahmen helfen, die 
regionalen Radio- und Fernsehveranstalter finanziell zu entlasten sowie die 
Qualität ihrer Angebote zu steigern. Die Stärkung der geförderten Institutionen 
liegt aber auch klar im Interesse der gesamten Medienbranche, also 
beispielsweise der Online- oder Printmedien. So sind beispielsweise alle 
Medien darauf angewiesen, dass die Nachrichtenagenturen einen qualitativ 
hochstehenden Service zu marktgerechten Preisen anbieten können.

Als nicht zwingend notwendig sehen wir hingegen die vorgeschlagene 
Erweiterung des Geltungsbereichs des Radio- und Fernsehgesetzes auf 
«elektronische Medien», also im weitesten Sinn auf Onlinemedien. Die 
Diskussion darüber, ob und in welchem Umfang in einer zukünftigen 
Medienförderung Onlinemedien berücksichtigt werden sollen, ist zwar 
unbestritten wichtig, doch sie sollte nicht an dieser Stelle geführt werden. Es 
besteht sonst die Gefahr, dass die Revision überfrachtet wird.

Anhang: Telesuisse Stellungnahme Vernehmlassung RTVG.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- 
und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen 
Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission für Verkehr und 
Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die von der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerats 
(KVF-S) vorgeschlagene Anpassung des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) 
ist zu begrüssen. Die Revision greift Verbesserungen auf, welche bei der 
Abstimmung über das Medienpaket 2022 unbestritten waren und für die Radios 
und Fernsehen in den Regionen von existenzieller Bedeutung sind.
Wichtigster Punkt ist die Erhöhung des Anteils der regionalen Radios und 
Fernsehen an der Radio- und Fernsehabgabe. Der Anteil soll von bisher 4-6% 
neu auf 6-8% angehoben werden. Diese Erhöhung stellt sicher, dass die 
regionalen Radios und Fernsehen ihren Service-Public-Auftrag auch in Zukunft 
erbringen können, also auch dann, wenn die Einnahmen aus der Abgabe 
insgesamt sinken und die Werbeerträge weiter zurückgehen. In diesem 
Zusammenhang ist der ergänzte Absatz 2 im Artikel 40 wichtig: Er schreibt vor, 
dass die Erhöhung konkret zu einer Erhöhung der Abgabenanteile der 
einzelnen Sender führen soll. 
Sinnvoll sind auch die indirekten Fördermassnahmen in Artikel 76: Unterstützt 
werden sollen Institutionen im Bereich der journalistischen Aus- und 
Weiterbildung, Nachrichtenagenturen sowie Organisationen im Bereich der 
Selbstregulierung der Branche. All diese Fördermassnahmen helfen, die 
regionalen Radio- und Fernsehveranstalter finanziell zu entlasten sowie die 
Qualität ihrer Angebote zu steigern. Die Stärkung der geförderten Institutionen 
liegt aber auch klar im Interesse der gesamten Medienbranche, also 
beispielsweise der Online- oder Printmedien. So sind beispielsweise alle 
Medien darauf angewiesen, dass die Nachrichtenagenturen einen qualitativ 
hochstehenden Service zu marktgerechten Preisen anbieten können.
Als nicht zwingend notwendig sehen wir hingegen die vorgeschlagene 
Erweiterung des Geltungsbereichs des Radio- und Fernsehgesetzes auf 
«elektronische Medien», also im weitesten Sinn auf Onlinemedien. Die 
Diskussion darüber, ob und in welchem Umfang in einer zukünftigen 
Medienförderung Onlinemedien berücksichtigt werden sollen, ist zwar 
unbestritten wichtig, doch sie sollte nicht an dieser Stelle geführt werden. Es 
besteht sonst die Gefahr, dass die Revision überfrachtet wird.

Anhang: Telesuisse Stellungnahme Vernehmlassung RTVG.pdf
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Travailsuisse

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 2024_10_rep_TS_cons_Init_parl_LRTV.pdf
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VSOM

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Der VSOM lehnt staatliche Mediensubventionen ab, wie folgend dargestellt, 
insbesondere, da die Staatsgelder auch im angedachten Falle wieder 
mehrheitlich in die Taschen gutbetuchter Grossverleger geht, das Thema 
„Medienkrise“ aber nicht grundsätzlich angegangen wird. 

Sollte sich das Parlament aber dennoch für einen Ausbau der 
Medienförderung entscheiden, so ist es zwingend an der Zeit, dass diese 
zukunftsgerichtet gestaltet wird. Sie soll, wenn schon, dort ansetzen, wo in 
der Schweizer Medienlandschaft tatsächlich ein Manko an Medien und 
Medienvielfalt herrscht. Das ist im Bereich der lokalen Medien. Und damit 
meinen wir nicht die Kopfblätter der Grossverlage, sondern unabhängige, 
lokale Medien, vor allem im Bereich Online, denn lokale Printmedien wird 
es, wie die letzten Jahre zeigen, aus Kostengründen vielerorts keine oder 
immer weniger geben. Wenn es lokal noch Medienvielfalt gibt, wird dies nur 
Online möglich sein.
Dazu habe ich zuhanden der Leitung des UVEK schon früher ein Papier 
zugestellt (s. Anhang).

Grundsätzlich aber schliesse ich mich der Meinung des früheren Komitees 
gegen das «Massnahmenpaket zugunsten der Medien» aus dem Jahr 2022 
an, dem ich angehört habe, und dessen Argumentation ich folgend 
übernehme.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: : Der VSOM lehnt staatliche Mediensubventionen ab, wie folgend 
dargestellt, insbesondere, da die Staatsgelder auch im angedachten Falle 
wieder mehrheitlich in die Taschen gutbetuchter Grossverleger geht, das 
Thema „Medienkrise“ aber nicht grundsätzlich angegangen wird. 

Sollte sich das Parlament aber dennoch für einen Ausbau der 
Medienförderung entscheiden, so ist es zwingend an der Zeit, dass diese 
zukunftsgerichtet gestaltet wird. Sie soll, wenn schon, dort ansetzen, wo in 
der Schweizer Medienlandschaft tatsächlich ein Manko an Medien und 
Medienvielfalt herrscht. Das ist im Bereich der lokalen Medien. Und damit 
meinen wir nicht die Kopfblätter der Grossverlage, sondern unabhängige, 
lokale Medien, vor allem im Bereich Online, denn lokale Printmedien wird 
es, wie die letzten Jahre zeigen, aus Kostengründen vielerorts keine oder 
immer weniger geben. Wenn es lokal noch Medienvielfalt gibt, wird dies nur 
Online möglich sein.
Dazu habe ich zuhanden der Leitung des UVEK schon früher ein Papier 
zugestellt (s. Anhang).

Grundsätzlich aber schliesse ich mich der Meinung des früheren Komitees 
gegen das «Massnahmenpaket zugunsten der Medien» aus dem Jahr 2022 
an, dem ich angehört habe, und dessen Argumentation ich folgend 
übernehme.
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Verband Medien mit Zukunft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der VMZ befürwortet die Idee der KVF-S, unabhängige und vielfältige Medien 
indirekt zu unterstützen. Besonders sinnvoll erscheint eine Neustrukturierung 
und Erhöhung der Förderung für Aus- und Weiterbildung, den Presserat und 
Nachrichtenagenturen, um die Medienbranche in der aktuellen Krise zu 
entlasten. Beim Angebot der Keystone-SDA sollte jedoch neu darauf geachtet 
werden, dass die Preise der Grösse des Mediums angepasst werden – nur so 
wird die Medienvielfalt gestärkt. Ausserdem ist es grundsätzlich der falsche 
Weg, die genannten Änderungen durch einen Mehrbedarf zu finanzieren, der 
zulasten der SRG geht. Dies birgt demokratiepolitische Risiken, da die 
finanzielle Stabilität der SRG nicht geschwächt werden darf. Die Förderung der 
Medienvielfalt und die Sicherung eines qualitativ hochwertigen Service public 
sollten nicht gegeneinander ausgespielt werden. Sowohl unabhängige 
Lokalmedien als auch die SRG sind für die Informationsversorgung der 
Gesellschaft essenziell. Als Lösung sieht der VMZ eine kanal- und 
geschäftsmodellunabhängige Förderung elektronischer Medien, die nun zügig 
umgesetzt werden muss. Alle Details entnehmen Sie bitte dem hochgeladenen 
Dokument.

Anhang: Vernehmlassungsantwort RTVG VMZ.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Der VMZ befürwortet die Idee der KVF-S, unabhängige und vielfältige Medien 
indirekt zu unterstützen. Besonders sinnvoll erscheint eine Neustrukturierung 
und Erhöhung der Förderung für Aus- und Weiterbildung, den Presserat und 
Nachrichtenagenturen, um die Medienbranche in der aktuellen Krise zu 
entlasten. Beim Angebot der Keystone-SDA sollte jedoch neu darauf geachtet 
werden, dass die Preise der Grösse des Mediums angepasst werden – nur so 
wird die Medienvielfalt gestärkt. Ausserdem ist es grundsätzlich der falsche 
Weg, die genannten Änderungen durch einen Mehrbedarf zu finanzieren, der 
zulasten der SRG geht. Dies birgt demokratiepolitische Risiken, da die 
finanzielle Stabilität der SRG nicht geschwächt werden darf. Die Förderung der 
Medienvielfalt und die Sicherung eines qualitativ hochwertigen Service public 
sollten nicht gegeneinander ausgespielt werden. Sowohl unabhängige 
Lokalmedien als auch die SRG sind für die Informationsversorgung der 
Gesellschaft essenziell. Als Lösung sieht der VMZ eine kanal- und 
geschäftsmodellunabhängige Förderung elektronischer Medien, die nun zügig 
umgesetzt werden muss. Alle weiteren Details entnehmen Sie bitte der 
detaillierten Stellungnahme.

Anhang: Vernehmlassungsantwort RTVG VMZ.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- 
und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen 
Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission für Verkehr und 
Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Anhang: Vernehmlassungsantwort RTVG VMZ.pdf
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Verband Schweizer Privatradios (VSP)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren, die Revision hat zum Ziel, die 
Rahmenbedingungen für die regionalen Radios und Fernsehen zu verbessern, 
was der Verband Schweizer Privatradios (VSP) begrüsst und unterstützt. Alle 
Anträge und Bemerkungen entnehmen Sie bitte unserer Stellungnahme in der 
Beilage.

Anhang: 20240731 Stellungnahme Vernehmlassung RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Verband unabhängiger Radios und Audiomedien (UNIKOM)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich spricht sich die UNIKOM für eine vektorneutrale 
Medienförderung aus. Fördermassnahmen sollten nicht an einen bestimmten 
Vertriebsweg oder -kanal gebunden sein. Deswegen befürwortet die UNIKOM 
vehement, dass die Fördermassnahmen im RTVG nicht nur Radio und 
Fernsehen, sondern allen elektronischen Medien zugute kommen sollen. Wie 
im Erläuternden Bericht festgehalten sind dies im Sinne des Gesetzes also 
sämtliche Medienangebote (auch Gratismedien), die fernmeldetechnisch 
übertragen werden, an die Allgemeinheit gerichtet sind und nach redaktionellen 
Kriterien zusammengestellt werden. Dabei kann es sich um lineare oder nicht 
lineare Angebote handeln.

Wir unterstützen die vorgeschlagenen Massnahmen nicht zuletzt auch, weil sie 
auf der Änderung eines bestehenden Gesetzes beruhen. Das macht sie rasch 
umsetzbar und wirksam. Umso mehr verweisen wir aber auf die Motion 
«Einführung Kanal- und geschäftsmodellunabhängiger Förderung 
elektronischer Medien» der
KVF-N und die Motion «Medien in der Bundesverfassung», um die 
«Sonderzüglein» via den spezifischen Gesetzgebungen zu beenden und ein 
kohärentes System der Medienförderung einzuführen.

Die UNIKOM unterstützt alle Anträge der Kommission des Ständerates, und, 
wo relevant, der Kommissionsmehrheit.

Die UNIKOM schlägt ausserdem eine dringende Ergänzung des RTVG vor: die 
Einnahmenteilung bei der Nutzung von Radio-Angeboten durch internationale 
Aggregatoren.
Internationale Plattformen greifen Radioprogramme ab und stellen sie den 
Plattformnutzerinnen und -nutzern zur Verfügung. Sie generieren dadurch 
Einnahmen (Werbung und Abonnemente), ohne eigene redaktionelle 
Leistungen zu erbringen. Die vorgeschlagene Einnahmenteilung soll 
sicherstellen, dass die Schweizer Radiostationen durch die Verwendung ihrer 
Inhalte auf Aggregatoren-Plattformen wirtschaftlich beteiligt werden und somit 
von der zusätzlichen Reichweite und Monetarisierung ihrer Inhalte profitieren 
können. Radiostationen sollen eine faire Vergütung für die Nutzung ihrer 
Inhalte erhalten – iinsbesondere in einem Umfeld, in dem immer mehr Nutzer 
über Drittplattformen und weniger über die direkte Radiostation auf die 
Programme zugreifen.
Unser Antrag: Den bestehenden Artikel 61 wir folgt zu ergänzen:

Art. 61b6 Radioverbreitung über Aggregatoren
1 Als Verbreitung über Aggregatoren gilt das von einem Online-Dienst an 
einem Server eines Radiosenders abgegriffene Radioprogrammsignal, welches 
dieser in sein Angebot im Rahmen einer Verlinkung aufnimmt und der Zuhörer 
auf dessen Abruf über eine Applikation, Webseite oder ein Gerät zur Verfügung 
stellt. 
2 Der Online-Dienst, der diese Verbreitung vornimmt, ist verpflichtet, dem 
Radioveranstalter 50% der mit dessen Radioprogramm eingenommenen 
Werbegelder auszubezahlen. Bietet er das Angebot gegen Entgelt an, sind 
50% der Abonnementseinnahmen nach Massgabe der Nutzung der 
Abonnenten an die Radioveranstalter auszubezahlen. Radioveranstalter, 
welche innert 5 Jahren, keine Empfangsstelle für die Gelder dem BAKOM 
mitteilen, verwirken ihren Anspruch.

Anhang: 20241028 UNIKOM RTVG Vernehmlassung.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Grundsätzlich spricht sich die UNIKOM für eine vektorneutrale 
Medienförderung aus. Fördermassnahmen sollten nicht an einen 
bestimmten Vertriebsweg oder -kanal gebunden sein. Deswegen 
befürwortet die UNIKOM vehement, dass die Fördermassnahmen im RTVG 
nicht nur Radio und Fernsehen, sondern allen elektronischen Medien zugute 
kommen sollen.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Erhöhung des Abgabenanteils für private Veranstalter mit Abgabenabteil 
auf 6%-8% nützt der regionalen Medienvielfalt. Wir unterstützen auch, dass 
die gesprochenen Gelder absolut höher sind als in der Vergangenheit.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Die UNIKOM schlägt vor, dass die Förderung Digitaler Infrastrukturen 
wieder in die allgemeinen Fördermassnahmen in Art. 76 aufgenommen wird. 
Die vorgeschlagene Änderung gegenüber dem Massnahmenpaket ist für 
uns unverständlich. Ohne Gewinne und ausreichendes Eigenkapital können 
viele Medien keine bedeutenden digitalen Investitionen mehr vornehmen. 
Daher können ergänzende staatliche Förderinstrumente die 
Innovationsfähigkeit der Radiobranche sicherstellen. Die gezielte Förderung 
innovativer digitaler Infrastrukturen hilft elektronischen Medien, die 
notwendige digitale Transformation zu vollziehen. Andernfalls droht eine 
wachsende Innovationslücke, die insbesondere kleinere und lokal 
verwurzelte elektronische Medien angesicht des zumehmend globalen 
Wettbewerbs existentiell gefährdet.

Darüber hinaus bitte die UNIKOM um eine zusätzliche Änderung im Bereich 
der Nutzungsforschung. Denn durch das veränderte Nutzungsverhalten von 
elektronischen Medien werden auch neue Ansätze in der Forschung 
benötigt, die von der bestehenden Stiftung für Nutzungsforschung 
abgedeckt werden. Solche Projekte renommierter Forschungsinstitute sind 
bereits initiiert und benötigen Unterstützung. Eine einfache Anpassung des 
Artikels erweitert sinnvoll den möglichen Verwendungszweck der 
gesprochenen Mittel.
Unser Antrag: Den bestehenden Artikel 77 mit dem Satz «Er kann neben 
der Stiftung für Nutzungsforschung auf Gesuch hin auch andere 
Forschungsprojekte zur Nutzung elektronischer Medien aus der 
Konzessionsabgabe unterstützen» ergänzen.
Änderung Art. 77: «Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen und die 
Berechnungskriterien, nach denen Forschungsprojekte im Bereich von 
Radio und Fernsehen aus der Konzessionsabgabe (Art. 22) unterstützt 
werden. Er kann neben der Stiftung für Nutzungsforschung auf Gesuch hin 
auch andere Forschungsprojekte zur Nutzung elektronischer Medien aus 
der Konzessionsabgabe unterstützen.»

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Es muss sichergestellt werden, dass neben den zwei grossen 
Medienschulen der Schweiz (MAZ und CFJM) Unterstützungsbeiträge für 
Aus- und Weiterbildung auf Gesuch hin auch weiterhin an journalismus- und 
mediennahe Institutionen und Organisationen möglich sind. Wie bis anhin ist 
dies auf Verordnungsebene entsprechend zu regeln.
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Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Angebote dieser Institutionen (Kurse, Lehr– und Studiengänge mit ihren 
jeweiligen Abschlüssen) müssen von der Branche anerkannt sein.

Begründung Gerade auch niederschwellige, von der Branche anerkannte Angebote 
(Kurse, Lehr– und Studiengänge mit ihren jeweiligen Abschlüssen) sind für 
die Qualität der Programme von Radios mit Leistungsauftrag für ein 
komplementäres Programm von entscheidender Bedeutung. Wie bis anhin 
ist dies auf Verordnungsebene entsprechend zu regeln.

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Beiträge werden aus dem Ertrag der Abgabe für Radio und Fernsehen 
entrichtet (Art. 68a). Der Anteil beträgt höchstens 1 bis 2Prozent des 
gesamten Ertrags der Abgabe.

Begründung Da die allgemeinen Fördermassnahmen insgesamt ausgebaut werden muss 
sichergestellt sein, dass die gesprochenen Gelder absolut höher sind als in 
der Vergangenheit, insbesondere falls der Ertrag aus der Radio- und 
Fernsehabgabe sinkt.

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Verein Radio 3FACH

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Damit würde die Kommission ohne akuten Handlungsbedarf vom 
allgemeinen Grundsatz einer Konzession pro Versorgungsgebiet 
abweichen. Zudem würden die bereits knappen finanziellen Mittel der 
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konzessionierten Sender weiter zersplittert. Radio 3FACH lehnt diese 
Ergänzung aus diesen Gründen ab.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag … inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Die Anteile sind jährlich an 
die Teuerung anzupassen. Zudem legt es die Anteile der Konzessionäre so 
fest, dass sie sich gegenüber einer vergleichbaren Konzession in der letzten 
Konzessionsperiode angemessen erhöhen.

Begründung Radio 3FACH unterstützt - wie der Verband corall - grundsätzlich die von 
der Kommission vorgeschlagene Ergänzung von Art. 40, Absatz 2. 
Besonders wichtig ist hier die Anpassung der Abgabenanteile an die 
Teuerung. Dies soll hier gesetzlich zu verankert werden. Bleiben die 
Gebührenanteile über einen Zeitraum von zehn Jahren konstant, bei 
zugleich konstant leichter Teuerung von einem bis zwei Prozent, so kommt 
dies de facto einer Reduktion des Abgabenanteils zwischen 10 und rund 20 
Prozent gleich. Die Radios sind mit höheren Kosten konfrontiert, welche 
diese (ob kommerziell oder nicht-kommerziell) nicht kompensieren können. 
Für die konzessionierten Sender machen die Abgabenanteile einen 
wichtigen Teil der Einnahmen aus, für die komplementären Sender sind dies 
bis zu 80 Prozent der Einnahmen. Ohne Teuerungsanpassung der 
Abgabenanteile sind so etwa Teuerungsausgleiche auf die Löhne kaum 
realistisch. 
Radio 3FACH unterstützt prinzipiell auch das zweite Anliegen der 
Ergänzung zu Art. 40, Abs. 2. Die zusätzlich zur Verfügung stehenden Mittel 
aus der Erhöhung des Anteils für den regionalen Service public sollen den 
konzessionierten Sendern zugutekommen. Hier ist jedoch zu beachten, 
dass die Berechnungsgrundlagen (bsp. Grösse des Versorgungsgebietes) 
der Abgabenanteile für die Konzessionen bis 2024 und für die Jahre 2025 – 
2034 nicht identisch sind. Eine Erhöhung aus den zusätzlich verfügbaren 
Mitteln darf sich deshalb nicht allein am Vergleich zur letzten 
Konzessionsperiode bemessen, sondern muss den Berechnungsschlüsseln 
zu den Abgabenanteilen folgen. 
Um die beiden unterschiedlichen Anliegen, einen Teuerungsausgleich, 
sowie eine Erhöhung der Abgabenanteile zu trennen, unterstützt Radio 
3FACH die von corall vorgeschlagene Anpassung von RTVG Art. 40, Abs. 2.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung
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Gegenvorschlag Die Diplome und Zertifikate dieser Institutionen müssen von der Branche 
anerkannt sein.
Neu Ergänzung mit Abs. 3:
Auch können auf Gesuch hin Aus- und Weiterbildungen von Mitarbeitenden 
elektronischer Medien am Arbeitsplatz finanziell unterstützt werden. Diese 
werden durch Fachpersonen der genannten Institutionen durchgeführt

Begründung Aus dem Gesetzesentwurf der Kommission geht nicht eindeutig hervor, ob 
mit den Mitteln nur dauerhafte Ausbildungen wie die Lehrgänge am maz - 
welche mit einem branchenweit anerkannten Diplom abgeschlossen werden 
- unterstützt werden können, oder ob damit alle, also auch kürzere, 
niederschwelligere Kursangebote einer Institution unterstützt werden 
können, welche auch längere Lehrgänge mit einem anerkannten Diplom 
anbietet. 
Eine effektive Förderung von Aus- und Weiterbildungsangeboten darf sich 
nicht nur auf längere Lehrgänge beschränken, sondern die Breite von 
Weiterbildungsinstitutionen und Angeboten berücksichtigen. So bieten Aus- 
und Weiterbildungsinstitution wie das maz in Luzern, die Radioschule 
klipp+klang in Zürich oder die RSS-Medienschule in St. Gallen 
niederschwellige Aus- und Weiterbildungsangebote in Form von etwa ein- 
oder mehrtägigen Kursen an. Diese werden oft gerade von kleineren Medien 
– wie etwa Radio 3FACH – in Anspruch genommen. Diese Angebote 
werden von Fachpersonen der oben genannten Institutionen durchgeführt, 
zentral in den Räumen der Schulen, teilweise aber auch direkt vor Ort bei 
den Sendern. 
Kleinere Medien bieten einen niederschwelligen Einstieg in die Medienwelt 
und fördern Journalismus-Talente, welche später zu größeren Medien 
weiterziehen, einfach und professionell. Damit der Gesetzesentwurf der 
Kommission eine Unterstützung solcher Angebote ermöglicht, unterstützt 
Radio 3FACH die von corall vorgeschlagene oben genannte Ergänzung zu 
Art. 76, Abs. 2.

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Forderung nach einer Kürzung der Förderbeiträge, falls die
Medienunternehmen ihre eigenen Beiträge senken, ist kontraproduktiv. Eine 
solche Massnahme würde die ohnehin angespannte finanzielle Situation der 
Medien weiter verschärfen und damit die Vielfalt und Qualität des 
Medienangebots gefährden. Dies widerspricht dem eigentlichen Ziel des 
Gesetzes, nämlich die Medien in herausfordernden Zeiten zu unterstützen 
und somit die Medienvielfalt zu sichern.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
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Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Verlegerverband Schweizer Medien

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: RTVG_Vernehmlassungsantwort VSM.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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ZT Medien AG Kommunikations- und Medienunternehmen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 2024_10_25_Stellungnahme_Änderung RTVG.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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corall – allianz der komplementärradios c/o Radio Bern RaBe

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 2024_Vernehmlassungsantwort RTVG_corall.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Begründung Damit würde die Kommission ohne akuten Handlungsbedarf vom 
allgemeinen Grundsatz einer Konzession pro Versorgungsgebiet 
abweichen. Zudem würden die bereits knappen finanziellen Mittel der 
konzessionierten Sender weiter zersplittert. Corall lehnt diese Ergänzung 
aus diesen Gründen ab.

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag … inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Die Anteile sind jährlich an 
die Teuerung anzupassen. Zudem legt es die Anteile der Konzessionäre so 
fest, dass sie sich gegenüber einer vergleichbaren Konzession in der letzten 
Konzessionsperiode angemessen erhöhen.

Begründung Corall unterstützt grundsätzlich die von der Kommission vorgeschlagene 
Ergänzung von Art. 40, Absatz 2. Besonders wichtig ist hier die Anpassung 
der Abgabenanteile an die Teuerung. Corall empfiehlt, diese hier gesetzlich 
zu verankern. Bleiben die Gebührenanteile über einen Zeitraum von zehn 
Jahren konstant, bei zugleich konstant leichter Teuerung von einem bis zwei 
Prozent, so kommt dies de facto einer Reduktion des Abgabenanteils 
zwischen 10 und rund 20 Prozent gleich. Die Radios sind mit höheren 
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Kosten konfrontiert, welche diese (ob kommerziell oder nicht-kommerziell) 
nicht kompensieren können. Für die konzessionierten Sender machen die 
Abgabenanteile einen wichtigen Teil der Einnahmen aus, für die 
komplementären Sender sind dies bis zu 80 Prozent der Einnahmen. Ohne 
Teuerungsanpassung der Abgabenanteile sind so etwa 
Teuerungsausgleiche auf die Löhne kaum realistisch. 
Corall unterstützt prinzipiell auch das zweite Anliegen der Ergänzung zu Art. 
40, Abs. 2. Die zusätzlich zur Verfügung stehenden Mittel aus der Erhöhung 
des Anteils für den regionalen Service public sollen den konzessionierten 
Sendern zugutekommen. Hier ist jedoch zu beachten, dass die 
Berechnungsgrundlagen (bsp. Grösse des Versorgungsgebietes) der 
Abgabenanteile für die Konzessionen bis 2024 und für die Jahre 2025 – 
2034 nicht identisch sind. Eine Erhöhung aus den zusätzlich verfügbaren 
Mitteln darf sich deshalb nicht allein am Vergleich zur letzten 
Konzessionsperiode bemessen, sondern muss den Berechnungsschlüsseln 
zu den Abgabenanteilen folgen. 
Um die beiden unterschiedlichen Anliegen, einen Teuerungsausgleich, 
sowie eine Erhöhung der Abgabenanteile zu trennen, schlägt corall die 
zuvor genannte Anpassung von RTVG Art. 40, Abs. 2 vor.

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Diplome und Zertifikate dieser Institutionen müssen von der Branche 
anerkannt sein.
Neu Ergänzung mit Abs. 3:
Auch können auf Gesuch hin Aus- und Weiterbildungen von Mitarbeitenden 
elektronischer Medien am Arbeitsplatz finanziell unterstützt werden. Diese 
werden durch Fachpersonen der genannten Institutionen durchgeführt

Begründung Aus dem Gesetzesentwurf der Kommission geht nicht eindeutig hervor, ob 
mit den Mitteln nur dauerhafte Ausbildungen wie die Lehrgänge am maz - 
welche mit einem branchenweit anerkannten Diplom abgeschlossen werden 
- unterstützt werden können, oder ob damit alle, also auch kürzere, 
niederschwelligere Kursangebote einer Institution unterstützt werden 
können, welche auch längere Lehrgänge mit einem anerkannten Diplom 
anbietet. 
Für corall ist klar, dass sich eine effektive Förderung von Aus- und 
Weiterbildungsangeboten nicht nur auf längere Lehrgänge beschränken, 
sondern die Breite von Weiterbildungsinstitutionen fokussieren muss. So 
bieten Aus- und Weiterbildungsinstitution wie das maz in Luzern, die 
Radioschule klipp+klang in Zürich oder die RSS-Medienschule in St. Gallen 
niederschwellige Aus- und Weiterbildungsangebote in Form von etwa ein- 
oder mehrtägigen Kursen an. Diese werden oft gerade von kleineren Medien 
– wie etwa komplementären Radios – in Anspruch genommen. Diese 
Angebote werden von Fachpersonen der oben genannten Institutionen 
durchgeführt, zentral in den Räumen der Schulen, teilweise aber auch direkt 
vor Ort bei den Sendern. 
Kleinere Medien bieten einen niederschwelligen Einstieg in die Medienwelt 
und fördern Journalismus-Talente, welche später zu größeren Medien 
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weiterziehen, einfach und professionell. Damit der Gesetzesentwurf der 
Kommission eine Unterstützung solcher Angebote ermöglicht, schlägt corall 
die oben genannte Ergänzung zu RTVG Art. 76 vor.

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung Die Forderung nach einer Kürzung der Förderbeiträge, falls die
Medienunternehmen ihre eigenen Beiträge senken, ist kontraproduktiv. Eine 
solche Massnahme würde die ohnehin angespannte finanzielle Situation der 
Medien weiter verschärfen und damit die Vielfalt und Qualität des 
Medienangebots gefährden. Dies widerspricht dem eigentlichen Ziel des 
Gesetzes, nämlich die Medien in herausfordernden Zeiten zu unterstützen 
und somit die Medienvielfalt zu sichern.

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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impressum - die Schweizer JournalistInnen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Zusammenfassung:
impressum befürwortet die Massnahmen des Vorentwurfs der Kommission. 
impressum bringt zu gewissen Artikeln ergänzende Vorschläge für zielführende 
Formulierungen ein. Namentlich sollen nur Medienanbieter von der Erhöhung 
des Anteils an der Medienabgaben profitieren, wenn sie ihren Journalist:innen 
die branchenübliche Entlohnung bieten und diese über einen GAV garantieren, 
denn nur diese garantiert die journalistische Unabhängigkeit. Und weiter soll 
bei den Massnahmen zur Förderung der elektronsichen Medien der Begriff der 
"Branche" geschäft, und die "Branche der Journalistinnen und Journalisten" 
beim Namen genannt werden.
Die Minderheitsvorschläge lehnt impressum alle ab. Die Vorschläge der 
Kommissionsmehrheit sind besser geeignet, um das Ziel der Verwirklichung 
des Rechts auf Information der Bevölkerung zu stärken.

Detailbegründung für die generelle Zustimmung:

impressum bewertet die vorgeschlagenen Massnahmen des Vorentwurfs der 
Kommission des Ständerates zur Stützung der journalistischen 
Informationsmedien als positiv. Sie sind ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung. Grundsätzlich sind alle Neuerungen zu begrüssen, welche die 
Informationsrechte der Bevölkerung stärken. Denn das Recht auf Information 
kann durch den Markt immer weniger sichergestellt werden.
In diesem Sinne entsprechen die Massahmen der Stossrichtung des „Manifests 
für die Pressefreiheit“ von impressum, das von 81 amtierenden National- und 
Ständerätinnen aus allen Fraktionsparteien unterzeichnet worden ist (siehe 
www.impressum.ch -> über uns -> Medienpolitik)

Aus- und Weiterbildungsinstitutionen, Nachrichtenagenturen und 
Selbstregulierungsorganisationen sind Teil der Medienwirtschaft und leiden wie 
die Medienunternehmen an den wirtschaftlichen Schwierigkeiten des ganzen 
Sektors. Sie werden weitgehend durch Journalist:innen und 
Medienunternehmen finanziert – und diese werden immer weniger und 
finanziell immer schwächer. Die Anzahl berufstätiger Journalist:innen sank 
gemäss BFS von 13’023 im Jahr 2011 innerhalb von 10 Jahren auf 9’701 im 
Jahr 2021. In diesen Zahlen sind die bekannten, erheblichen 
Personalabbaumassnahmen der Jahre 2023 und 2024 in verschiedenen 
grossen Medienunternehmen noch nicht einmal mitgerechnet.

Die Journalist:innen und Journalisten sowie die Medienunternehmen sind 
darum immer weniger in der Lage, diese wichtigen qualitätsfördernden 
Organisationen zu finanzieren.

Die genannten finanziellen Schwierigkeiten sind grösstenteils auf 
Verschiebungen im Werbemarkt zurückzuführen. Die erwähnten 
Organisationen leisten aber wichtige Arbeiten zur Stärkung der Qualität und 
Glaubwürdigkeit journalistischer Inhalte. Ihre Schwächung wäre ein 
empfindlicher Verlust für die inhaltliche Qualität der Medien und für ihre 
demokratierelevante Funktion.

Aus diesen Gründen unterstützt impressum die vorgeschlagenen Massnahmen 
und deren Stossrichtung grundsätzlich.

impressum erinnert jedoch daran, dass journalistische Information 
notwendigerweise durch Berufsjournalist:innen erstellt wird. 
Fördermassnahmen können nur zum gewünschten Erfolg, also der Information 
der Bevölkerung führen, wenn Journalist:innen gemäss dem 
«Journalistencodex» arbeiten. Das geht nicht ohne Voraussetzungen. 
Namentlich die Unabhängigkeit der Journalist:innen kann nur durch 
verlässliche Arbeitsbedingungen mit angemessener Entlohnung garantiert 
werden. Nur so können Journalist:innen den medienethischen 
«Journalistencodex» einhalten, das heisst, die Pflichten und Rechte der 
Journalistinnen und Journalisten, welche der Schweizerische Presserat 
anwendet. Nur eine Medienförderung, welche in dieser Hinsicht die 
entsprechenden Anreize schafft, kann das Ziel der informierten Bevölkerung 
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fördern. Darum fordert impressum, dass nur Medienunternehmen von der 
Erhöhung des Abgabenanteils profitieren, die für ihre Mitarbeitenden einen 
verbindlichen Gesamtarbeitsvertrag mit einem Mindestlohn von mindestens 
5'843 Franken, 13x jährlich, abschliessen (bei Tagessatz: 621 Franken). Das 
entspricht dem in der Branche anerkannten Mindestlohn, der dem 
Westschweizer Gesamtarbeitsvertrag für Presseverlage entnommen ist (CCT 
Presse der Suisse romande, siehe www.impressum.ch. Ist der Teuerung 
anzupassen).

Gleichzeitig kommentiert impressum kritisch, dass die durch den Bundesrat 
beschlossene Reduktion der Radio- und Fernsehabgabe die Ziele der 
vorliegenden Massnahmen teilweise zunichtemacht und das Angebot des 
nationalen medialen Service Public – Anbieters schwächt. impressum appelliert 
bei dieser Gelegenheit an das Parlament und die Verwaltung, diese 
Fehlentwicklung bei einer nächsten Gelegenheit rasch zu korrigieren. 
Generell erinnert impressum daran, dass das Recht auf Information ein 
Grundrecht ist und die öffentliche Hand für seine Gewährleistung sorgen muss, 
wenn sonst ein Mangel entsteht. Es ist generell anerkannt, dass die Schweiz 
mit ihrer kleinräumigen, vielfältigen Gesellschaft in einem föderalen, 
direktdemokratischen System als Grundlage der demokratischen 
Meinungsbildung eine sehr hohe Durchdringung und Vielfalt von 
journalistischer Information benötigt.

Siehe die detaillierte Stellungnahme von impressum in den folgenden, 
hochgeladenen Dokumenten sowie in den Stellungnahmen zu den einzelnen 
Artikeln:
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf

Anhang: 241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für 
lokale Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist - implizit - entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu 
"Generelle Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist - implizit - entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu 
"Generelle Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist - implizit - entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu 
"Generelle Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)
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Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission (Mehrheit), keine 
Bemerkungen. impressum lehnt den Minderheitsantrag ab. Dies 
insbesondere aus der Befürchtung heraus, dass damit die Anteile der 
anderen Begünstigten an den Gebührenanteilen entsprechend sinken, was 
zu einer zu grossen und damit ineffizienten Zersplitterung der Beiträge 
führen könnte. impressum würde zusätzliche Konzessionierungen 
grundsätzlich begrüssen, wenn die Mittel entsprechend aufgestockt würden, 
damit die Beträge nicht bei anderen konzessionierten Medien bzw. 
Organisationen – weder bei der SRG noch bei anderen 
gebührenfinanzierten Medien resp. Organisationen – eingespart werden 
müssten. Ausserdem wäre in diesem Falle zu klären, ob nicht auch 
Radioprogramme oder allenfalls andere elektronische Medien (gemäss der 
Definition im neuen Art. 2 lit. abis) in die Möglichkeit der Konzessionierung 
einbezogen werden müssten.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Abgabenanteile für Veranstalter mit Abgabenanteil nach Artikel 68a 
Absatz 1 Buchstabe b betragen 6 bis 8 Prozent des Ertrages der Abgabe für 
Radio und Fernsehen. Der Bundesrat bestimmt:

Begründung impressum befürwortet die Erhöhung des Abgabenanteils von 4 bis 6 
Prozent auf 6 bis 8 Prozent des Ertrages der Abgabe für Radio und 
Fernsehen, aber nur unter folgender Voraussetzung - siehe sogleich die 
impressum - Ergänzung zu Abs. 2, 3. Satz (und folgende als Ergänzung)

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag … inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Es legt die jeweiligen 
Anteile der Konzessionäre so fest, dass sie sich unter Berücksichtigung der 
Teuerung und im Vergleich zur letzten Konzessionsperiode angemessen 
erhöhen. Eine Erhöhung kann nur Konzessionären mit Abgabenanteil (Art. 
38 - 42) gewährt werden, die einem Gesamtarbeitsvertrag mit 
Sozialpartnern angehören, der einen Mindestlohn für Journalist:innen von 
mindestens Fr. 5'843.-, 13 mal jährlich ausbezahlt, garantiert. Bei 
punktueller Beschäftigung auf Tagesbasis muss die Entschädigung 
mindestens 621 Franken pro Arbeitstag betragen. Die Beträge sind ab 
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Stichtag 1.1.2024 den Erhöhungen des Landesindexes der 
Konsumentenpreise anzupassen.

Begründung impressum befürwortet die Erhöhung des Abgabenanteils von 4 bis 6 
Prozent auf 6 bis 8 Prozent des Ertrages der Abgabe für Radio und 
Fernsehen, aber nur unter folgender Voraussetzung: Nur 
Medienunternehmen sollen von der Erhöhung profitieren, die mit 
Sozialpartnern einen verbindlichen Gesamtarbeitsvertrag für ihre 
Mitarbeitenden abgeschlossen haben, der mindestens den 
branchenüblichen Mindestlohn von 5'843 Franken pro Monat garantiert (13x 
jährlich, indexiert ab per 1.1.2024, Referenz: Lohn der CCT der Presse 
Suisse Romande, siehe www.impressum.ch). Darum fordert impressum die 
Ergänzung wie vorangehend formuliert (oder dem Sinn entsprechend mit 
anderer Formulierung).

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission zum neu 
formulierten Gliederungstitel vor Art. 76, keine Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Befürwortung des Vorentwurfs der Kommission. Namentlich, dass Anbieter 
von Aus- und Weiterbildungen aller elektronischen Medien i. S. des neu 
vorgeschlagenen Art. 2 lit. abis unterstützt werden, und dass insbesondere 
Grundausbildungen und Weiterbildungen im Informationsjournalismus 
unterstütz werden, sind wichtige Ergänzungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Diplome und Zertifikate dieser Institutionen müssen von der Branche der 
Journalistinnen und Journalisten anerkannt sein.

Begründung Hinsichtlich des Abs. 2 ist zu bemerken, dass die «Branche» im Gesetz 
nicht definiert ist und einen zu grossen Interpretationsspielraum zulässt. Der 
Absatz sollte wie folgt ergänzt werden, um den Begriff der «Branche» zu 
schärfen. (Siehe auch Begründung zur Stellungnahme zu Art. 76a.)
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(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist - implizit - entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu 
"Generelle Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann in der Branche der Journalistinnen und Journalisten 
anerkannte Organisationen, die Regeln für die journalistische Praxis 
entwickeln und deren Einhaltung beaufsichtigen, auf ihr Gesuch hin 
finanziell unterstützen.

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, würde es aber 
begrüssen, wenn der Begriff der «Branche» geschärft würde. Die 
Selbstregulierung muss zwingend durch Organisationen der Berufstätigen 
selbst gewährleistet werden, nur schon, um dem Begriff «Selbstregulierung» 
Rechnung zu tragen. Demgegenüber könnte die nicht weiter umschriebene 
«Branche» aber auch anders verstanden werden. Die «Medienbranche» ist 
nicht deckungsgleich mit der «Branche der Journalistinnen und 
Journalisten».

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
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Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung impressum befürwortet den Vorentwurf der Kommission, keine 
Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel Art. 76c Abs. 2bis
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Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung impressum lehnt den Vorschlag der Minderheit (Abs. 2bis) ab. Die 
Organisationen, so Ausbildungsstätten, Agenturen oder 
Selbstregulierungsorganisationen, üben sehr unterschiedliche Tätigkeiten 
aus, deren Finanzbedarf im Lichte der sich ändernden wirtschaftlichen 
Situation und sich ändernden Aufgaben zugunsten der Sicherung der 
demokratierelevanten journalistischen Information sich nicht zuverlässig 
aufgrund der Trägerbeiträge ermitteln lässt.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung impressum lehnt diesen pauschalen Antrag der Minderheit (Streichung) ab, 
da impressum die Fördermassnahmen grundsätzlich befürwortet. Keine 
weiteren Bemerkungen.

(Dies ist entnommen aus den hochgeladenen Dokumenten zu "Generelle 
Stellnungnahme":
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.docx
241028_impressum_Stellungnahme_Chassot__final.pdf)

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: impressum begrüsst, dass die Kommission die Wichtigkeit der Medienvielfalt 
und die zentrale Bedeutung der regionalen Berichterstattung in einem 
föderalen und direktde-mokratischen System anerkennt und den Bericht 
entsprechend formuliert hat.
Demgegenüber hat impressum keinerlei Verständnis für die Begründung auf 
Nichteintreten der Kommissionsminderheit (Friedli Esther, Stark). 
Demokratiepolitische Argumente sind nicht nachvollziehbar. Im Gegenteil 
entspricht es eben gerade dem demoratischen Prozess - namentlich in der 
Schweiz - dass politische Themen mehrmals diskutiert und überarbeitet 
werden, bis mehrheitsfähige Formulierungen gefunden sind, und zwar 
namentlich dann, wenn "erste Würfe" gescheitert sind.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Es sei verwiesen auf die Begründungen zu den Ergänzungsvorschlägen von 
impressum zu einzelnen Artikeln in der Stellungnahme zum Entwurf zur 
Gesetzesrevision!

Begründung Zu den einzelnen Punkten verweist impressum auf seine Stellungnahme 
zum Gesetzesentwurf. Namentlich sei verwiesen auf die Begründungen zu 
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den Ergänzungsvorschlägen von impressum zu einzelnen Artikeln in der 
Stellungnahme zum Entwurf zur Gesetzesrevision!
Vielen Dank für die Berücksichtigung!
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investigativ.ch

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) (Abgabenanteile für lokale 
Radio- und regionale Fernsehveranstalter und Fördermassnahmen zugunsten 
der elektronischen Medien)

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir äussern uns nur zu Art. 76. Im Anhang finden Sie unsere ausführliche 
Stellungnahme.

Anhang: Stellungnahme investigativ_ch_Vernehmlassung_RTVG.pdf
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Titel Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Medienorganisationen sind in der Schweiz, neben den grossen Medienschulen, 
ebenfalls in der Aus- und Weiterbildung tätig. Sie sind aus der journalistischen 
Basis heraus entstanden und sind dort stark verankert. Diese 
verlagsunabhängigen, journalistischen Non-Profit-Organisationen haben in der 
Schweiz in den letzten Jahren wichtige Medienthemen entwickelt und in 
Lehrveranstaltungen vermittelt. Sie ergänzen mit spezifischen Kursen das 
inhaltliche Programm der Medienschulen. 
Mit ihren Aktivitäten tragen die Organisationen zu einem von Professionalität 
und Ethik geprägten Journalismus in der Schweiz bei. Die Organisationen sind 
in der Branche anerkannt und werden von dieser auch unterstützt. Wurden 
Veranstaltungen dieser Organisationen in der Vergangenheit von den Verlagen 
teilweise direkt finanziell unterstützt, so hat der aktuelle Kostendruck in der 
Medienbranche dazu geführt, dass dort gespart wird. Auch die 
Medienschaffenden selber spüren diesen Druck. Konnten sie früher die 
Teilnahmegebühren für solche Veranstaltungen oft über den Arbeitgeber 
abrechnen, so werden derartige Spesen heute nur noch selten bezahlt. 
Bereits in der Vergangenheit wurden Weiterbildungsaktivitäten solcher 
journalismusnaher Organisationen gestützt auf Art. 83 Abs. 2 Bst.a der Radio- 
und Fernsehverordnung (RTVV, SR 784.401) im Rahmen von 
Weiterbildungsunterstützungen an Programmschaffende von elektronischen 
Medien finanziell gefördert. 
Im vorliegenden Gesetzesvorschlag ist ein eigener Gesetzesparagraf dafür 
nicht notwendig. Allerdings muss sichergestellt werden, dass neben den zwei 
grossen Medienschulen der Schweiz (MAZ und CFJM) Unterstützungsbeiträge 
für Aus- und Weiterbildung auf Gesuch hin auch weiterhin an journalismus- und 
mediennahe Institutionen und Organisationen möglich sind (s. PDF im Anhang).

Anhang: Stellungnahme investigativ_ch_Vernehmlassung_RTVG.pdf
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Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Medienorganisationen sind in der Schweiz, neben den grossen 
Medienschulen, ebenfalls in der Aus- und Weiterbildung tätig. Sie sind aus 
der journalistischen Basis heraus entstanden und sind dort stark verankert. 
Diese verlagsunabhängigen, journalistischen Non-Profit-Organisationen 
haben in der Schweiz in den letzten Jahren wichtige Medienthemen 
entwickelt und in Lehrveranstaltungen vermittelt. Sie ergänzen mit 
spezifischen Kursen das inhaltliche Programm der Medienschulen. 
Mit ihren Aktivitäten tragen die Organisationen zu einem von Professionalität 
und Ethik geprägten Journalismus in der Schweiz bei. Die Organisationen 
sind in der Branche anerkannt und werden von dieser auch unterstützt. 
Wurden Veranstaltungen dieser Organisationen in der Vergangenheit von 
den Verlagen teilweise direkt finanziell unterstützt, so hat der aktuelle 
Kostendruck in der Medienbranche dazu geführt, dass dort gespart wird. 
Auch die Medienschaffenden selber spüren diesen Druck. Konnten sie 
früher die Teilnahmegebühren für solche Veranstaltungen oft über den 
Arbeitgeber abrechnen, so werden derartige Spesen heute nur noch selten 
bezahlt. 
Bereits in der Vergangenheit wurden Weiterbildungsaktivitäten solcher 
journalismusnaher Organisationen gestützt auf Art. 83 Abs. 2 Bst.a der 
Radio- und Fernsehverordnung (RTVV, SR 784.401) im Rahmen von 
Weiterbildungsunterstützungen an Programmschaffende von elektronischen 
Medien finanziell gefördert. 
Im vorliegenden Gesetzesvorschlag ist ein eigener Gesetzesparagraf dafür 
nicht notwendig. Allerdings muss sichergestellt werden, dass neben den 
zwei grossen Medienschulen der Schweiz (MAZ und CFJM) 
Unterstützungsbeiträge für Aus- und Weiterbildung auf Gesuch hin auch 
weiterhin an journalismus- und mediennahe Institutionen und 
Organisationen möglich sind (s. PDF im Anhang).

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann Nachrichtenagenturen und Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte und Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und 
Reportagenprojekte auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, sofern es sich 
um Agenturen oder Fördereinrichtungen von nationaler Bedeutung handelt und 
ihr Angebot auf Deutsch, Französisch und Italienisch gleichwertig ist.

Begründung Wir empfehlen, dass auch Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- 
und Reportagenprojekte unterstützt werden können. Für aufwendige 
Recherchen fehlt es den Redaktionen oft an Zeit und Geld. Tiefgehende 
Recherchen sind in einer Demokratie jedoch wichtig, damit Medien ihrer 
Kontrollfunktion nachkommen und Missstände aufdecken können. Agenturen 
betreiben keine investigativen Recherchen, sondern haben zum Ziel, 
Nachrichten zu verfassen. Um tiefgehende Recherchen zu fördern, haben sich 
in den letzten Jahren diverse Recherche-Fonds etabliert, wie der 
JournaFONDS, der Recherche-Fonds von investigativ.ch und weitere. Sie 
ermöglichen es, dass auch kleinere Medien oder freie Journalistinnen und 
Journalisten aufwändige Recherchen durchführen können, so dass sich 
investigative Recherchen nicht nur auf die grossen Medien beschränken. Ein 
Beispiel ist die Recherche der Schwyzer Lokalzeitung «Freier Schweizer», die 
dieses Jahr mit dem Swiss Press Award ausgezeichnet wurde. Sie wäre ohne 
eine finanzielle Förderung durch den Recherche-Fonds von investigativ.ch 
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nicht möglich gewesen. Auch die EMEK oder der Bundesrat betonen, dass im 
Hinblick auf die Medienförderung kostenintensive investigative Recherchen und 
Reportagen zu Themen von öffentlichem Interesse zu unterstützen seien (s. 
PDF im Anhang).

Anhang: Stellungnahme investigativ_ch_Vernehmlassung_RTVG.pdf
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Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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maz - Die Journalistenschule

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Grundsätzliches
Die Medienbranche in der Schweiz steht derzeit unter sehr starkem Druck. Die 
digitale Transformation, schrumpfende Einnahmen, veränderte 
Konsumgewohnheiten und der wachsende Einfluss grosser 
Technologieunternehmen setzen die Medienhäuser vor enorme 
Herausforderungen. Dabei ist unbestritten, dass funktionierende und 
unabhängige Medien einen essenziellen Pfeiler unserer direkten Demokratie 
darstellen. Eine breite Abdeckung mit verifizierten, seriösen und (sprach-)
regional geprägten Informationen über diverse, lokale Distributionswege sind 
eminent wichtig. Die Medien informieren die Öffentlichkeit, ermöglichen eine 
kritische Meinungsbildung, ordnen komplexe Sachverhalte ein und nehmen ihre 
Funktion als Vierte Macht im Staat wahr. Ohne eine vielfältige, stabile und 
verlässliche Medienlandschaft wäre die Demokratie in ihrer Funktionsweise 
gefährdet.

Die Eidgenössische Medienkommission (EMEK) hat in einem kürzlich 
veröffentlichten Papier auf die wach-senden Herausforderungen und Risiken 
eines Vertrauensverlusts im Journalismus hingewiesen (Journalismus - 
Eidgenössische Medienkommission EMEK (admin.ch). Basierend auf 
Gesprächen mit Vertreterinnen und Vertreter der Branche im Herbst 2023 
macht das Papier deutlich, dass die Digitalisierung und der technologische 
Wandel – insbesondere der Einsatz von Künstlicher Intelligenz – 
entscheidende Faktoren sind, die die Zukunft des Journalismus prägen. Um 
dem Vertrauensverlust entgegenzuwirken, betont die EMEK unter anderem, 
wie wichtig es ist, die Ausbildung von Journalistinnen und Journalisten an die 
digitalen Anforderungen anzupassen und den Lokaljournalismus zu fördern. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf orientiert sich an den sogenannt 
«unbestrittenen Massnahmen» aus dem Massnahmepaket zugunsten der 
Medien, welches in seiner Gesamtheit am 13. Februar 2022 vom Volk 
abgelehnt worden ist. Die stark bereinigte Revision des RTVG, die auf der 
Grundlage der parlamentarischen Initiativen 22.407 (Erhöhung des 
Gebührenanteils für regionale Radio- und Fernsehsender) und 22.417 (Unter-
stützungsmassnahmen für elektronische Medien) vorgeschlagen wird, ist 
unseres Erachtens absolut zielführend.

Wir sind der Ansicht, dass beide Initiativen in die richtige Richtung gehen und 
unterstützen deshalb die vorgeschlagene Revision des RTVG-Gesetzes, wie 
sie von der Mehrheit der KVF-S festgelegt wurde.

Anhang: Stellungnahme MAZ-CFJM_Vernehmlassungsverfahren_Chassot_Bauer.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme2

Titel Bericht - 22.407 und 22.417 Parlamentarische Initiativen Verteilung der 
Radio- und Fernsehabgabe und Fördermassnahmen zugunsten der 
elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der Kommission 
für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen
Die Förderleistungen werden aus dem Ertrag der Abgabe für Radio 
Fernsehen entrichtet. Es stehen zwei
Prozent des Ertrags zur Verfügung (Abs. 4). Der Bundesrat legt den Bedarf 
fest (Art. 68a Abs. 1 Bst. h)

Begründung In unserer Stellungnahme nehmen wir explizit Stellung zu: Artikel 76, Aus- 
und Weiterbildung
Ein zentraler Baustein für seriösen, fairen und qualitativ hochwertigen 
Journalismus sind gut ausgebildete Journalistinnen und Journalisten. Sie 
müssen alle Facetten des Handwerks beherrschen, um in der Lage zu sein, 
komplexe aktuelle Sachverhalte und Themen zu analysieren und 
vektorengerecht, an ein immer anspruchsvolleres Publikum, zu vermitteln. 
Doch immer weniger Ressourcen stehen den Medienhäusern zur 
Verfügung, um diese wichtige Ausbildung zu gewährleisten. Vor allem das 
Mentor/innen-System, welches es früher Nachwuchskräften ermöglichte, 
von der breiten Erfahrung auf der Redaktion zu lernen, ist stark ausgedünnt. 
Die Anforderungen und Erwartungen in diesem Bereich werden an die 
Ausbildungsinstitutionen übertragen, die nicht nur Wissen, sondern auch 
praktisches Know-how vermitteln. Es ist es wichtig, dass nicht nur das 
journalistische Handwerk, sondern auch die ethische Haltung in der 
Berichterstattung und insbesondere bei sensiblen Recherchen gesichert 
bleibt.
Auch in der Medienbranche gilt: lebenslanges Lernen ist unerlässlich. Die 
rasanten, technologisch getriebenen Entwicklungen erfordern, dass auch 
erfahrene Journalistinnen und Journalisten das Knowhow und die 
Fähigkeiten kontinuierlich weiterentwickeln, um den Anforderungen der 
heutigen Arbeitswelt gerecht zu werden.

Situation der elektronischen Medien
Regionale Medienhäuser stehen vor der schwierigen Aufgabe, junge 
Menschen oft ohne journalistisches Vorwissen auszubilden. Sie investieren 
dafür viel Zeit und Geld. Die berufsbegleitende, auf dem dualen 
Bildungssystem aufgebaute Grundausbildung, wie sie das MAZ und das 
CFJM anbieten, ist enorm wichtig – nicht nur für die betreffenden 
Unternehmen selbst, sondern für die gesamte Schweizer Medienlandschaft. 
Ein zunehmendes Problem ist, dass junge Menschen in der Deutschschweiz 
immer öfter gezwungen sind, ihre journalistische Ausbildung selbst oder zu 
einem grossen Teil aus eigener Tasche zu bezahlen, und das meist bei 
einem ohnehin niedrigen Volontariatslohn. Dies stellt eine erhebliche 
finanzielle Hürde dar und erschwert den Zugang zu einer qualitativ 
hochwertigen Ausbildung. In der Romandie regelt der Gesamtarbeitsvertrag 
die Löhne und die Ausbildung. Dennoch haben in der ganzen Schweiz die 
elektronischen Medien oft nicht die finanziellen Mittel, mehr als eine Person 
in die Ausbildung zu schicken, obwohl sie dies gerne tun würden. Dies führt 
dazu, dass der journalistische Nachwuchs oft nicht optimal ausgebildet und 
auf die anspruchsvoller werdenden Aufgaben (multiple Distributionskanäle, 
Deep Fake, Erkennen von Desinformation) vorbereitet ist. 
Die Ressourcenknappheit macht es umso dringlicher, dass eine fundierte 
und breit anerkannte Ausbildung gewährleistet wird, von der letztlich sowohl 
öffentlich-rechtliche als auch private Medienunternehmen gleichermassen 
profitieren. Die gut ausgebildeten Journalistinnen und Journalisten werden 
nicht selten von grösseren Medienhäusern abgeworben, da diese den 
hohen Wert unserer fundierten und praxisorientieren Ausbildung kennen und 
sie schätzen.

Anerkennung der Diplome und Zertifikate
Wir befürworten, dass die Diplome und Zertifikate von der Branche 
anerkannt sein müssen – nur so
haben sie für die Absolventinnen und Absolventen einen nachhaltigen Wert. 
Das MAZ und das CFJM 
verleihen Diplome und Zertifikate, die von der ganzen Branche 
uneingeschränkt und seit langem 
anerkannt werden. Unsere Ausbildung ist praxisorientiert und wird durch den 
direkten Austausch mit 
der Branche stetig an die Bedürfnisse und Anforderungen des Berufs 
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angepasst.
Das MAZ und das CFJM haben ihren Ursprung im Bedürfnis der 
Medienbranche nach einer umfassenden, praxisorientierten und 
unabhängigen Ausbildung für alle Journalistinnen und Journalisten sowie 
Medienfachkräfte. Auf dem dualen Bildungssystem aufgebaut, basierend auf 
dem gemeinsamen Ethik und Wertekodex der Branche, sind beide 
Institutionen nicht nur eine Drehscheibe für journalistisches Wissen und 
Know-how, sondern auch ein Ort des Austausches und der Vernetzung für 
die gesamte Branche. Dies fördert die Reflexion und das kritische Denken 
über die journalistischen Ansprüche, frei von einem verlagsinternen 
«Mindset».
Des Weiteren ist es wichtig, die Qualität an den Standards des Schweizer 
Bildungswesens auszurichten. Das MAZ und das CFJM werden von den 
Kantonen Luzern und Waadt als eine Institution anerkannt, die 
Bildungsdienstleistungen anbietet, die denen von Hochschulen des 
öffentlichen Sektors gleichwertig sind. Mehrere Medienunternehmen haben 
in den letzten Jahren eigene Ausbildungsstrukturen ins Leben gerufen, ohne 
jemals die Anerkennung aller anderen Akteure der Branche erlangen zu 
können. In dieser Hinsicht sind das MAZ und das CFJM die Garanten für 
eine qualitativ hochwertige, dauerhafte, unabhängige und allerseits 
anerkannten Ausbildung.

Finanzielle Unterstützung
Gemäss dem vorliegenden Vorschlag soll die Finanzierung für diese 
Fördermassnahme aus dem Ertrag 
der Abgabe für Radio und Fernsehen entrichtet werden und der Anteil 
höchstens ein Prozent des 
gesamten Ertrags der Abgabe betragen. Das MAZ und das CFJM 
unterstützen diesen Grundsatz, da er 
keine Belastung für den Staatshaushalt bedeutet. Diese Änderung macht die 
Unterstützung für die 
Aus- und Weiterbildung von Journalistinnen und Journalisten weniger 
anfällig gegenüber den jährlichen Einsparungen, die im Rahmen des 
allgemeinen Bundesbudgets diskutiert und umgesetzt werden. Im Hinblick 
auf mögliche, zukünftige Gebührensenkungen plädieren wir, in der Initiative 
22.417 die Obergrenze auf zwei Prozent zu setzen, wie es ursprünglich im 
Medienpaket vorgesehen war. Mit dieser Anpassung können die Mittel 
effektiv und nachhaltig wirken und damit die Qualität im Journalismus sowie 
auch die Vielfalt der Medienlandschaft sichern – was wichtige Ziele der 
Initiative sind.
Des Weiteren plädieren wir, dass ein Mindestbetrag von insgesamt CHF 5 
Millionen pro Jahr aus der 
vorgesehenen Förderung den etablierten und bereits heute unterstützten 
Ausbildungsinstitutionen 
und -angebote (MAZ, CFJM, klipp+klang, Corso di Giornalismo della 
Svizzera italiana, Presserat) zur 
Verfügung gestellt werden. Dieser Betrag erscheint uns realistisch, da er 
mögliche Kürzungen oder gar 
Streichungen der heutigen, an den Bundeshaushalt geknüpfte Förderung 
berücksichtigt.

Dringlichkeit der Revision
Seit der letzten Teilrevision des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG), die 
am 1. Juli 2016 in Kraft trat, 
wurden 10 Millionen Franken aus früheren Gebührenüberschüssen 
bereitgestellt, um Ausbildungsangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in gebührenunterstützten Lokalradios und Regionalfernsehsendern zu 
fördern. Diese Mittel werden in diesem Jahr vollständig aufgebraucht sein; 
damit entfällt eine bedeutende Unterstützung für die Grundausbildung von 
Videojournalistinnen und-journalisten (VJs) sowie Nachwuchskräften im 
Radiobereich. Eine Entwicklung, die die ohnehin schwierige Situation in der 
Medienlandschaft weiter verschärfen wird.

Es ist daher entscheidend, dass die mit der Revision vorgesehenen 
Massnahmen rasch und konsequent 
umgesetzt werden. Ein erneuter Fehler, wie bei der bisherigen 
Medienförderung, darf nicht wiederholt werden. Es ist wichtig, diese 
Revision nicht zu überladen oder mit anderen Vorlagen zu verknüpfen, um 
ihre Umsetzung zu gewährleisten.

Wir halten die Fördermassnahmen zugunsten aller elektronischen Medien 
für dringend und zielführend. Eine professionelle und anerkannte 
journalistische Ausbildung, eine funktionierende Selbstregulierung sowie 
eine über die Agenturleistungen in allen Sprachregionen fest verankerte 
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Basis-Infrastruktur sind zentrale Bausteine, um langfristig die Qualität und 
Vielfalt der medialen Versorgung in der ganzen Schweiz zu sichern.
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media Forti Schweiz/Suisse/Svizzera/Svizra

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens Stellung zur 
vorgeschlagenen Änderung des Radio- und Fernsehgesetzes RTVG (Pa. Iv. 
22.407 Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe; Pa. Iv. 22.417 
Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien) und bedanken uns 
für die Gelegenheit, uns einbringen zu können. Der Verein «media FORTI» ist 
unabhängig von Parteien und Interessenverbänden. Er setzt sich im 
öffentlichen Interesse ein für starke Medien und wird getragen von 
Vertreterinnen und Vertretern aus Journalismus, Medienausbildung, Kultur und 
Wissenschaft.

Nein zur Erhöhung des Abgabenanteils für konzessionierte Veranstalter (Art. 
40 Abs. 1)
*********************************************************************************

Wir anerkennen das Problem, dass das wirtschaftliche Umfeld für die privaten 
Lokalradio- und Regionalfernsehsender zunehmend schwieriger wird. 
Allerdings lehnen wir den Vorschlag, den Abgabenanteil für Radio und 
Fernsehen von heute 4-6 % auf 6-8 % zu erhöhen, aus folgenden Gründen ab:
•Die privaten konzessionierten Radio- und Fernsehanbieter erhalten den 
Abgabeanteil zur Erfüllung eines lokal-regionalen Leistungsauftrags. Da dieser 
Leistungsauftrag nicht verändert wird, muss auch der Abgabenanteil nicht 
verändert werden. 
•Der Vorschlag würde zu einer weiteren Schwächung der SRG SSR führen. 
Die SRG SSR steht bereits finanziell unter Druck. Einerseits ist sie mit 
sinkenden Fernsehwerbeeinnahmen konfrontiert. Andererseits hat der 
Bundesrat entschieden, der SRG SSR nicht mehr den vollen 
Teuerungsausgleich zu gewähren und die Radio- und Fernsehabgabe von 
CHF 335 auf CHF 300 zu senken und noch mehr Unternehmen als schon 
bisher von der Abgabe zu befreien. Insofern ist absehbar, dass die SRG SSR 
nicht mehr über ausreichend Mittel verfügen wird, um ihren Leistungsauftrag zu 
erfüllen. Zudem steht eine Abstimmung über die Halbierungsinitiative bevor. 
Die von der KVF-S vorgeschlagene Änderung hätte zur Folge, dass bei einer 
allfälligen Annahme der Initiative der Abgabenanteil der SRG SSR massiv 
sinkt, jener für private Sender jedoch gleichbleibt. Wir sehen die Gefahr, dass 
Privatsender gegen die SRG SSR ausgespielt werden, statt beide Akteure zu 
stärken. Angesichts der negativen finanziellen Folgen für die SRG SSR teilen 
wir die Auffassung der Kommissionsminderheit, dass es besser gewesen wäre, 
die Förderung der privaten Medien in einer Gesamtschau mit der Behandlung 
der Volksinitiative «200 Franken sind genug!» und einem allfälligen 
Gegenentwurf zu behandeln. 

Sollte es dennoch zu einer Erhöhung des Abgabenanteils für die privat-
konzessionierten Rundfunksender kommen, so fordern wir, dass die 
zusätzlichen Prozentpunkte in einen Innovationsfonds fliessen, der digitale 
Transformationsprojekte bei Rundfunkanbietern fördert. Die digitale 
Transformation verändert die Produktions-, Distributions-, Nutzungs-, 
Finanzierungsbedingungen der Medien und die medialen Präferenzen ihres 
Publikums grundlegend. Deshalb ist es notwendig, dass die Medien laufend 
Innovationen in all diesen Bereichen entwickeln. Ansonsten verlieren sie ihr 
Publikum und ihre publizistische Relevanz. Im lokal-regionalen Rundfunk ist 
das bereits deutlich spürbar geworden. Statt nur die bisherige 
Programmleistung zu unterstützen, sollte das Abgabensplitting deshalb für 
Innovationen eingesetzt werden. Innovationsprojekte können inhaltlicher 
(Entwicklung neuer Formate) aber auch technischer Natur sein. Mit solchen 
Fonds gibt es im Ausland bereits zahlreiche positive Erfahrung (bspw. 
Förderprogramm für Lokalmedien der mabb – Medienanstalt Berlin 
Brandenburg).

Ja zur indirekten Förderung für elektronische Medien (Art. 76-76c)
**************************************************************
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«media FORTI» befürwortet die vorgesehenen indirekten Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen Medien. Der Gesetzesvorschlag spricht 
richtigerweise von elektronischen Medien. Somit können neben traditionellen 
Radio-/TV-Sendern auch journalistische Onlineangebote von diesen indirekten 
Massnahmen profitieren. Dies unterstützen wir ausdrücklich, da die 
Mediennutzung zunehmend online stattfindet.
Die vorgeschlagenen Fördermassnahmen halten wir für sinnvoll und 
unterstützen diese. Allerdings schlagen wir folgende Anpassungen vor:
•Wir halten es für dringend notwendig, digitale Infrastrukturen zu fördern, wie 
dies im Massnahmenpaket zugunsten der Medien noch vorgesehen war. Dass 
die einzig innovative Massnahme in der Neuauflage der indirekten 
Fördermassnahmen geopfert wurde, ist in Anbetracht der fortschreitenden 
Digitalisierung nicht nachvollziehbar.
•Im Rahmen der Unterstützung von Aus- und Weiterbildung sollten auch 
journalismusnahe Organisationen, die einen wichtigen Beitrag zur 
verlagsunabhängigen Stärkung des Journalismus leisten, auf Gesuch hin 
unterstützt werden können. Zudem erachten wir es als sinnvoll, 
Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und Reportagenprojekte 
ebenfalls zu unterstützen.

Fazit
*****

«media FORTI» lehnt die Erhöhung des Abgabenanteils für privat-
konzessionierte Lokalradio- und Regionalfernsehsender ab. Hingegen 
befürwortet «media FORTI» die vorgeschlagenen indirekten 
Fördermassnahmen für elektronische Medien und regt deren Ergänzung um 
eine Unterstützung digitaler Infrastrukturen an.

Anhang: media FORTI - Vernehmlassung indirekte Förderung und Gebührensplitting 2024.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Broulis, Friedli Esther, Häberli-Koller)
… eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt. Lokalen TV-Stationen mit 
einer eigenständigen und regelmässigen Berichterstattung über nationale 
und kantonale Politik kann eine zusätzliche Konzession mit 
Abgabenanteil erteilt werden.

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Die Abgabenanteile für Veranstalter mit Abgabenanteil nach Artikel 68a 
Absatz 1 Buchstabe b betragen 6 bis 8 Prozent des Ertrages der Abgabe für 
Radio und Fernsehen. Der Bundesrat bestimmt:

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag … inklusive Verbreitungskosten erbringen muss. Es legt die jeweiligen 
Anteile der Konzessionäre so fest, dass sie sich unter Berücksichtigung der 
Teuerung und im Vergleich zur letzten Konzessionsperiode angemessen 
erhöhen. 

Begründung --

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von elektronischen 
Medien anbieten, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, insbesondere 
Grundausbildungen und Weiterbildungen im Informationsjournalismus.
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Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Stark, Friedli Esther, Häberli-Koller)
Die Unterstützungsbeiträge werden im Verhältnis zur Summe der Beiträge 
der Träger der unterstützten Organisationen geleistet. Ausgangspunkt dafür 
ist die Summe der Trägerbeiträge im Jahr 2024.

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag Minderheit (Friedli Esther, Stark, Wicki)
streichen
(Betrifft auch Untertitel, Art. 1 Abs. 1 Bst. b, Art. 2 Bst. abis und Art. 68a, 
Abs. 1, Bst. h: streichen)

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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sgv - Schweizerischer Gewerbeverband

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung: Der Schweizerische Gewerbeverband sgv hat im Rahmen des politischen 
Prozesses die Pa.Iv. 22.407 unterstützt und unterstützt auch im Rahmen des 
Vernehmlassungsverfahrens die damit verbundene Erhöhung des 
Abgabenanteils für den regionalen Service public auf 6 Prozent des Ertrags (81 
Millionen Franken, ab 2025 86 Millionen Franken). 
Bislang beträgt der Spielraum gemäss Art. 40 RTVG 4 bis 6%. Neu soll er 6 bis 
8% betragen. Finan-ziert wird der Betrag aus der Radio- und Fernsehabgabe. 
Die Änderungen von Art. 40 Abs. 1 (Der An-teil der regionalen Radios und 
Fernsehen an der Radio- und Fernsehabgabe wird von bisher 4-6% auf neu 6-
8% angehoben) und Art. 40 Abs. 2 (Der neue Passus garantiert, dass mit der 
Erhöhung des Ab-gabenanteils nicht nur Schwankungen der Haushaltabgaben 
ausgeglichen werden, sondern die Anteile der Sender tatsächlich erhöht 
werden) werden vom sgv unterstützt. 
Ablehnend hingegen hat sich der Schweizerische Gewerbeverband sgv zur Pa.
Iv. 22.417 positi-oniert. Damit sollen Teile des in der Volksabstimmung vom 13. 
Februar 2022 abgelehnten Medi-enpaketes wieder aufgenommen werden, 
insbesondere die Fördermassnahmen zugunsten der Aus- und Weiterbildung, 
der finanziellen Unterstützung der Nachrichtenagenturen und Agentu-ren für 
audiovisuelle Inhalte von nationaler Bedeutung. Ebenso lehnt der sgv die 
Förderung der online-Medien ab.

Anhang: 20241001_vnla_sgv_rtvg_de.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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zhaw Institut für Angewandte Medienwissenschaft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Vernehmlassung_RTVG_IAM.pdf
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Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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Öffentlichkeitsgesetz.ch Geschäftsstelle

Rückmeldung zum 1.Erlass: Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen den Vorschlag der Kommission für Verkehr und 
Fernmeldewesen des Ständerates (KVF-S) grundsätzlich, schnell umsetzbare 
Massnahmen zur Medienförderung zu ergreifen. Insbesondere Regionalmedien 
befinden sich in einer schwierigen Lage. Um Qualitätsjournalismus 
aufrechtzuerhalten und die demokratiepolitisch wichtigen Aspekte einer 
flächendeckenden und tiefgehenden Publizistik, die bis auf Gemeindeebene 
funktioniert, in der Schweiz zu gewährleisten, sind staatliche Massnahmen 
dringend erforderlich.

Der Verein Öffentlichkeitsgesetz.ch engagiert sich seit 2011 in der Deutsch- 
und der Westschweiz im Bereich der Journalismusförderung und -ausbildung, 
wir wirken nahe an der journalistischen Basis und orientieren uns an einem 
engagierten Berufsbild. Ein Kernanliegen unserer Organisation ist es, 
Berufskolleginnen und -kollegen neues Wissen zu vermitteln und Qualitäts-
Journalismus zu fördern. Dabei werden wir immer wieder mit der Situation 
konfrontiert, dass schlechte wirtschaftliche Rahmenbedingungen für diese 
Medien und Medienschaffenden guten und wichtigen Journalismus 
erschweren. Von der strukturellen Krise der Medien- und Verlagshäuser sind 
wir ganz direkt auch betroffen, vor allem in den Bereichen Aus- und 
Weiterbildung, welche das gesetzliche Vorhaben zu Recht unterstuützen will.

In der Schweiz sind neben den grossen Medienschulen auch journalistische 
Basisorganisationen in der Aus- und Weiterbildung tätig. Sie sind aus der 
journalistischen Basis heraus entstanden und dort stark verankert. Diese 
verlagsunabhängigen, journalistischen Non-Profit-Organisationen haben in der 
Schweiz in den letzten Jahren wichtige Medienthemen (investigative 
Recherche, Öffentlichkeitsgesetz, Datenjournalismus, Reportage, Lobbyismus) 
entwickelt, in Lehrveranstaltungen vermittelt und in den Unterrichtsplan von 
Medienschulen eingebracht.

Anhang: Stellungnahme-Oeffentlichkeitsgesetz-ch-Vernehmlassung-RTVG.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel I Das Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen wird wie 
folgt geändert:

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1 Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 1 Sachüberschrift, Abs. 1bis Gegenstand und Geltungsbereich

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 2 Bst. abis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 38 Abs. 3, 2. Satz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 1 Einleitungsteil

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 40 Abs. 2, 3. Satz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 68a Abs. 1 Bst. h

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 1
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann unabhängige Institutionen, die dauerhaft praxisnahe Aus- 
und Weiterbildungen für redaktionell tätige Mitarbeitende von elektronischen 
Medien anbieten, auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, insbesondere 
Grundausbildungen und Weiterbildungen im Informationsjournalismus.

Begründung Es besteht weitgehend Einigkeit, dass Institutionen wie der Presserat, 
Keystone-SDA oder die Medienschulen MAZ und CFJM unterstützt werden 
sollen. Wir möchten jedoch betonen, dass auch journalistische 
Basisorganisationen wie Öffentlichkeitsgesetz.ch, QuaJou, JJS, Reporter 
und investigativ.ch finanzielle Förderung erhalten sollten.
Mit ihrer Arbeit prägen sie einen professionellen und ethisch fundierten 
Journalismus in der Schweiz und geniessen Anerkennung sowie 
Unterstützung in der Branche.

Der Verein Öffentlichkeitsgesetz.ch hat über 2.500 Medienschaffende 
ausgebildet, teils mit dem Schweizer Presserat. Auch investigativ.ch, Quajou 
und das Reporter:innen-Forum Schweiz bieten regelmässig Workshops, 
Gesprächsrunden und Jahrestagungen an. Diese Organisationen verstehen 
sich, ebenso wie Selbstregulierungsorganisationen, grosse Medienschulen 
oder Nachrichtenagenturen, als Institutionen, die der gesamten 
Medienbranche dienen.

In der Vergangenheit wurden Weiterbildungsaktivitäten solcher 
journalismusnahen Organisationen gemäss Art. 83 Abs. 2 Bst. a der Radio- 
und Fernsehverordnung (RTVV, SR 784.401) im Rahmen der 
Weiterbildungsförderung für Programmschaffende von elektronischen 
Medien finanziell unterstützt. Die bisherigen Beiträge waren vergleichsweise 
gering. Ein eigener Gesetzesparagraf ist dafür nicht notwendig. Es muss 
jedoch gewährleistet sein, dass in den Ausführungsbestimmungen zu Art. 76 
Abs. 1 (Aus- und Weiterbildung) weiterhin sichergestellt ist, dass auch 
journalismusnahe Organisationen berücksichtigt werden können.

Wir sind überzeugt, dass journalistische Basisorganisationen wie 
Öffentlichkeitsgesetz.ch, investigativ.ch, QuaJou, das Reporter:innen-Forum 
und JJS einen bedeutenden Beitrag zur Stärkung eines 
verlagsunabhängigen Journalismus leisten. Sie fördern tiefgehendes 
Recherche-Know-how und schaffen tragfähige Netzwerke in denen 
nachhaltige Publizistik entsteht.

Titel Art. 76 Aus- und Weiterbildung, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Die Diplome und Zertifikate dieser Institutionen müssen von der Branche 
anerkannt sein.

Begründung Die Qualität der Aus- und Weiterbildung ist wichtig, und es ist legitim, eine 
Überprüfung dieser Qualität sicherzustellen. Bisher hat das BAKOM diese 
Funktion übernommen. Sollten künftig «von der Branche anerkannte» 
Diplome und Zertifikate diese Aufgabe übernehmen, darf dies nicht dazu 
führen, dass die Zertifizierungshürden so hoch angesetzt werden, dass 
journalismusnahe Organisationen, die oft mit begrenzten Mitteln qualitativ 
hochwertige Arbeit leisten, ausgeschlossen werden. Dies ist in den 
Ausführungsbestimmungen zu Art. 76 Abs. 2 (Aus- und Weiterbildung) 
entsprechend zu berücksichtigen.

Titel Einfügen der Art. 76a–76c vor dem Gliederungstitel des 4. Kapitels

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76a Selbstregulierung der Branche

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 1
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Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Das BAKOM kann Nachrichtenagenturen und Agenturen für audiovisuelle 
Inhalte auf ihr Gesuch hin finanziell unterstützen, sofern es sich um 
Agenturen von nationaler Bedeutung handelt und ihr Angebot auf Deutsch, 
Französisch und Italienisch gleichwertig ist.

Begründung Es ist zu bedenken, dass auch die Möglichkeit geschaffen werden muss, 
dass unabhängige Förderorganisationen wie der Journafonds oder der 
Recherchefonds von investigativ.ch gefördert werden können. Diese geben 
wichtige publizistische Impulse und helfen, Lücken in der Berichterstattung 
zu füllen. So könnte Artikel 76b so angepasst werden, dass 
Fördereinrichtungen für journalistische Recherche- und Reportagenprojekte 
finanziell unterstützt werden können.

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76b Agenturleistungen, Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 1

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen, Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Gemeinsame Bestimmungen Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 76c Abs. 2bis

Akzeptanz Enthaltung
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Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Kapitel: Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Rückmeldung zum 2.Erlass: Bericht Parlamentarische Initiativen Verteilung der Radio- und Fernsehabgabe 
und Fördermassnahmen zugunsten der elektronischen Medien Vorentwurf und Erläuternder Bericht der 
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme2

Rückmeldung zur Gesamtvorlage --

Begründung: --
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